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2 | Vorwort des Präsidenten

Liebe Leserinnen
und Leser,

Deutschland steht im Jahr 2022 
massiv unter Stress. Seit dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs war unser 
Land nicht mehr mit einer solchen 
Fülle teilweise existenzieller Heraus-
forderungen konfrontiert – und dies 
auch noch gleichzeitig: der Krieg in 
der Ukraine, die Pandemie, die Trans-
formation der Wirtschaft, der Weg zur 
Klimaneutralität, die Digitalisierung, 
der demografische Wandel. 

Hinzu kommt die hochgradig unüber-
sichtliche und angespannte weltpoliti-
sche Lage. Für ein Land wie Deutsch-
land, das seinen Wohlstand seiner 
Verflechtung in der Weltwirtschaft 
und dem florierendem Außenhandel 
verdankt, sind dies ruppige Zeiten. 
Denn die Globalisierung ist in schwe-
re See geraten. Gerade Deutschland 

als Exportnation profitiert überpro-
portional von offenen Märkten. Doch 
immer mehr Volkswirtschaften halten 
es inzwischen für einen guten Einfall, 
lieber ihre Märkte abzuschotten und 
autonomer zu werden. Wir erleben 
dies zunehmend auch im Wachs-
tumsmarkt China.

Die deutsche Wirtschaft reagiert auf 
diese Entwicklung mit einer stärkeren 
Diversifizierung der Märkte. Ohne-
dies tut unser Land gut daran, sich 
nicht von wenigen Playern abhängig 
zu machen. Zugleich müssen wir uns 
wieder viel mehr auf unsere Stärken 
und Tugenden besinnen – etwa in-
dem wir Lösungen für die Probleme 
dieser Welt entwickeln. Dazu gehören 
Innovationen „made in Germany“ 
für die großen Fragen dieser Zeit: 
Energiewende, Mobilitätswende, Kli-
maschutz, Digitalisierung. Denn das 
ist das Spielfeld, auf dem unser Land 

seine hohe Wettbewerbsfähigkeit 
ausspielen und seine Exportstärke 
sichern kann.

„Wir brauchen vor
allem offene Märkte.“

Damit dies gelingen kann, brauchen 
wir vor allem offene Märkte. Hier 
muss die Politik jetzt in Höchstge-
schwindigkeit ihre Hausaufgaben 
machen. Deutschland, aber auch 
die Europäische Union insgesamt, 
müssen sich mehr denn je für Frei-
handel einsetzen. Wir haben ein exis-
tenzielles Interesse daran, dass die 
globale Weltordnung auf der Grundla-
ge freiheitlich-demokratischer markt-
wirtschaftlicher Werte und nicht auf 
der Basis dirigistisch-autokratischer 
staatswirtschaftlicher Abschottungs-
systeme funktioniert. 

In aufgewühlter See …

Vorwort des Präsidenten

Foto: Andreas Zobe 



Es wird darauf ankommen, dass wir 
weiterhin auch wirtschaftlich stärker 
sind als autoritäre Staaten, damit die 
Menschen merken, in welchem Sys-
tem es ihnen besser geht. Demokra-
tie, soziale Marktwirtschaft, Freiheit 
für die Menschen, soziale Standards, 
gute Bildung – das sind die Werte, für 
die wir kämpfen müssen. Gerade in 
diesen unübersichtlichen Zeiten müs-
sen wir viel mehr dafür tun, dass auch 
unser Gesellschaftsmodell wieder zu 
einem Exportschlager wird. 

Ich bin da übrigens gar nicht so 
pessimistisch. Denn Putin hat es 
mit seinem brutalen Überfall auf die 
Ukraine geschafft, die EU wieder zu 
einen. Dieser neue Schwung muss 
jetzt auch dazu führen, die ökonomi-
sche Kraft des Europäischen Binnen-
marktes mit seinen 450 Millionen 
Menschen zu nutzen, um weltweit 
Marktöffnungen durchzusetzen und 
Wettbewerbsverzerrungen abzuweh-
ren. Von fundamentaler Bedeutung 
wird es sein, die Handelsbeziehun-
gen mit den USA auf völlig neue und 
belastbare Füße zu stellen.

Hierzulande hat der russische An-
griffskrieg in der Ukraine die neue 
Bundesregierung gezwungen, 
schnell in den Krisenmodus zu schal-
ten. Programmiert war sie eigentlich 
auf einen Gestaltungsmodus, in dem 
die Ampel-Koalition eine dringend 
notwendige Aufbruchsstimmung in 
Deutschland entfachen wollte. Doch 
so richtig die vielen Absichtserklä-
rungen im Berliner Koalitionsvertrag 
auch sind, so wichtig wird es sein, sie 
auch in konkrete Lösungsvorschläge 
zu gießen. 

Keine Frage: SPD, Grüne und FDP 
haben die herausragende Bedeutung 
von Wirtschaft und Industrie als Basis 
für Wohlstand und Arbeitsplätze in 
unserem Land verstanden. Insbe-
sondere Wirtschaftsminister Robert 
Habeck zeigt in der täglichen Regie-
rungsarbeit, dass er sich angesichts 
der kriegsbedingten Turbulenzen 
auf den globalen Energie- und Roh-
stoffmärkten intensiv um die Siche-
rung der Energieversorgung in der 
Industrie und wettbewerbsfähige 

Energiepreise bemüht. Eindeutig 
richtig ist das Ziel, Planungs- und 
Genehmigungsverfahren massiv zu 
beschleunigen. Doch die eigentliche 
Nagelprobe steht der Ampel in Berlin 
noch bevor. Denn es wird auf die 
konkrete Umsetzung der avisierten 
Tempoverschärfung ankommen, ob 
Investitionen in die Transformation 
auch tatsächlich rechtzeitig realisiert 
werden können.

Das gilt auch für Nordrhein-Westfa-
len – gerade nach der Landtagswahl 
im Mai. Nach fünf Jahren Schwarz-
Gelb führt nun Schwarz-Grün die Ge-
schicke unseres Landes. Die neue 
Landesregierung kann dabei auf eine 
Entwicklung aufbauen, die unser 
Land in den letzten fünf Jahren ein 
gutes Stück vorangebracht hat. CDU 
und FDP haben gemeinsam einen 
wirtschaftspolitischen Stimmungs-
wechsel bewirkt. Dabei wurde der 
Auf- und Ausbau der digitalen und der 
Verkehrsinfrastruktur vorangetrieben, 
für eine erkennbare Entfesselung von 
überbordender Bürokratie gesorgt 
und ein besonderer Schwerpunkt auf 
Innovationen und Start-ups gelegt.

Auf diesem Weg muss unser Land 
jetzt konsequent weitergehen. CDU 
und Grüne haben angekündigt, Nord-
rhein-Westfalen zum ersten klima-
neutralen Industrieland Europas 
zu machen. Schon allein die Ziel-
formulierung bedingt eine massive 
Beschleunigung bei Planungs- und 
Genehmigungsverfahren. Geschieht 
dies nicht, wird der ambitionierte und 
ehrgeizige Plan für den Umbau des 
Landes scheitern. Zudem müssen 
CDU und Grüne zeigen, dass sie tat-
sächlich vorhandene Spannungsfel-
der und gesellschaftspolitische Blo-
ckaden auflösen können. Gleichzeitig 
muss der Landesregierung bewusst 
sein, dass der grundlegende Struk-
turwandel ohne die Unternehmen 
nicht gelingen wird. Darum muss die 
Landesregierung alles unternehmen, 
was unsere Wirtschaft stärkt und al-
les unterlassen, was sie schwächt. 

Im Spielfeld der Grünen liegen mit 
ihrer Zuständigkeit für Wirtschaft, 
Energie, Umwelt, Klimaschutz und 

Verkehr nun zentrale Bereiche, die 
für den Standort Nordrhein-Westfalen 
existenziell sind. Sie werden nun den 
Nachweis führen müssen, den tief-
greifenden Veränderungsprozess des 
Landes zu ermöglichen statt ihn zu 
verzögern. Erweisen sich die Grünen 
hier als Tempomacher, wird ihnen 
dies auch viel Vertrauen der Unter-
nehmen im Land zurückbringen, das 
zwischen 2010 und 2017 in Zeiten 
einer eher oft bremsenden grünen 
Wirtschafts- und Umweltpolitik in Tei-
len der Wirtschaft massiv gelitten hat.

„Die kommende
Legislaturperiode wird
entscheidend für die 
Zukunftsfähigkeit
unseres Landes sein.“

Keine Frage: Die kommende Legisla-
turperiode wird entscheidend für die 
Zukunftsfähigkeit unseres Landes 
sein. Die zentralen Weichenstellun-
gen für eine erfolgreiche Transfor-
mation müssen jetzt erfolgen. Eine 
moderne Verkehrsinfrastruktur, er-
hebliche Fortschritte in der Digitali-
sierung in allen wichtigen Bereichen 
des Landes gehören ebenso dazu 
wie genügend Spielräume, die un-
sere Wirtschaft für massive Investi-
tionen in Innovationen, Klimaschutz 
und Arbeitsplätze benötigt. Weniger 
Staat, weniger Reglementierung und 
weniger Bürokratie wären hier ein 
starkes zusätzliches psychologisches 
Signal – gerade dann, wenn es von 
einer Landesregierung mit grüner 
Beteiligung gesendet würde. Wenn 
Unternehmer so spüren, dass sie will-
kommen sind und ihr Engagement 
ausdrücklich unterstützt wird, dann 
sind dies gute Voraussetzungen für 
ein gutes Miteinander von Landes-
politik und Wirtschaft.

Mit einem herzlichen Glückauf bin 
ich Ihr

Arndt G. Kirchhoff
Präsident
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Anteil der Gewerbegebiete mit Anschlüssen von mind. 
400 MBit/s; Quelle: Breitbandatlas BMVI, Stand Mitte 
2021

Angaben in Klammern: Veränderung ggü. Vorjahr; Quelle: IT.NRW, 2021

Wintersemester 2021/22; Quelle: Statistisches Bundesamt

Anteil am BIP 2020; Quellen: Statistisches Bundesamt; 
Stifterverband, Wissenschaftsstatistik; Arbeitskreis 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (Stichtag 30.6.2021)

STUDIERENDE AN HOCHSCHULEN SCHNELLES INTERNET

GRÖSSTE INDUSTRIEBRANCHEN NACH UMSATZ IN NRW

BESCHÄFTIGUNGSQUOTE FRAUEN 
15 BIS 65 JAHRE

INTERNE AUSGABEN FÜR FORSCHUNG 
UND ENTWICKLUNG

2,2% 55,0%

2.948.979 D

3,2% 58,6%

3.571 MRD. EURO D

768.173 NRW

Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, 2021	

733 MRD. EURO
BRUTTOINLANDSPRODUKT / WIRTSCHAFTSLEISTUNG
 

  

  

CHEMISCHE ERZEUGNISSE: 49,4 MRD. EURO (+19,9%)

NRW

NRW NRWD D

60,4% 56,3%
NRW D

METALLERZEUGUNG  
UND -BEARBEITUNG: 40,7 MRD. EURO (+26,3%)

MASCHINENBAU: 47,5 MRD. EURO (+7,9%)



ARBEITSLOSENQUOTE

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2021 Anteil an Arbeitslosen; 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2021

Angaben in Klammern: Veränderung ggü. Vorjahr; Quelle: 
Information und Technik NRW, 2021

LANGZEITARBEITSLOSE

39,3%
DD

850.000 KM (+25%) je 10.000 Erwerbspersonen; 
Quelle: IfM, 2021

Angaben in Klammern:
Veränderung ggü. Vorjahr; Quelle: ADAC

STAUKILOMETER 2021EXISTENZGRÜNDUNGEN

WERTSCHÖPFUNG NACH SEKTOREN

240.000 KM (+22%)

  

DIE WICHTIGSTEN ZIELLÄNDER
FÜR NRW-PRODUKTE

NIEDERLANDE 
22,7 (+18,2%) MRD. EURO
FRANKREICH
17,0 (+16,9%) MRD. EURO
USA  
13,4 (+13,8%) MRD. EURO 

NRW 

D

7,3%
NRW NRW

5,7%

64,5
NRW

65,7
D

45,8%

0,9% D
29,4% D

69,7% D

INDUSTRIE: 26,8% NRW 

DIENST​LEISTUNGEN: 72,5% NRW

LANDWIRTSCHAFT: 0,6% NRW

Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnung der Länder, 2021
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Neue Landesregierung vor großen Aufgaben

	 Herausforderungen von Krieg und Pandemie meistern

	 Modernisierung des Landes voranbringen

	 Tempo bei Transformation machen

Es sind schwere, herausfordernde 
Zeiten: Ukraine-Krieg und Corona-
Pandemie sowie deren Auswirkun-
gen auf Lieferketten, Energiever-
sorgung und -kosten, Inflation und 
noch vieles mehr. Hinzu kommt die 
Daueraufgabe Transformation. 

Die neue schwarz-grüne nordrhein-
westfälische Landesregierung steht 
vor großen Aufgaben. Sie muss Kri-
sen meistern und die Modernisierung 
des Landes voranbringen. Die noch 
junge Legislaturperiode ist entschei-
dend für die Zukunftsfähigkeit unse-
res Landes.

Angriffskrieg auf  
Ukraine als Zäsur

Der Angriffskrieg Putins auf die Uk-
raine ist eine Zäsur. Er hat gezeigt, 
dass Freiheit, Frieden und Demokra-

tie nicht selbstverständlich sind. Wir 
werden mehr dafür tun müssen, um 
diese Werte zu verteidigen. Damit 
dies gelingt, müssen wir nicht nur 
moralisch Stärke zeigen, sondern 
auch wirtschaftlich stärker sein als 
die Diktaturen dieser Welt. Nordrhein-
Westfalen, Deutschland und Europa 
sind existenziell auf wirtschaftlichen 
Erfolg angewiesen. 

Durch den Krieg und seine Folgen 
werden die politischen Agenden auf 
allen Ebenen in Europa, Bund und 
Land völlig neu aufgestellt werden 
müssen. Sie müssen so ausgerichtet 
sein, dass wir stark und damit auch 
widerstandsfähig bleiben. Dabei wird 
es entscheidend auf die Leistungs-
fähigkeit der Wirtschaft ankommen. 
Ein „Weiter-so“ kann und darf es an-
gesichts der gravierenden wirtschaft-
lichen Konsequenzen des Krieges 
nicht geben. 

Politik in NRW

Intensiver Dialog mit 
der Landesregierung

Die wirtschaftlichen Auswirkungen 
des Krieges sind auch für nord-
rhein-westfälische Unternehmen 
gravierend. Dies hat auch die Lan-
desregierung erkannt. Seit Beginn 
des Krieges findet ein besonders 
enger und regelmäßiger Austausch 
von Staatskanzlei und Ministerien 
mit Wirtschaft und Gewerkschaften 
statt. So hat unternehmer nrw an 
den vier Spitzengesprächen teilge-
nommen, war bei der Sitzung der 
Wirtschaftsministerkonferenz Ende 
Juni in Dortmund vertreten und hat in 
vielen weiteren Gremien die Sorgen 
der nordrhein-westfälischen Unter-
nehmen einbringen können.

Geschärft werden konnte dabei 
der Blick auf die massiven Konse-
quenzen, die ein Gasembargo für 

6 | Politik in NRW

Landtag in Düsseldorf. Foto: Andreas Weber via iStock



Klare Position: Die nordrhein-
westfälische Wirtschaft hat sehr 
deutlich gemacht: Sie ist von dem 
russischen Angriffskrieg auf die 
Ukraine erschüttert. Sie verurteilt 
den Überfall auf das Schärfste. Die 
Wirtschaft erklärt ihre Solidarität mit 
den Menschen in der Ukraine. 

#WirtschaftHilft: Die Hilfsbereit-
schaft der nordrhein-westfälischen 
Wirtschaft angesichts der humani-
tären Folgen des Krieges ist enorm. 
Mit der Initiative #WirtschaftHilft, 
die von den Spitzenverbänden BDA, 
BDI, DIHK und ZDH ins Leben 
gerufen wurde, wird dieses Enga-
gement unterstützt. Insbesondere 
werden Informationen zu konkreten 
Hilfsmöglichkeiten und  -bedarfen in 
die Breite der Wirtschaft getragen. 
unternehmer nrw unterstützt diese 
Initiative ebenso wie die Aktion 
„NRW hilft der Ukraine“, die von 
der Landesregierung NRW initiiert 

wurde. Zahlreiche Mitgliedsverbän-
de aus der nordrhein-westfälischen 
Wirtschaft schließen sich ebenfalls 
an und tragen mit vielfältigen Aktio-
nen ihren Teil bei. 

Information und Austausch: 
unternehmer nrw informiert die 
Mitgliedsverbände – ähnlich wie bei 
Corona – mit Sonder-Rundschreiben 

schnell und umfassend über die 
verschiedenen Folgen des Krieges. 
Hinzu kommen unter anderem auch 
regelmäßig Online-Erfahrungsaus-
tausche. Die Themen sind vielfältig: 
von der Frage der Energieversor-
gung über die Hilfspakete des Bun-
des für betroffene Unternehmen bis 
hin zum Arbeitsmarktzugang von 
Geflüchteten.

Pressekonferenz nach dem Spitzengespräch zum Ukraine-Krieg mit Präsident Arndt G.
Kirchhoff, Ministerpräsident Hendrik Wüst und der Vorsitzenden des DGB NRW, Anja Weber

NRW-Wirtschaft an der Seite der Ukraine

nordrhein-westfälische Unterneh-
men, unseren Industriestandort, für 
Arbeitsplätze und die Gesellschaft 
insgesamt hätte. Die Botschaft war 
und ist klar: Politik muss alles tun, 
um eine verlässliche und bezahlba-
re Energieversorgung so weit wie 
möglich sicherzustellen, sich vor-
ausschauend auf einen möglichen 
Engpass vorbereiten und auch für 
Entlastungen bei den Energiekosten 
sorgen. 

Pandemie-Management 
für NRW

Gesellschaft, Politik und Wirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen bleiben weiter-
hin auch durch die Corona-Pandemie 
herausgefordert. Im Herbst/Winter war 
es aufgrund der Omikron-Variante er-
neut zu deutlichen Einschränkungen 
gekommen. Zudem sind in einigen 

Branchen noch die wirtschaftlichen 
Folgen früherer Lockdowns deutlich 
spürbar. 

Umso wichtiger ist ein konsequentes, 
vorausschauendes Pandemie-Manage-
ment. Ziel muss sein, die Konsequen-
zen einer neuen Welle oder Variante 
insgesamt möglichst gering zu halten. 
Erneute gravierende Einschränkungen 
des Wirtschaftslebens oder gar Schlie-
ßungen wären für viele Betriebe hier-
zulande fatal. Aus den Erfahrungen der 
vergangenen Jahre gilt es seitens der 
Landesregierung frühzeitig gleicherma-
ßen die richtigen Schlüsse zu ziehen 
und zielgerichtete wie verhältnismä-
ßige Maßnahmen zu entwickeln. Die 
zentrale Botschaft von unternehmer 
nrw: Die nordrhein-westfälischen Be-
triebe brauchen Planungssicherheit 
und Verlässlichkeit. Auch müssen die 
sozialen und wirtschaftlichen Folgen 
von Maßnahmen noch stärker als bis-

her abgewogen werden. Zentraler Bau-
stein zur Bekämpfung der Pandemie 
bleibt das Impfen. Wir brauchen für 
die Impfkampagne neuen Schwung 
und ausreichende Kapazitäten. Hinzu-
kommen muss eine bessere Nutzung 
von Daten und der Digitalisierung für 
das Pandemie-Management. Und nicht 
zuletzt: Unabdingbar bleibt der enge 
Austausch zwischen Politik und Wirt-
schaft. Nur so können Wege gefunden 
werden, die praktikabel sind – auch im 
Sinne der Akzeptanz von Maßnahmen.

Transformation des  
Industriestandorts 
Nordrhein-Westfalen

Der  Weg zur Klimaneutralität und 
der digitalen und nachhaltigen Trans-
formation sind Jahrhundertaufgaben, 
die Nordrhein-Westfalen gerade als 
starker Industriestandort mit aller 
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Kraft angehen muss. Das ist auch 
der Wirtschaft völlig klar. unterneh-
mer nrw beteiligt sich daher auch 
intensiv am High-Level-Dialog des 
Wirtschaftsministeriums zur Trans-
formation.

Hier fordert unternehmer nrw vor al-
lem mehr Tempo. Denn die zentralen 
Weichenstellungen für eine erfolg-
reiche Transformation müssen in den 
kommenden Jahren erfolgen – und 
zwar überall: beim Ausbau und der 
Modernisierung von digitalen Net-
zen und Verkehrsinfrastruktur, beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien, 
von neuen Speichertechnologien und 
beim Einstieg in die Wasserstoffwirt-
schaft. Für all das sind massive In-

vestitionen und Innovationen erfor-
derlich. Die zentrale Voraussetzung 
dafür: einfachere, schnellere und 
verlässlichere Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren. 

Starke Wirtschaft =  
starkes Nordrhein-
Westfalen

Angesichts all dieser enormen He-
rausforderungen muss allen klar 
sein: Ohne starke Unternehmen 
wird die Politik die großen Themen 
dieser Zeit nicht bewältigen können. 
Nur starke Unternehmen können in 
Arbeitsplätze, Innovationen und Kli-
maschutz investieren. Und nur mit 

starken Unternehmen haben wir 
auch die ökonomische Basis für einen 
handlungsfähigen und wehrhaften 
Staat. Dafür braucht es wirtschafts-
politische Leitplanken, die die Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen 
stärken. Andernfalls laufen wir Ge-
fahr, dass so mancher Betrieb in der 
gegenwärtig schwierigen politischen 
und wirtschaftlichen Gemengelage 
aus der Kurve fliegt.

Die Politik muss den Betrieben Luft 
zum Atmen lassen, statt sie einzu-
schnüren, und ihnen Rückenwind ge-
ben, statt sie zu bremsen. Sie muss 
unternehmerisches Engagement 
– egal ob in Industrie, Handel, Hand-
werk oder Dienstleistungen – wert-

unternehmer nrw hat sich – er-
gänzend zu der umfangreichen 
Social-Media-Kampagne (s. S. 
39) – mit zwei Publikationen in die 
wirtschaftspolitische Debatte zur 
Landtagswahl eingebracht. Im Fo-
kus: Die besonderen Herausforde-
rungen, vor denen der Wirtschafts-
standort Nordrhein-Westfalen 
steht. Und die Handlungsnotwen-
digkeiten für eine starke und wett-
bewerbsfähige Wirtschaft. 

Wirtschaftspolitisches Papier 
von unternehmer nrw zur
Landtagswahl NRW 2022 –
#EntschlossenVoran: 

Die zentrale Botschaft des Papiers 
ist: Die Modernisierung unseres 
Landes muss weitergehen – mehr 
noch: Sie muss noch ehrgeiziger 
angegangen werden und noch 
mehr Tempo aufnehmen. Er-
forderlich sind ein positiver wirt-
schaftspolitischer Grundkonsens 
und eine Willkommenskultur für 
Investitionen, Innovationen und 
Arbeitsplätze. Das bedeutet auch: 
Unternehmen brauchen eine Be-
lastungspause und einen Regu-
lierungsstopp. Was #Entschloss-
enVoran in den verschiedenen 
Politikbereichen heißt, zeigt das 
Papier ebenfalls auf – für ins-
gesamt 15 Handlungsfelder wie 
Transformation, Energie, Verkehr, 
Bildung oder Digitalisierung. 

Wirtschaftspolitische Bestands-
aufnahme und Handlungsemp-
fehlungen zur Landtagswahl 
NRW 2022 – Gutachten des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft: 
 
Das Gutachten zeigt: NRW hat in 
den vergangenen Jahren zahlreiche 
Fortschritte gemacht. Gleichzeitig 
wird deutlich: Der Nachholbe-
darf und die Herausforderungen 

Publikationen zur Landtagswahl NRW

sind nach wie vor groß. Positive 
Dynamik weist Nordrhein-West-
falen bei Standortindikatoren zu 
Wirtschaftsleistung, Arbeitsmarkt 
und Lebensqualität sowie Bildung 
und nachhaltiger Infrastruktur auf. 
Handlungsbedarfe gibt es etwa bei 
der Frage der Altschulden der Kom-
munen, dem bedarfsgerechten 
Ausbau der Ganztagsinfrastruktur, 
den MINT-Kompetenzen von Schul-
abgängern sowie dem Zustand der 
Verkehrsinfrastruktur.

Präsident Kirchhoff stellt das wirtschafts-
politische Papier zur Landtagswahl vor.
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Tanja Nackmayr 
neue stellvertre-
tende Hauptge-
schäftsführerin

Seit dem 1. Januar 2022 ist Tanja 
Nackmayr stellvertretende Haupt-
geschäftsführerin sowie Leiterin 
des Fachbereichs Politik. Nackmayr, 
1975 in Berlin geboren, absolvierte 
ein Studium der Politikwissenschaft 
in Passau, am Heidelberg College 
(USA) und an der Freien Universität 
Berlin, das sie 2001 mit dem Dip-
lom abschloss. Danach arbeitete sie 
bis 2012 bei der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbän-
de (BDA) in Berlin, zuletzt als stell-
vertretende Leiterin der Abteilung 
Bildung / Berufliche Bildung. An-
schließend wechselte Nackmayr zur 
Landesvereinigung der Unterneh-
mensverbände Nordrhein-Westfalen 
(unternehmer nrw) und wurde 2016 
zur Geschäftsführerin Arbeitsmarkt- 
und Bildungspolitik berufen.

schätzen statt ihm mit Misstrauen zu 
begegnen. Zentrale Leitplanken dafür 
sind: Planbarkeit und Verlässlichkeit 
von politischem Handeln, eine Be-
lastungspause und Bürokratieabbau 
sowie marktwirtschaftliche Anreize 
statt staatlicher Verbote.

Landtagswahl 2022  
mit Krisenagenda

Eine Landtagswahl prägt normaler-
weise viele Monate lang die lan-
despolitische Debatte und steht im 
Mittelpunkt der Aufmerksamkeit. 
Im Jahr 2022 war dies anders: Die 
Corona-Pandemie und dann der An-
griffskrieg Putins gegen die Ukraine 
hatten Lage und Prioritäten drama-
tisch verändert. Und dennoch blieb 
die Landtagswahl das, was sie immer 
ist: eine entscheidende Weichenstel-
lung für unser Land. 

Umso wichtiger die landespolitische 
Debatte, die diesmal komprimierter 
unmittelbar vor der Wahl stattge-
funden hat. unternehmer nrw als 
Spitzenorganisation der Wirtschaft 
in Nordrhein-Westfalen hat sich in-
tensiv in diese Debatte eingebracht.

Positive Bilanz von 
Schwarz-Gelb in NRW

Eine Landtagswahl wie die am 15. Mai 
2022 ist immer auch Anlass, zurück-
zublicken und die politische Arbeit der 
vergangenen Legislaturperiode zu be-
werten. Aus Sicht der nordrhein-west-
fälischen Wirtschaft fällt die Bilanz der 
schwarz-gelben Regierungsarbeit in 
den Jahren 2017 bis 2022 positiv aus. 

Die wirtschaftspolitische Grundstim-
mung im Land hat sich deutlich zum 
Bessern gewandelt. Auch das Klima 
für Unternehmertum, Innovationen, 
Investitionen und Arbeitsplätze hat 
sich deutlich verbessert: mit einer in-
novations- und gründerfreundlichen 
Ausrichtung, deutlichen Anstrengun-
gen beim Infrastrukturausbau sowie 
ersten entschlossenen Schritten beim 
Bürokratieabbau. 

Schwarz-Grün als  
Chance für NRW

Schwarz-Grün in Nordrhein-Westfa-
len startet in einem höchst unsiche-
ren politischen und wirtschaftlichen 
Umfeld. Der neuen Landesregierung 
muss bewusst sein, dass die Zu-
kunftsfähigkeit Nordrhein-Westfalens 
im Wesentlichen davon abhängt, ob 
Schlüsselthemen tatsächlich voran-
gebracht werden können. Die Grund-
ausrichtung des Koalitionsvertrags 
von CDU und Grünen stimmt hier 
zuversichtlich. Er setzt einen klaren 
Schwerpunkt beim Thema Transfor-
mation und enthält ein eindeutiges 
Bekenntnis zur Bedeutung einer star-
ken Wirtschaft. Richtig ist die klare 
Zusage der Koalitionspartner, Nord-
rhein-Westfalen als Industriestandort 
zu stärken und die Transformation 
in Richtung Treibhausgasneutralität 
tatkräftig zu unterstützen. 

Die Vereinbarungen weisen an vielen 
Stellen in die richtige Richtung, ins-
besondere bei der angekündigten 
massiven Beschleunigung der Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren. 
Allerdings bleibt deren Umsetzung 
bei manchen wichtigen Punkten of-
fen. Dabei wird Schwarz-Grün ohne 
konkrete Taten seine ehrgeizigen 
Klimaziele nicht erreichen. 

Im Koalitionsvertrag ist auch erkenn-
bar, dass Schwarz-Grün tatsächlich 
Brücken bauen und bisher gesell-
schaftlich kontrovers diskutierte The-
men neu denken kann – etwa in der 
Bildungspolitik oder bei dem Ausbau 
der Erneuerbaren. Es besteht damit 
eine besondere Chance, aber auch 
Verantwortung, den grundlegenden 
Strukturwandel des Landes zu er-
möglichen und zum Tempomacher zu 
werden. In der täglichen Regierungs-
arbeit muss der Beweis erbracht wer-
den, dass dies auch gelingt. Dabei 
muss die Koalition bei ihrem künf-
tigen Regierungshandeln stets die 
Gesamtbelastung der Wirtschaft im 
Blick haben. 

Tanja Nackmayr
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Beteiligung von unternehmer nrw
an Sachverständigen-Anhörungen
im Landtag

   Anhörung des Ausschusses für 
Wirtschaft, Energie und Landesplanung 
„Gesetz zur Förderung des Mittelstan-
des in Nordrhein-Westfalen – Mittel-
standsförderungsgesetz – MFG“, 	
12. Januar 2022 
 

    Anhörung des Ausschusses für 
Wirtschaft, Energie und Landesplanung 
„Zirkuläre Wirtschaft schafft Nachhal-
tigkeit, sichert Rohstoffsicherheit und 
fördert Gute Arbeit in Nordrhein-West-
falen“, 12. Januar 2022 
 

   Gesetzentwurf der Fraktion der 
CDU und der Fraktion der FDP zum 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zum Schutz der Natur in Nordrhein-
Westfalen (Landesnaturschutzgesetz 
– LNatSchG, LT-Drs. 17/14066) sowie 
zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN „Acker, Wiesen und Na-
tur erhalten, Lebensgrundlagen schüt-
zen – Flächenfraß endlich beenden!“ 
(LT-Drs. 17/14047), 29. September 2021 
 

   Ausschuss für Heimat, Kommuna-
les, Bauen und Wohnen zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der Lan-
desbauordnung 2018, 25. Juni 2021

Stellungnahmen von unternehmer 
nrw in Anhörungsverfahren der
Landesregierung 
 

   Verbändeanhörung gem. § 77 Abs. 
3 SchulG zu den Kernlehrplänen für die 
Wahlpflichtfächer Wirtschaft, Wirtschaft 
und Arbeitswelt (Wirtschaft, Haus-
wirtschaft und Technik) sowie Sozial-
wissenschaften für die Haupt-, Real-, 
Gesamt- und Sekundarschule sowie 
das Gymnasium, 25. April 2022 
 

   Entwurf eines Gesetzes zur Moder-
nisierung und Stärkung der Eigenver-
antwortung von Schulen (16. Schul-
rechtsänderungsgesetz),		
10. Januar 2022 
 

   Verbändeanhörung zum Gesetz-
entwurf zur Änderung des „Gesetzes 
zur Förderung des Mittelstandes in 
Nordrhein-Westfalen (Mittelstands-
förderungsgesetz – MFG)“ sowie der 
„Verordnung zum Mittelstandsförde-
rungsgesetz (MFGVO)“, 		
20. August 2021 

   Landesmaßnahmen aus dem 
Sondervermögen „Corona-Rettungs-
schirm“ Vorlage 17/6358 sowie Maß-
nahmenvorschlag der Fraktion der SPD, 
8. August 2021 
 

   Entwurf einer Verordnung über not-
wendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
und Fahrräder (StellplatzVO) durch das 
Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung des Landes 
Nordrhein-Westfalen, 29. Juli 2021 
 

   Entwurf einer Rechtsverord-
nung für Schutzbestimmungen im 
Bereich Bodenschatzgewinnung 
für Wasserschutzgebiete im Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesweite 
Wasserschutzgebietsverordnung 
oberirdische Bodenschatzgewinnung – 
LwWSGVOOB), 23. Juli 2021 
 

   Erlassentwurf des Ministeriums 
für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz betr. „Auslegungs-
fragen zu unbestimmten Rechtsbegrif-
fen zur Umsetzung der Seveso-III-Richt-
linie in nationales Recht“, 28. Juni 2021 
 

   Entwurf des Bewirtschaftungs-
plans und des Maßnahmenprogramms 
2022 – 2027 für die nordrhein-westfäli-
schen Anteile der Flussgebiete Rhein, 
Weser, Ems und Maas, 22. Juni 2021

Beteiligung von unternehmer nrw
an Clearingverfahren und
Stellungnahmen gegenüber der 
Clearingstelle Mittelstand 
 

   Verordnungsvorschlag des Euro-
päischen Parlaments und des Rates 
zur Schaffung eines Rahmens für die 
Festlegung von Ökodesign-Anforderun-
gen für nachhaltige Produkte und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2009/125/EG, 
17. Juni 2022 
 

   Vorschlag einer Richtlinie zu 
Sorgfaltspflichten zum Schutz von 
Menschenrechten und der Umwelt in 
der Lieferkette vom 23. Februar 2022, 
COM (2022) 71 final 2022/0051 (COD), 
6. April 2022 und 25. Mai 2022 
 

   Entwurf eines Gesetzes zu Sofort-
maßnahmen für einen beschleunigten 
Ausbau der erneuerbaren Energien und 
weiteren Maßnahmen im Stromsektor 
(EEG 2023) im Rahmen des Osterpa-
kets der Bundesregierung,		
13. April 2022

   Zum Vorschlag der Europäischen 
Kommission für eine Richtlinie zur „Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen in 
der Plattformarbeit“ (KOM (2021) 762 
final) vom 9. Dezember 2021, 
15. Februar 2022 
 

   Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Be-
reitstellung bestimmter Rohstoffe und 
Erzeugnisse, die in Verbindung mit Ent-
waldung und Waldschädigung in Ver-
bindung stehen, auf dem Unionsmarkt 
sowie ihre Ausfuhr aus der Union und 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 995/2010 (COM(2021)706 final), 
4.Februar 2022 
 

   Verordnung des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Energie 
zur Novellierung der Preisangaben
verordnung,10. Dezember 2021 
 

   Vorschlag zum Referentenentwurf 
einer „Ersten Verordnung zur Änderung 
der Brennstoffemissionshandelsver-
ordnung“ des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit, 4. November 2021 
 

   Vorschlag für eine Richtlinie 
des Rates zur Restrukturierung der 
Rahmenvorschriften der Union zur 
Besteuerung von Energieerzeugnis-
sen und elektrischem Strom (BR-Drs. 
720/21), 27. Oktober 2021 
 

   Vorschlag einer Richtlinie zur 
Energieeffizienz (COM (2021) 558 final 
/ BR-Drs. 706/21), 27. Oktober 2021 
 

   Entwurf einer Verordnung zur 
Änderung abfallrechtlicher Verordnun-
gen für das Ministerium für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie 
des Landes Nordrhein-Westfalen, 
11. Oktober 2021 
 

   Vorschlag für eine Richtlinie zur 
Änderung der Richtlinien 2013/34/EU, 
2004/109/EG und 2006/43/EG und der 
Verordnung (EU) Nr. 537/2014 hinsicht-
lich der Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung von Unternehmen, 28. Juli 2021 
 

   Entwurf einer Rechtsverordnung 
für Schutzbestimmungen im Bereich 
Bodenschatzgewinnung für Wasser-
schutzgebiete im Land Nordrhein-
Westfalen (LwWSGVO-OB),
30. Juni 2021

IM DIALOG MIT DER LANDESPOLITIK
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MITGLIEDSCHAFTEN UND MITARBEIT IN GREMIEN UND 
INITIATIVEN DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN

Arbeitsmarkt

	- Begleitgremium zum Teilhabe-
chancengesetz

	- Begleitausschuss ESF NRW 
2021–2027

	- Fachbeirat „Arbeit und Qualifizie-
rung“

	- Expertengruppe Aktionsplattform 
Familie@Beruf.NRW

Sozialpolitik

	- Inklusionsbeirat des Landes Nord-
rhein-Westfalen

	- Jury des Inklusionspreises des 
Landes NRW

	- Landesausschuss für Jugend-
arbeitsschutz

	- Fachkonferenz Sozialberichter-
stattung NRW

Integrationspolitik

	- Beirat für Teilhabe und Integration 
des Landes NRW

Tarifpolitik

	- Tarifausschuss für das Land Nord-
rhein-Westfalen

Strukturpolitik

	- Begleitausschuss EFRE.NRW/
JTF.NRW 2021-2027

	- Arbeitskreis EFRE NRW 2021-
2027

	- Beirat der Wirtschafts-, Wissen-
schafts- und Sozialpartner zur 
Gestaltung des Strukturwandels 
im Rheinischen Revier

	- Strukturstärkungsrat des 
5-Standorte-Programms

	- Arbeitsgemeinschaft Standortfak-
toren zur Zukunft des Industrie-
standorts NRW

Digitalisierung

	- NRW-Initiative „Wirtschaft und 
Arbeit 4.0“

Mittelstandspolitik

	- Clearingstelle Mittelstand
	- Mittelstandsbeirat der Landes-

regierung

Justiz

	- Beratender Ausschuss für die Er-
nennung der Berufsrichter gemäß 
§ 11 des Sozialgerichtsgesetzes 
(SGG)

	- Beratender Ausschuss für die Er-
nennung der Vorsitzenden gemäß 
§ 18 Abs. 2 Arbeitsgerichtsgesetz

Europa

	- NRW.Europa – Stakeholdernetz-
werk Enterprise Europe Network 
in NRW 

	- Brexit-Workshop-Reihe des 
MWIDE

	- Arbeitskreis „Frühwarnsystem 
Europa“ des MWIDE 

Außenwirtschaft

	- Beirat Außenwirtschaft

Gesundheit

	- Landesgesundheitskonferenz 
NRW

	- Landesinitiative „Gesundheits
förderung und Prävention“

	- Arbeitsgruppe Mittlere Lebens-
phase

	- Begleitgremium „Gemeinsam 
für Umwelt und Gesundheit in 
NRW“

Datenschutz

	- Landesdatenschutzkonferenz 
NRW

Energie- und Klimapolitik

	- Wirtschaftsbeirat IN4climate.
NRW

	- Strategy Board IN4climate.NRW
	- Beirat Klimaschutz.NRW
	- Beirat Klimaanpassung NRW

Industriepolitik

	- High-Level-Dialog zur Transforma-
tion der Industrie

Umweltpolitik

	- Lenkungskreis wirtschaftsbezo-
gene Umweltverwaltung

	- Team Nachhaltigkeit des Wupper-
tal Instituts

	- Kompetenznetzwerk Umweltwirt-
schaft.NRW

	- Landesbeirat „Immissionsschutz“
	- Runder Tisch „Angemessene 

Sicherheitsabstände“
	- Trägerkreis „Allianz für die Fläche“ 

	- Lenkungskreis Projekt „Landes-
weite Wasserschutzgebietsver-
ordnung NRW“

	- Förderbeirat „Ressourceneffizien-
te Abwasserbeseitigung NRW-
ResA“

	- Jury Bodenschutzpreis des AAV
	- Arbeitskreis Offenlegung von 

Antragsunterlagen im Internet

Bildung/Ausbildung/ 
Weiterbildung

	- Ausbildungskonsens Nordrhein-
Westfalen 

	- Steuerungsgremium „Kein Ab-
schluss ohne Anschluss (KAoA)“

	- Landesausschuss für Berufs-
bildung des Landes Nordrhein-
Westfalen

	- Beirat „Regionale Bildungszent-
ren der Berufskollegs“

	- Beirat „Studienintegrierende Aus-
bildung in NRW“

	- Beirat „Teach First NRW“
	- Landesbeirat für die gemeinwohl-

orientierte Weiterbildung (Landes-
weiterbildungsbeirat)

	- Arbeitskreis Weiterbildungsorga-
nisationen des MAGS

	- Gesprächskreis für Landesorgani-
sationen der Weiterbildung

Forschung und Innovation

	- Förderbeirat „Ressourceneffizien-
te Abwasserbeseitigung NRW-
ResA“

	- Expertenkreis Kompetenzzentrum 
NRW.innovativ

Verkehr

	- Beirat Bündnis für Mobilität

Ruhr-Konferenz

	- Beirat

Corona-Pandemie

	- Wirtschaftsgipfel NRW
	- Task-Force „Exit“
	- Kontaktstelle Lieferketten

Ukraine

	- Gipfelgespräche zu den Folgen 
des Ukraine-Krieges

	- Round Table des Wirtschafts
ministeriums NRW

	- Arbeitsgruppe Gaseinsparpoten-
ziale NRW
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Energie: Lebenselixier der NRW-Wirtschaft

	 Verlässliche Energieversorgung als Herausforderung

	 Wasserstoff als Treibstoff der Transformation

	 Novelle Landesnaturschutzgesetz hinter Erwartungen

Energie- und Umweltpolitik

Der Wirtschaftsstandort Nordrhein-
Westfalen ist auf eine verlässliche 
und wettbewerbsfähige Energiever-
sorgung angewiesen. Schon in den ver-
gangenen Jahren waren die klima- und 
energiepolitischen Herausforderungen 
immens. In Folge des russischen An-
griffskrieges gegen die Ukraine haben 
sich jedoch die Rahmenbedingungen 
unserer Energieversorgung abrupt und 
fundamental verändert.

Abschalten unserer 
Industrie verhindern

Politik, Energieversorger und die Indus-
trie sind nun permanent gefordert, das 
Notwendige zu tun, um ein Blackout 
der Stromversorgung und ein Abschal-
ten unserer Industrie zu verhindern. 
Auf Bundes- und Landesebene findet 
dies im engen und belastbaren Dialog 
zwischen allen Beteiligten statt, um die 

Gefahren für Wohlstand und Arbeits-
plätze möglichst gering zu halten. Wäh-
rend es kurzfristig notwendig ist, unter 
anderem Kohlekraftwerke aus der Re-
serve zurückzuholen, um knappes Gas 
für den anstehenden Winter zu sparen, 
gilt es die langfristigen klima- und ener-
giepolitischen Herausforderungen im 
Auge zu behalten.

Die schwarz-gelbe Landesregie-
rung hat auch im letzten Jahr ihrer 
Regierungsverantwortung wichtige 
energie- und klimapolitische Themen 
vorangetrieben. So wurde die Energie-
versorgungsstrategie von Nordrhein-
Westfalen an die aktuellen Rahmen-
bedingungen angepasst und mit der 
Carbon Management Strategie das 
bundesweit erste Konzept zur Steue-
rung und Schließung der wesentlichen 
Kohlenstoffkreisläufe entwickelt.

15 Kernpunkte zur
Transformation mit
Wasserstoff

Langfristig wird NRW nur mit einer 
Führungsrolle beim Thema Wasserstoff 
ein wettbewerbsfähiges Industrieland 
bleiben und klimaneutrales Industrie-
land werden. Als Landesvereinigung 
haben wir daher in einem Strategie-
papier 15 Kernpunkte für die Transfor-
mation mit Wasserstoff benannt. Aus 
unserer Sicht braucht es verlässliche 
Rahmenbedingungen, Innovationsof-
fenheit und Impulse für Investitionen. 
Gemeinsam mit Vertretern führender 
Unternehmen haben wir im September 
2021 im Spitzengespräch Wasserstoff 
eine erste Bilanz der Wasserstoff-Initia-
tiven in NRW gezogen und den Dialog 
mit der Landesregierung vorangetrie-
ben. Damit die NRW-Industrie sich kon-
sequent in Richtung Treibhausgasneu-
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Energie: Lebenselixier der NRW-Wirtschaft

Die Versorgung mit russischem 
Öl und Gas wackelt. Wie sind 
die Auswirkungen auf die Be-
triebe in NRW?

Mit erheblichem Aufwand können 
wir auf Öl und Kohle aus Russland 
verzichten, aber ein längeres Aus-
bleiben der Erdgas-Lieferungen träfe 
unsere Wirtschaft ins Mark. Erdgas ist 
gerade als Prozessgas nicht aus der 
Industrie wegzudenken. Produktions-
stopps müssen so weit wie möglich 
vermieden werden, da sonst massive 
Störungen in den Lieferketten und der 
Verlust einer Vielzahl von Arbeitsplät-
zen drohen. Schon bei der Abschal-
tung einzelner Wirtschaftsbereiche 
müssen wir massive und im Detail 
noch nicht abschätzbare Auswirkun-
gen auf die gesamte Wertschöp-
fungskette der Wirtschaft befürchten. 

Ist eine sichere Energieversor-
gung im Winter machbar?

Wir müssen die Zeit bis zum Beginn 
der Heizperiode nutzen, um die Spei-
cher zu befüllen und uns bestmöglich 
auf eine weitere Verknappung vor-
zubereiten. Zuallererst ist die reine 
Gasverstromung schnell zu been-
den und durch bewährte Braun- und 
Steinkohlekraftwerke, auch aus der 
Reserve, zu ersetzen. Wir brauchen 
pragmatische Ausnahmeregelungen 
durch die Behörden, um auf andere 
Brennstoffe umzusteigen.

Was tragen die Betriebe in 
NRW zum Energiesparen bei?

Seit Beginn des Ukraine-Krieges prü-
fen die Unternehmen noch stärker 
als ohnehin schon jede Einspar-Mög-

lichkeit. Dass der Gasverbrauch seit 
Mitte März deutlich gesunken ist, ist 
auch ein Ergebnis des sparsamen 
Umgangs der Industrie mit diesem 
Energieträger. Es darf allerdings nicht 
passieren, dass durch eine präventive 
Verknappung im industriellen Gasver-
brauch unsere hochempfindlichen 
Wertschöpfungsketten massiv ge-
stört werden.

Alexander Felsch, Geschäftsführer 
Wirtschafts- und Umweltpolitik, 
unternehmer nrw

„PRAGMATISCHE AUSNAHMEREGELUNGEN NÖTIG”

3 FRAGEN ZUR SACHE 

tralität weiterentwickelt, brauchen wir 
in den kommenden Jahren industrielle 
Wasserstoffanwendungen über alle 
Wertschöpfungsstufen hinweg. Dies 
ist eine enorme technische, zeitliche 
und finanzielle Herausforderung, die 
wir nur in einer gemeinsamen Kraft-
anstrengung von Wirtschaft und Politik 
meistern können.

Novelle des Landes
naturschutzgesetzes
lässt substanzielle
Reformen vermissen

Anfang 2022 hat der Landtag eine 
Teilnovelle des Landesnaturschutz-
gesetzes beschlossen. Der von den 
Koalitionsfraktionen von CDU und FDP 
vorgelegte Gesetzentwurf blieb jedoch 
deutlich hinter den Erwartungen der 
Wirtschaft und den Vereinbarungen 
im Koalitionsvertrag zurück. Positiv ist 
die Rückkehr zur Eins-zu-eins-Kom-
pensation. Hiermit werden die aus-
ufernden Ausgleichregelungen bei 
Flächeneingriffen vermieden. Eben-
falls zu begrüßen ist die Einführung 
eines landesweiten digitalen Kom-
pensationsflächenkatasters. Mit dem 

einheitlichen Tool können Verwaltungs-
fahren verkürzt und die Transparenz 
erhöht werden. Leider hat die Koali-
tion offenbar der Mut verlassen, das 
Gesetz substanziell zu reformieren. 
Insbesondere mit den unangetasteten 
Regelungen zu Vorkaufs- und Beteili-
gungsrechten von Naturschutzverbän-
den verbleiben einseitig hemmende 
Sonderreglungen und damit Wettbe-
werbsnachteile für die Unternehmen 
aus Nordrhein-Westfalen bestehen. 
Diese weiterhin restriktiven Regelun-
gen stehen im deutlichen Widerspruch 
zum allgemeinen Wunsch nach deut-
lich beschleunigten Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren.

Landesweite Wasser-
schutzgebietsverord-
nung schränkt Rohstoff-
gewinnung ein

Das Umweltministerium hat im Ok-
tober 2021 eine landesweite Was-
serschutzgebietsverordnung in Kraft 
gesetzt und damit die Bodenschatz-
gewinnung in Wasserschutzgebieten 
eingeschränkt. Die unterirdische Bo-
denschatzgewinnung ist in Schutz-

gebieten pauschal untersagt. Die 
oberirdische Rohstoffgewinnung ist 
nur noch in Einzelfällen und räumlich 
nur sehr begrenzt genehmigungsfähig. 
Besonders zu kritisieren ist, dass der 
Verordnung keine Abwägung zwischen 
Wasserschutz und Rohstoffgewinnung 
zugrunde liegt, sondern dem Wasser-
schutz der absolute Vorrang einge-
räumt worden ist.

Genehmigungsleitfaden 
zur Beschleunigung von 
Verfahren steht 

unternehmer nrw hat in einem zwei-
jährigen Arbeitsprozess mit der Lan-
desregierung einen Leitfaden zur 
Beschleunigung von Verfahren nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
erarbeitet. Auf 140 Seiten werden so-
wohl Unternehmen als auch den Be-
hördenmitarbeitern konkrete Maßnah-
men aufgezeigt, mit denen Verfahren 
beschleunigt und optimiert werden 
können. Die effiziente und optimale 
Anwendung des bestehenden Rechts 
ist ein wichtiger Baustein neben der 
dringend gebotenen Weiterentwick-
lung des geltenden Rechts.

Die Stimme der NRW-Wirtschaft | 15
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16 | Wirtschaft und Infrastruktur

Historische Herausforderungen

	 Pandemie, Hochwasser und Ukraine-Krieg: Folgen für die Wirtschaft

	 Konsequente Umsetzung des Industriepolitischen Leitbilds

	 Verkehrsinfrastruktur weiter ganz oben auf Prioritätenliste

Wirtschaft und Infrastruktur

Die zurückliegenden zwölf Monate 
waren massiv durch die Extremereig-
nisse Corona-Pandemie, Jahrhundert-
hochwasser und den Krieg Russlands 
gegen die Ukraine geprägt. Jede ein-
zelne dieser Krisen wäre ausreichend, 
die Entwicklung des Wirtschafts- und 
Industriestandorts Nordrhein-West-
falen massiv zu beeinflussen. In der 
Bündelung ist jedoch eine historisch 
einmalige Herausforderung entstan-
den, die nur gemeinschaftlich bewäl-
tigt werden kann. Daher ist es gut 
und richtig, dass Politik, Verwaltung 
und Wirtschaft im engen Austausch, 
schnell und entschlossen die jeweils 
notwendigen Maßnahmen und Hilfen 
diskutiert und umgesetzt haben. Die 
Bewältigung der Folgen der Corona-
Pandemie und des Jahrhunderthoch-
wassers wird Nordrhein-Westfalen 
noch einige Zeit beschäftigen. Das 
Ausmaß der Auswirkungen des Krie-
ges in der Ukraine ist unabsehbar.

Zukunftsfähigkeit von 
NRW im Blick halten

Die aktuellen Krisen dürfen aber nicht 
den Blick auf die langfristige Zukunfts-
fähigkeit unseres Landes verstellen. 
Der Weg Nordrhein-Westfalens zum 
klimaneutralen Industrieland ist lang. 
Wollen wir unsere Wettbewerbsfähig-
keit erhalten, müssen wir vor allem 
viel schneller werden. Das ist der 
Schlüssel, um erfolgreich auf den ver-
stärkten Veränderungs- und Wettbe-
werbsdruck durch die Digitalisierung, 
durch die Veränderung unserer Gesell-
schaft in Richtung Treibhausgasneut-
ralität und durch das Fortschreiten des 
demografischen Wandels reagieren 
zu können. Gelingt es uns, hat das 
Land alle Chancen, im Wettbewerb 
um Innovationen und Investitionen 
zu bestehen.

Umsetzung Industrie-
politisches Leitbild

Mit einer schnellen und konsequenten 
Umsetzung des Industriepolitischen 
Leitbilds kann die Landesregierung 
einen wichtigen, eigenen Beitrag zur 
Transformation leisten. Mit der Indus-
triekonferenz 2021 „Zukunft durch 
Industrie gestalten“, den High-Level-
Gesprächen zu industriepolitischen 
Kernfragen sowie dem zweiten Was-
serstoffgipfel hat die Landesregierung 
viele richtige Akzente gesetzt. Bei der 
politikfeldübergreifenden Umsetzung 
des Leitbildes wäre ein höheres Maß 
an Konsequenz und Kontinuität wün-
schenswert. Um diese Umsetzungs-
lücke zu schließen, muss das Indus-
triepolitische Leitbild stetig an die 
hohe Veränderungsdynamik unserer 
Wirtschaft angepasst und in konkrete 
Politik umgesetzt werden. 

Foto: VincentSima via iStock



„Dass wir den Klimaschutz voranbringen müssen, steht außer Frage. 
Doch auf dem Weg zur Klimaneutralität brauchen wir vor allem Techno-
logieoffenheit. Nicht gebrauchen können wir indes Vorgaben, die tech-
nologisch nicht erfüllbar sind, die Technik verbieten und ausgerechnet 
jene Innovationen verhindern, die den Klimaschutz voranbringen können.
Ich wünsche mir viel mehr Vertrauen der Politik in die ressourcen
schonende Leistungsfähigkeit unserer Industrie. Denn wenn wir wirklich 
für den deutschen Weg der Dekarbonisierung Nachahmer in der Welt 
finden wollen, dann geht das nur mit ökonomischem Erfolg.“

Andreas Busacker
CFO Schmitz Cargobull AG

„Klimaneutralität braucht Technologieoffenheit“ 

Mittelstandspolitik und 
Entbürokratisierung

Die schwarz-gelbe Landesregierung 
hat weiter an der Entbürokratisie-
rung des Landesrechts gearbeitet. 
Mit dem siebten und achten Entfes-
selungspaket wurde der Bürokratie-
zuwachs durch richtige Maßnahmen 
wie „One in – one out“ bei Neurege-
lungen, die Eins-zu-eins-Übernahme 
von Bundes- in Landesrecht sowie 
die Orientierung an der bundesweit 
pragmatischsten Regelung begrenzt. 
Auch die lange angekündigte Novelle 
des NRW-Mittelstandsförderungs-
gesetzes wurde vorgelegt und damit 
ein wichtiges Vorhaben aus dem Ko-
alitionsvertrag umgesetzt. 

Aus Sicht von unternehmer nrw geht 
die Novelle grundsätzlich in eine rich-
tige Richtung, da die Stellung der 
Clearingstelle Mittelstand gestärkt 
wird und die Belange mittelstän-
discher Firmen hierdurch stärkere 
Berücksichtigung finden. Allerdings 
wurde die Chance vertan, eine noch 
substanziellere Weiterentwicklung 
des Mittelstandsförderungsgesetzes 
vorzunehmen. Nun ist die neue Lan-
desregierung gefordert, das Gesetz 
substanziell durch ein verbindliches 
Initiativrecht der Clearingstelle zur 
Überprüfung von mittelstandsrele-
vanten Gesetzen und Verordnungen 
zu stärken. 

Verkehrsinfrastruktur-
Offensive weiter
beherzt umsetzen

Die alte Landesregierung hat mit 
großem Engagement den Aufholpro-
zess bei den Investitionen in die Ver-
kehrsinfrastruktur fortgesetzt. Diese 
Strategie ist aus Sicht von Wirtschaft 
und Industrie dringend notwendig 
und muss auch unter Schwarz-Grün 
langfristig verstetigt werden. Wichtig 
bleibt, dass unser Land auch in den 
kommenden Jahren alle vom Bund 
zur Verfügung stehenden Mittel ver-
plant und in konkrete Maßnahmen 
umsetzt. Sanierung und Ausbau 
der Infrastruktur für den Güter- und 

Schwerlastverkehr müssen dauer-
haft industriepolitisches Kernanliegen 
bleiben.

Dass die Auflösung des Investitions-
staus absolute Priorität haben muss, 
zeigt die Komplettsperrung der Tal-
brücke Rahmede bei Lüdenscheid. 
Es muss einerseits alles geschehen, 
damit die Brücke in Rekordgeschwin-
digkeit ersetzt wird und die A 45 als 
Verkehrs-Schlagader Südwestfalens 
wieder zur Verfügung steht. Gleich-
zeitig sollte Nordrhein-Westfalen zum 
smarten Vorreiter bei der Nutzung von 
Drohnen oder Fernwartungstechni-
ken werden, um in Zukunft präventiv 
in der Wartung aktiv zu werden, bevor 
irreparable Schäden entstehen.

1,8 MRD. EURO
Auf diese Summe beziffern sich die negativen Effekte durch 
die Sperrung der Talbrücke Rahmede in den nächsten fünf 
Jahren. Jedes Jahr, in dem die Brücke früher fertiggestellt 

werden kann, spart dreistellige Millionenbeträge.

Quelle: IW Consult, 2022

Aus: „Klartext im Westen“ 
vom 17. September 2021 
www.wirtschaftsblog.nrw 
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18 | Bildung und Schule

Auch im zweiten Corona-Jahr be-
fanden sich die Schulen in Nord-
rhein-Westfalen lange Zeit im Kri-
senmodus. Umso wichtiger sind nun 
verlässliche Rahmenbedingungen, 
damit sich die Schulen auf ihre eigent-
liche Arbeit konzentrieren können: 
Die Vermittlung von Bildung. Sie ist 
Chancenöffner, Wegbereiter und Po-
tenzialentfalter. 

Bildungspolitik:  
Qualität in den
Mittelpunkt rücken

unternehmer nrw setzt sich seit vie-
len Jahren dafür ein, den Fokus der 
Bildungspolitik auf die Qualität zu set-
zen. Dazu gehört ganz wesentlich, die 
Potenziale junger Menschen indivi-
duell zu entfalten. Hierfür braucht es 
spezifische Förderpläne und passge-
naue Unterstützung. Vor dem Hinter-

grund der Corona-Krise gewinnt dies 
noch mal zusätzlich an Bedeutung, 
denn durch die Einschränkungen 
des Unterrichts sind an vielen Stel-
len Lernlücken entstanden. Um sie 
aufarbeiten zu können, müssen sich 
Schulen jetzt darauf konzentrieren 
können und die nötigen Ressourcen 
erhalten.

Digitalisierung an  
Schulen voranbringen

unternehmer nrw begrüßt die „Digi-
talstrategie Schule NRW 2020-2025“, 
die das Schulministerium im Septem-
ber 2021 vorgestellt hat. Denn die 
Corona-Pandemie hat gezeigt: Es gibt 
viele gute Beispiele, welche Chancen 
die Digitalisierung an den Schulen bie-
tet und wie sie gelingt. Gleichzeitig 
bleiben viele Defizite und Mängel, 
der Handlungsbedarf ist groß. Die 

Digitalisierung der Schulen muss um-
fassend und übergreifend aufgestellt 
sein. Richtig ist daher, dass die Schul-
Digitalstrategie drei Handlungsfelder 
beinhaltet: Pädagogik und Didaktik; 
Qualifizierung der Lehrkräfte sowie 
digitale Infrastruktur. 

Im Februar 2022 führte unternehmer 
nrw gemeinsam mit SCHULEWIRT-
SCHAFT NRW einen Online-Aus-
tausch mit den Bildungsexperten 
der Mitgliedsverbände zur Schul-Di-
gitalstrategie durch. Im Gespräch mit 
dem Schulministerium wurde auch 
erörtert, wie die Verbände die Um-
setzung der Strategie unterstützen 
können, beispielsweise mit Lehrer-
fortbildungen. Der Blick wurde zu-
gleich auf bestehende Anknüpfungs-
punkte gerichtet – etwa im Rahmen 
der Netzwerke MINT SCHULE NRW 
und MINT-EC.

Bildung und Schule

Bildung: Chancenöffner, Wegbereiter

	 Qualität und individuelle Förderung in den Mittelpunkt stellen

	 Digitalisierung stärker fördern

	 Ökonomische Bildung ausbauen

Foto: francescoridolfi via iStock



Ökonomische Bildung: 
Wichtiger Teil der  
Allgemeinbildung

unternehmer nrw setzt sich für öko-
nomische Bildung an Schulen in NRW 
als wichtiger Teil einer umfassenden 
Allgemeinbildung ein. Ein Meilen-
stein hierfür war die Einführung be-
ziehungsweise Stärkung des Fachs 
Wirtschaft an den Schulen in NRW 
zum Schuljahr 2019/20 beziehungs-
weise 2020/21. Damals hatte sich 
unternehmer nrw an der Verbändebe-
teiligung für die Kernlehrpläne dieser 
Fächer eingebracht.

Im Frühjahr 2022 fand nun die Ver-
bändebeteiligung für die neuen Kern-
lehrpläne für die Wahlpflichtfächer 
zum Thema Wirtschaft statt. unter-
nehmer nrw reichte auch hier eine 
Stellungnahme ein. Wichtig ist in den 
Wahlpflichtfächern vor allem eine um-
fassende und ausgewogene Vertie-
fung ökonomischer Zusammenhän-
ge. Weitere zentrale Botschaften: Die 
Verankerung des Lebensweltbezugs 
und von Kooperation mit der Praxis; 
auch gilt es, verschiedene Rollen und 
Perspektiven (z. B. Arbeitgeber / Ar-
beitnehmer, Produzent / Konsument) 
zu berücksichtigen. 

Ganztag: Raum und Zeit 
für mehr Förderung

Im Bund ist im Herbst 2021 das 
Ganztagsförderungsgesetz auf den 
Weg gebracht worden. Das Gesetz 
beinhaltet die stufenweise Einfüh-
rung eines Anspruchs auf ganztägige 
Förderung für Grundschulkinder ab 
dem Jahr 2026. Besonders wichtig ist 
unternehmer nrw für die Umsetzung 
in NRW ein Aspekt: Es darf nicht nur 
um einen quantitativen Ausbau des 
Ganztags gehen, der Fokus muss 
auch auf der Qualität liegen. Denn: 
Der Ganztag trägt nicht nur zur Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf bei, 
gut gemacht entsteht auch mehr 
Raum und Zeit für die individuelle 
Förderung der Kinder. So können viel-

fältige Talente entdeckt und gefördert 
werden. Dies ist gerade bei Kindern 
aus bildungsfernen Familien wichtig. 

Erfahrungen nutzen – 
gute Beispiele sichtbar 
machen

unternehmer nrw hat im Juni 2022 
den Erfahrungsaustausch mit den 
Bildungsexperten aus den Mitglieds-
verbänden fortgesetzt. Dabei wurde 
der Blick sowohl auf die Erfahrungen 
rund um die Auswirkungen der Co-
rona-Pandemie auf den Übergang 
Schule-Beruf als auch auf die Auf-
nahme Geflüchteter aus der Ukraine 
in das Bildungssystem gerichtet. Mit 
Blick auf die zukünftigen Herausfor-
derungen gilt die klare Botschaft: Die 
Digitalisierung muss vorankommen. 
Beeindruckend war einmal mehr die 
Vielfalt des Bildungsengagements 
in den Verbänden – gute Beispiele 
von der Imagekampagne eines Bran-
chenverbandes bis hin zu „DIGI-Talk 
Ausbildung“.  

„Wir brauchen einen Bildungsaufbruch, der Verantwortung nicht zwischen den 
Ebenen hin und her schiebt, sondern gemeinsam Verantwortung übernimmt. 
In den letzten anderthalb Jahren ist deutlich geworden, dass ein notwendiger 
Bildungsaufbruch nur zu schaffen ist, wenn Bund, Länder und Kommunen 
zusammenarbeiten. Ob in der Digitalisierung, bei der Frage des Ganztags, 
der notwendigen Sanierung von Gebäuden, der Sicherung von Fachkräften 
und der Verbesserung der Bildungs- und Teilhabechancen in unserem Land:  
Keine dieser großen Aufgaben kann eine Ebene allein lösen. Bildung endet 
aber nicht am Schultor, wenn wir wirklich allen Potenzialen die Möglichkeit 
zur Entfaltung geben wollen, dann müssen wir die gesamte Bildungskette in 
den Blick nehmen.“

Josefine Paul
Fraktionsvorsitzende BÜNDNIS 90 / DIE 
GRÜNEN im Landtag NRW

„Bildungsaufbruch ist unumgänglich“ 

Quelle: Kultusministerkonferenz, Statistisches Bundesamt

6.300 EURO 7.400 EURO
NRW DEUTSCHLAND

So hoch waren die Bildungsausgaben je 
Grundschüler im Jahr 2020

5,2
NRW

5,6
DEUTSCHLAND

So hoch war die Zahl
der Kita-Kinder je Betreuer

im Jahr 2021

Quelle: Kultusministerkonferenz, Statistisches Bundesamt

Aus: „Klartext im Westen“
vom 17. August 2021
www.wirtschaftsblog.nrw
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20 | Ausbildung und Qualifizierung

Ausbildung schafft Perspektiven

	 Viel bewegt: 25 Jahre Ausbildungskonsens NRW

	 NRW: Fokus auf der beruflichen Ausbildung

	 Berufsorientierung wichtiger Baustein

Die Chancen für junge Menschen 
auf dem Ausbildungsmarkt sind so 
gut wie lange nicht. Doch wo Licht 
ist, fällt auch Schatten: Aufgrund 
der rückläufigen Bewerberzahlen 
können immer mehr Betriebe ihre 
Ausbildungsplätze nicht besetzen. 
Zudem mussten coronabedingt viele 
Berufsorientierungsangebote verän-
dert oder abgesagt werden. Es bleibt 
eine Herausforderung, Ausbildungs-
plätze und Bewerber zusammenzu-
bringen. 

25 Jahre Ausbildungs-
konsens NRW

unternehmer nrw hat gemeinsam mit 
den anderen Partnern im November 
2021 auf 25 Jahre Ausbildungskon-
sens NRW zurückgeblickt. Gewür-
digt wurde beim Spitzengespräch 
die konstruktive gemeinsame Arbeit, 

die vieles in die richtige Richtung be-
wegt hat. Ein Beispiel hierfür ist die 
Initiative „Kein Abschluss ohne An-
schluss (KAoA)“. 

Gleichzeitig ging der Blick nach vorn. 
unternehmer nrw legt den Fokus auf 
eine weiterhin starke Ausbildung. Der 
Bewerbermangel ist jedoch eine gro-
ße Herausforderung für die Betriebe. 
Eine fundierte Berufsorientierung und 
eine gute Begleitung am Übergang 
Schule / Beruf bleiben daher wichtige 
Aufgaben des Ausbildungskonsenses 
NRW. 

Auf Vorschlag von unternehmer nrw 
startete der Ausbildungskonsens eine 
Nachholaktion für Praktika, die in der 
Corona-Zeit nicht stattfinden konnte. 
Die gemeinsame Aktion „Praktikum 
jetzt!“ fand vor den Osterferien 2022 
statt. Viele Schüler konnten so noch 
praktische Erfahrungen in Betrieben 

sammeln. Beim Spitzengespräch 
im März 2022 traten die Herausfor-
derungen des Ausbildungsmarktes 
angesichts des Krieges in der Ukrai-
ne in den Hintergrund. Die Partner 
brachten ihre Solidarität mit den Men-
schen in der Ukraine zum Ausdruck 
und sicherten Unterstützung bei der 
Integration von Geflüchteten in Aus-
bildung zu. 

Duale Ausbildung  
stärken für die Zukunft

unternehmer nrw begrüßt die „Agen-
da zur Stärkung der Beruflichen Bil-
dung“ der Landesregierung. Die 
Botschaft seitens der Wirtschaft 
ist klar: Der Schwerpunkt muss auf 
der Stärkung der dualen Ausbildung 
liegen. Wie dies konkret aussehen 
kann, war Gegenstand mehrerer Ge-
spräche mit der Landesregierung. 

Ausbildung und Qualifizierung

Foto: monkeybusinessimages via iStock



Wie schätzen Sie die Situa-
tion in den Betrieben beim 
Thema duale Ausbildung ein?
 
Die Botschaft an die Jugendlichen 
ist klar: Die Chancen, einen Ausbil-
dungsplatz zu finden, sind hervorra-
gend. Das Ausbildungs-Engagement 
der Betriebe ist trotz Pandemie und 
hoher wirtschaftlicher Unsicherheit 
ungebrochen hoch. Aktuell legt die 
Zahl der Ausbildungsplätze sogar zu. 
Für die Unternehmen wird es aber 
immer schwieriger, ihre Plätze auch 
zu besetzen. 

Welchen Einfluss hat die  
Pandemie auf die duale  
Ausbildung? 

Corona hatte vor allem spürbare Aus-
wirkungen auf die praxisbezogene 

Berufsorientierung. Viele Unterneh-
men haben schnell auf die pandemie-
bedingten Einschränkungen reagiert 
und unkompliziert alternativ digitale 
Angebote zur Berufsorientierung um-
gesetzt. Trotzdem sind praktische Ein-
blicke in die Unternehmen für Schüle-
rinnen und Schüler kaum zu ersetzen, 
um ihre Stärken und Interessen mit 
der betrieblichen Praxis abzugleichen. 
Daher bin ich froh, dass dies wieder 
vermehrt möglich ist. 

Die Bewerberzahlen sinken 
dennoch. Wie kann Berufsaus-
bildung attraktiver werden? 

Oftmals wird in der Öffentlichkeit der 
Eindruck vermittelt, eine akademi-
sche Ausbildung sei besser als eine 
berufliche. Daher ist für viele junge 
Menschen eine Ausbildung oft nur 

„zweite Wahl“. Dabei bietet die gro-
ße Vielfalt von Ausbildungsberufen 
spannende Möglichkeiten für alle In-
teressen. Und nach der Ausbildung 
haben junge Menschen hervorragen-
de Entwicklungs- und Aufstiegsper-
spektiven. Dies muss noch stärker 
sichtbar gemacht werden. Und beruf-
liche und akademische Ausbildungen 
müssen gleichermaßen gefördert 
und unterstützt werden. Eine große 
Rolle spielen zum Beispiel moderne 
und gut ausgestattete Berufsschulen.

Jörn Klare
Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik

„VORTEILE DUALER AUSBILDUNG SICHTBARER MACHEN“

3 FRAGEN ZUR SACHE 

Das Ergebnis: Gemeinsam mit den 
anderen Mitgliedern im Landesaus-
schuss für Berufsbildung (LABB) hat 
unternehmer nrw im Mai 2022 eine 
umfangreiche Empfehlung „Duale 
Ausbildung im Berufskolleg stärken!“ 
veröffentlicht. 

Eine starke Ausbildung eröffnet jun-
gen Menschen Zukunftsperspekti-
ven. Wie die Ausbildungsangebote 
weiter verbessert werden können, 
war Thema des Lohnhallengesprächs 
„Neue Wege für eine verbindliche 
Ausbildungsperspektive“ der G.I.B. 
NRW im Juni 2022. In der Podiums-
diskussion forderte unternehmer nrw 
eine passgenaue Begleitung jener 
Jugendlichen, die Unterstützung 
brauchen. 

Berufsorientierung 
wichtiger denn je 

Mit der Initiative „Kein Abschluss 
ohne Anschluss (KAoA)“ hat der 
Ausbildungskonsens viel bewegt: 
Berufsorientierung ist an allen weiter-

führenden Schulen fest verankert, der 
Übergang Schule / Beruf wird syste-
matisch gestaltet. unternehmer nrw 
unterstützt daher die Fortsetzung der 
Initiative. Gleichzeitig bringt sich der 
Verband in die laufende Evaluation 
von KAoA ein. 

Eltern spielen eine große Rolle bei der 
Berufswahl ihrer Kinder. Zur Berufs-
orientierung gehört daher auch eine 
intensive Elternarbeit. unternehmer 
nrw beteiligte sich an zwei Informa-
tionsveranstaltungen für Eltern zur 
dualen Berufsausbildung im Septem-
ber 2021 und März 2022, die vom 
Schulministerium organisiert wur-
den. Die Botschaft aus der Wirtschaft 
war klar: Ausbildung ist vielfältig und 
bietet hervorragende Perspektiven – 
eine Ausbildung lohnt sich!

Leider waren die Möglichkeiten der 
Berufsorientierung vor Ort und mit 
persönlichem Kontakt auch im zwei-
ten Corona-Jahr stark eingeschränkt. 
Gleichzeitig haben Verbände und 
Unternehmen weiter neue Forma-
te entwickelt, um junge Menschen 

insbesondere digital zu erreichen. 
unternehmer nrw hat den Erfah-
rungsaustausch hierzu fortgesetzt. 
Im September 2021 wurde der Blick 
insbesondere auf Best-Practice-An-
gebote gerichtet. 

Die Aktion
#NRWirtschaftBildetAus 
wird fortgesetzt

Wichtig bleibt, die Chancen der dua-
len Ausbildung aufzuzeigen, sowohl 
bei jungen Menschen als auch in Poli-
tik und Gesellschaft. unternehmer 
nrw setzt daher seit August 2022 die 
Aktion #NRWirtschaftBildetAus fort. 
Digital und in den sozialen Netzwer-
ken soll damit wieder das große und 
vielfältige Ausbildungsengagement 
der nordrhein-westfälischen Wirt-
schaft gezeigt werden. Neben Aus-
zubildenden kommen auch Ausbilder, 
Geschäftsführer und Mitarbeitende in 
Videos zu Wort, die über ihren eige-
nen Werdegang nach der Ausbildung 
berichten.
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22 | Innovation und Digitalisierung

Innovationen sichern Zukunft

	 Chancen der Digitalisierung konsequent nutzen

	 Initiativen für Betriebe fördern

	 Innovationen systematisch voranbringen

Innovationen sind unsere Zukunft. 
Ohne sie wird es uns nicht gelingen, 
die drängenden Herausforderungen 
unserer Zeit wie Digitalisierung, 
Dekarbonisierung oder den demo-
grafischen Wandel zu meistern. Inno-
vationen bieten vielfältige Chancen, 
das hat nicht zuletzt die Corona-Krise 
gezeigt. 

Digitalisierung –  
Chancen für Wirtschaft 
und Arbeit nutzen

Als Partner der Initiative Wirtschaft 
und Arbeit 4.0 setzt sich unternehmer 
nrw dafür ein, die Potenziale der Digi-
talisierung für Wirtschaft und Arbeit 
nutzbar zu machen. Es gilt, konkrete 
Ansatzpunkte und Handlungsmög-
lichkeiten aufzuzeigen. unternehmer 
nrw hat daher die Online-Veranstal-
tungsreihe „KI am Mittwoch“ zur 

Künstlichen Intelligenz (KI) begleitet. 
Hier wurden Praxisbeispiele für die 
Anwendung, wie zum Beispiel mo-
derne Verkehrssteuerung, gesunde 
Arbeit oder KI im Handwerk aufge-
zeigt. 

Im Beirat des „Zukunftszentrums 
KI.NRW“ unterstützt unternehmer 
nrw die praxisgerechte Herangehens-
weise an das Thema KI. Der Verband 
vermittelt regelmäßig Informations-, 
Beratungs- und Qualifizierungsangebo-
te des Zukunftszentrums. Diese sehr 
konkreten Angebote helfen kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU) 
dabei, die Potenziale von KI zu er-
kennen und erste Schritte hin zur 
Nutzung zu gehen. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf 
Initiativen zur Digitalisierung. Ein Bei-
spiel ist das ifaa-Forschungsprojekt 
AnGeWaNt. Hier wurde ein (virtueller) 

Sozialpartnerworkshop durchgeführt 
unter anderem mit dem Ziel, Unter-
schiede sowie Gemeinsamkeiten 
in der Bewertung der betrieblichen 
Strategien zur Umsetzung hybrider 
Geschäftsmodelle zu diskutieren.

Datenschutz und  
Datennutzung  
konstruktiv verbinden

Daten- beziehungsweise IT-Sicherheit 
wird von Unternehmen immer wieder 
als zentrale Herausforderung bei der 
Digitalisierung genannt. unterneh-
mer nrw begrüßt es daher, dass das 
Land NRW das Kompetenzzentrum 
für Cybersicherheit in der Wirtschaft 
(DIGITAL.SICHER.NRW) auf den Weg 
gebracht hat. Es unterstützt KMU 
dabei, die eigene digitale Sicherheit 
zu erhöhen. Bei einer Online-Infor-
mationsveranstaltung im Mai 2022 

Innovation und Digitalisierung

Foto: Erdark via iStock



hat sich das Kompetenzzentrum Ver-
bänden und Unternehmen vorgestellt.

Bei der Digitalisierung spielt der Daten-
schutz eine wichtige Rolle. Dieser darf 
aber kein unüberwindbares Hinder-
nis darstellen. Vielmehr braucht es 
lösungsorientierte Ansätze, die Daten-
schutz und Datennutzung verbinden. 
Daher hat sich unternehmer nrw an der 
Erarbeitung der Broschüre „Beschäf-
tigtendatenschutz bei betrieblichen 
Digitalisierungsprojekten – Strategien 
für Arbeitgeber und Beschäftigte“ 
der Initiative Wirtschaft und Arbeit 
4.0 beteiligt. Wichtige Botschaft: Di-
gitale Anwendungen bieten vielfältige 
Chancen – sowohl für Arbeitgeber als 
auch für Arbeitnehmer. 

NRW braucht starke 
Innovationsstrategie

unternehmer nrw begrüßt die Inno-
vationsstrategie 2021-2027, die das 
Land NRW im Oktober 2021 vorge-
legt hat. Ihr Ansatz ist richtig: mutig, 
chancenorientiert, technologieoffen. 
Wichtig ist auch, dass ein Monito-
ring und eine Evaluation vorgesehen 
sind. Bei der Umsetzung der Initiative 
setzt sich unternehmer nrw dafür 
ein, dass betriebliche Innovationen 
stärker unterstützt, der Transfer aus-
gebaut und die Rahmenbedingungen 
für Innovationen verbessert werden. 

Die Umsetzbarkeit in die Praxis ist 
ein wesentlicher Erfolgsfaktor für 
Innovationen. Aus neuen Ideen 
müssen auch konkrete Produkte 

und Dienstleistungen werden. unter-
nehmer nrw setzt sich daher für eine 
enge Kooperation zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft ein. Zu begrü-
ßen ist das neue Kompetenzzentrum 
„NRW.innovativ“, das die Vernetzung 
der Innovationslandschaft zum Ziel 
hat. Ein Handlungsschwerpunkt ist 
zu Recht der Transfer von Wissen aus 
der Forschung in die praktische Um-
setzung. unternehmer nrw beteiligt 
sich in den Experten-Workshops des 
Kompetenzzentrums, damit Innova-
tionen konkrete Lösungsansätze für 

die Herausforderungen unserer Zeit 
liefern.  Wie die Kooperation zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft gelin-
gen kann, hat unternehmer nrw auch 
in der Podiumsdiskussion „Transfer 
der Nachhaltigkeitsforschung in Ge-
sellschaft, Politik und Industrie“ im 
Mai 2022 im Rahmen einer Tagung 
der Initiative Humboldtn in den Blick 
genommen. Die Botschaft ist eindeu-
tig: Berührungsängste überwinden, 
konkrete Bedarfe formulieren und 
verschiedene Kooperationswege 
nutzen. 

„Klimawandel, Ernährungssicherheit, 
Gesundheit – all diesen Herausfor-
derungen ist eines gemeinsam: Wir 
können sie nur bewältigen, wenn 
wir wissenschaftlichen Fortschritt 
und neue Technologien vorantrei-
ben. Kurz und knapp: Wir brauchen 
Innovationen. Wenn das Land NRW 
langfristig ein starker Innovations-
standort bleiben will, muss Bildung 
auf der politischen Prioritätenliste 
weiter nach oben rücken. Wer als 
Innovationsstandort spitze sein will, 
braucht hervorragende Schulen und 
Universitäten. NRW landete aber 
bei der vom Institut der deutschen 
Wirtschaft erstellten Vergleichsstudie 
unter den 16 Bundesländern nur auf 
Rang zwölf. Und beim internationalen 
„Times Higher Education“-Universi-
tätsranking war die RWTH Aachen 
von allen NRW-Universitäten noch 
die beste – auf Platz 107.“

„Die Innovationskraft stärken“ 

mehr als 2/3 2 von 3
Für 68 Prozent der Unternehmen
sind rechtliche Fragen das größte
Hemmnis, um Daten mit anderen

Unternehmen zu teilen. Gerade der
Datenschutz bleibt ein Knackpunkt.

Rund zwei Drittel der Unternehmen sehen 
sich als Nachzügler in Sachen Digitali
sierung. Gleichzeitig sind 61 Prozent

überzeugt: Digitalisierung hat das Unter-
nehmen wettbewerbsfähiger gemacht.

Quelle: EuroCloud, Institut der deutschen Wirtschaft 2022 Quelle: bitkom, Firmenumfrage, 6/2022

Aus: „Klartext im Westen“
vom 23. März 2022
www.wirtschaftsblog.nrw

Werner Baumann
Vorstandsvorsitzender der Bayer AG
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24 | Arbeitsmarkt und Fachkräftesicherung

Arbeitsmarkt trotzt Unsicherheiten

	 (Langzeit-)Arbeitslosigkeit senken 

	 Gesamtstrategie zur Fachkräftesicherung auf den Weg bringen 

	 In- und ausländische Fachkräftepotenziale heben 

Trotz Corona-Pandemie und Ukrai-
ne-Krieg: Der Arbeitsmarkt in NRW 
zeigt sich bemerkenswert stabil, die 
Beschäftigung erreicht sogar ein Re-
kordniveau. Gleichzeitig wird immer 
deutlicher: Fachkräfteengpässe wei-
ten sich aus und drohen zu einem 
echten Hemmnis etwa bei der Trans-
formation zu werden. 

Arbeitsmarkt  
stabilisieren – Langzeit-
arbeitslose integrieren

Ende des Jahres 2021 zog unter-
nehmer nrw wieder gemeinsam 
mit der Regionaldirektion NRW der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) und 
dem DGB NRW eine Bilanz der Ar-
beitsmarktlage. Die Botschaft war 
klar: Trotz großer Herausforderungen 
investieren Unternehmen in Beschäf-
tigung und halten auch in der Krise 

an ihren Mitarbeitenden fest. Und: 
Beschäftigung braucht gute Rahmen-
bedingungen – keine zusätzlichen 
Regulierungen. Ein Dank ging an die 
Mitarbeiter der Bundesagentur für 
Arbeit für das große Engagement 
bei der Bearbeitung des Kurzarbei-
tergeldes. Dieses Kriseninstrument 
trug wesentlich zur Stabilisierung des 
Arbeitsmarktes bei. 

Der Blick richtete sich auch auf eine 
zentrale Herausforderung des nord-
rhein-westfälischen Arbeitsmarkts 
– die Langzeitarbeitslosigkeit. Lang-
zeitarbeitslose müssen gezielt unter-
stützt werden, damit die Integration 
in reguläre Beschäftigung gelingt. 
Hierzu braucht es vor allem syste-
matische Beratungs-, Qualifizierungs- 
und Coachingangebote. Damit dies 
gelingt, setzt sich unternehmer nrw 
beispielsweise bei der Begleitung 
des Teilhabechancengesetzes ein.

Fachkräftesicherung 
konsequent angehen

Eine Erkenntnis des vergangenen 
Jahres: Fachkräfteengpässe nehmen 
zu, viele Branchen haben Schwierig-
keiten, laufende Aufträge abzuarbei-
ten, weil neben Rohstoffen auch das 
entsprechende Personal fehlt. Daher 
setzt sich unternehmer nrw für eine 
umfassende, politikfeldübergreifende 
Strategie zur Fachkräftesicherung ein. 
Denn die Folgen des Mangels sind 
massiv – wichtige Dienstleistungen 
können nicht erbracht, neue Techno-
logien nicht umgesetzt werden. Die-
se Botschaft platziert unternehmer 
nrw daher nicht nur im Arbeitsmarkt-
kontext, sondern auch in vielen wei-
teren Themenfeldern und politischen 
Gremien.  

Arbeitsmarkt und Fachkräftesicherung

Pressegespräch zum NRW-Arbeitsmarkt, Dezember 2020. Foto: RD BA NRW



Da der Fach- und Arbeitskräftemangel 
nicht allein mit inländischen Kräften 
behoben werden kann, muss die Ge-
winnung von Fachkräften aus dem 
Ausland intensiviert werden. Welche 
Möglichkeiten die aktuelle Gesetzes-
lage bietet und welche Strukturen 
bereits in NRW etabliert wurden, hat 
unternehmer nrw in einer Informa-
tionsveranstaltung mit der Regionaldi-
rektion NRW der BA und der Zentral-
stelle Fachkräfteeinwanderung NRW 
(ZFE NRW) vorgestellt. Das Feedback 
aus der betrieblichen Praxis zeigt: 
Es braucht schlanke und unbürokra-
tische Genehmigungswege sowie 
einfachere und schnellere Verfahren 
zur Anerkennung von ausländischen 
Abschlüssen.

Weitere Fachkräfte- 
potenziale im Blick

Betriebe haben ein großes Interesse 
daran, Mitarbeiter, die Angehörige 
pflegen, in Beschäftigung zu halten. 
Daher flankiert unternehmer nrw ge-
meinsam mit dem DGB NRW das 
neue Landesprogramm „Vereinbar-
keit von Beruf und Pflege“. Das Pro-
gramm unterstützt mit vielfältigen 
Angeboten betroffene Beschäftige 
und deren Arbeitgeber. 

Auch die Integration von Menschen 
mit Behinderung kann einen Bei-
trag zur Fachkräftesicherung leis-
ten. Wichtig hierfür sind eine pass-
genaue Beratung und Unterstützung. 

„Führt man sich vor Augen, dass das Gastgewerbe auch bei einer Beschäftigten-
zahl jenseits der 400.000 und kurz vor Ausbruch der Corona-Krise von Arbeits- 
und Fachkräftemangel sprach, kann man sich vorstellen, was die Pandemie in 
der Branche angerichtet hat. Es war schon damals nur etwas entspannter, aber 
nicht wirklich entspannt. Corona hat das Problem des Arbeitskräftemangels, 
der alle Bereiche von der ungelernten bis zur Fachkraft umfasst, katalysiert und 
ins grelle Licht gezerrt. Neben steigenden Kosten in den Bereichen Energie, 
Lebensmitteln und Personal und den wirtschaftlichen Folgen der Pandemie 
ist der akute Mitarbeitermangel die größte Herausforderung der Branche. 
Tendenz: steigend!“

Patrick Rothkopf 
Präsident DEHOGA NRW

„Arbeitskräftemangel im Gastgewerbe deutlicher denn je“

unternehmer nrw setzt sich daher 
bei der Schaffung der einheitlichen 
Ansprechstellen für Arbeitgeber für 
ein hochwertiges Beratungs-Angebot 
ein. Hilfreich sind auch gute Beispiele 
aus den Unternehmen. Dies zeigen 
beispielsweise die Preisträger des 
VdK-Inklusionspreises vilmA, bei dem 
unternehmer nrw seit vielen Jahren 
in der Jury engagiert ist. 

Großes Engagement  
für die Integration von 
Geflüchteten

Der Krieg in der Ukraine hat viele 
Menschen in die Flucht getrieben. 
Die Bereitschaft der Betriebe in NRW 
ist groß, diesen Menschen zu helfen. 
Dazu gehört in erster Linie huma-
nitäre Hilfe, aber es geht auch um 
Angebote für Beschäftigung. unter-
nehmer nrw informiert Verbände 
und Unternehmen daher regelmäßig 
über die Regeln für die Integration 

34,36 MIO. JOBS
So viele sozialversicherungspflichtige Beschäftigte 

wurden im April 2022 gemeldet – neuer Rekord.

Bei der Verleihung des Inklusionspreises 
vilmA des Sozialverbandes VdK: Schirm-
herr David Behre, Preisträgerin Elena 
Marotta (ABB AG), Laudatorin Claudia 
Dunschen (unternehmer nrw),
Landtagspräsident André Kuper MdL
(von links nach rechts) 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 

der Geflüchteten in Beschäftigung. 
Im Rahmen einer Informations-Ver-
anstaltung wurden die rechtlichen 
Rahmenbedingungen und verfügbare 
Förderinstrumente gemeinsam mit 
Experten aus dem Ministerium für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Inte-
gration sowie der Regionaldirektion 
NRW der BA vorgestellt. 

Aus: „Klartext im Westen“
15. Juni 2022
www.wirtschaftsblog.nrw
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26 | NRW und Europa

Wichtige Entscheidungen in Brüssel

	 EU-Weichenstellung zum Industriestandort NRW dringend notwendig

	 Komplexität globaler Lieferketten anerkennen

	 Brüssel falscher Ort für Lohnfragen und Tarifpolitik

Das zurückliegende Jahr hat wieder 
einmal deutlich gemacht, dass wir 
für die großen Herausforderungen 
unserer Zeit – wie den Angriff auf die 
europäische Friedensordnung durch 
den Krieg in der Ukraine, die anhal-
tende globale Corona-Pandemie, 
den Klimawandel sowie zunehmen-
de Handelskonflikte – mehr denn je 
europäische Lösungen brauchen. Die 
EU hat bewiesen, dass sie zusam-
menrückt, wenn es darauf ankommt. 
Nun gilt es jedoch, den schwierigen 
Balanceakt zwischen Krisenbewälti-
gung und großen Zukunftsthemen 
zu meistern.

Europapolitische  
Tagung: Starkes Europa 
nur mit starker  
Wirtschaft

Auf der Europapolitischen Tagung in 
Brüssel im April 2022 traf der Vor-
stand von unternehmer nrw mit hoch-
rangigen Vertretern des Europäischen 
Parlaments, der Europäischen Kom-
mission und Verbänden zusammen. 
Dabei machten die Teilnehmer deut-
lich, dass Europa in den kommen-
den Jahren gestärkt aus der Krise 

kommen muss. Kernelemente sind 
die Vertiefung des Binnenmarkts, die 
wachstumsfördernde Ausrichtung 
des Green Deal, die Umsetzung einer 
ehrgeizigen Industrie- und Digital-
strategie sowie eine entschlossene 
Außen- und Handelspolitik. 

Ganz konkret lassen die Instrumente 
des „Fit for 55“-Klimapakets ein kla-
res Bekenntnis zum Industriestandort 
Europa vermissen. Verlässliche In-
vestitionsanreize und wirtschaftlich 
machbare Anforderungen sind auf 
dem Weg zur Klimaneutralität ent-
scheidend. Für den Industriestandort 
NRW sind dabei von besonderer Be-
deutung: der Aufbau einer vernetzten 
und leistungsstarken Wasserstoff-
wirtschaft sowie – insbesondere für 
energieintensive Industrien – verläss-
liche Rahmenbedingungen bei der 
Revision von EU-Emissionshandel 
und Grenzausgleichmechanismus. 

NRW und Europa

700 MRD. EURO
So viel zusätzliche Wirtschaftsleistung wäre binnen zehn
Jahren möglich, würde der klassische EU-Binnenmarkt

vervollständigt.

Quelle: Forschungsdienst des EU-Parlaments 2019

Europapolitische Tagung des Vorstands unternehmer nrw in Brüssel. Foto: unternehmer nrw



Hierzu mahnte die Delegation die 
dringend notwendigen Weichenstel-
lungen auf EU-Ebene an.

Lieferketten
regulierung: Globale 
Lieferketten unter 
Druck

Störungen der globalen Lieferket-
ten zählen aktuell zu den größten 
gesamtwirtschaftlichen Herausfor-
derungen. Davon unbeeindruckt hat 
nicht nur die deutsche Bundesregie-
rung ein nationales Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetz erlassen. Auch in 
Brüssel wurde im vergangenen Jahr 
ein Vorschlag für eine Richtlinie zu 
Sorgfaltspflichten zum Schutz von 
Menschenrechten und der Umwelt 
in der Lieferkette diskutiert. Vor dem 
Hintergrund der aktuell bereits emp-
findlich gestörten Liefer- und Wert-
schöpfungsketten gilt es jedoch, zu-
sätzliche Belastungen zu vermeiden. 
Der Regelungsinhalt der Richtlinie 
sollte auf einen realistischen und pra-
xistauglichen Rahmen beschränkt 
werden. Unternehmen dürfen nicht 
durch unklare Sorgfaltspflichten, 
unverhältnismäßige Bürokratie und 
unkalkulierbare Haftung überfordert 
werden.

Aufgrund der Vielzahl bereits be-
stehender und noch geplanter Be-
richterstattungspflichten für Unter-
nehmen sollte zudem endlich die 
Chance genutzt werden, die exis-
tierenden Regelungen zusammen-
zufassen und weiterzuentwickeln. 
Dadurch würde die Berichterstattung 
für Unternehmen deutlich vereinfacht 
und ihr Effekt maximiert. Das Ziel 

muss ein leicht verständlicher und 
insgesamt kohärenter Rahmen sein. 
Dafür wird sich unternehmer nrw ge-
meinsam mit den Dachverbänden 
stark machen.

EU-Mindestlohn: Ge-
fährliche Politisierung 
der Lohnfestsetzung

Die EU-Politik hat sozialen Fragen 
auch in jüngster Zeit viel Bedeutung 
zugemessen. Neben verschärften 
Entgelttransparenzmaßnahmen 
und Neuregelungen für Personen, 
die Arbeit über digitale Plattformen 
anbieten und vermitteln, stand die 

Debatte um den EU-Mindestlohn im 
Fokus. Der von den beteiligten Ins-
titutionen gefundene Kompromiss 
überschreitet durch die Festsetzung 
des Richtwertes von 60 Prozent des 
Bruttomedianlohns und 50 Prozent 
des Bruttodurchschnittslohns ein-
deutig die Kompetenzen der EU. 
Die Zielmarke einer Tarifbindung 
von 80 Prozent ist vollkommen pra-
xisfern, widerspricht der negativen 
Koalitionsfreiheit und wird sich nicht 
durch politische Vorgaben aus natio-
nalen Aktionsplänen erreichen lassen. 
unternehmer nrw wird sich weiterhin 
für eine auf globale Wettbewerbsfä-
higkeit ausgerichtete Reformpolitik 
in Europa starkmachen. 

55% 46%40%
Rohstoffpreise EnergiepreiseWirtschaftspolitische

Rahmenbedingungen

Quelle: AHK World Business Outlook, Frühjahr 2022

Laut einer Umfrage sind dies die größten Geschäftsrisiken in Deutschland.

„Prioritäten neu setzen“
„Seit Putins Zivilisationsbruch erle-
ben wir aus den denkbar traurigsten 
Gründen eine dringend notwendige 
neue Prioritätensetzung. Wir müssen 
uns aus der Abhängigkeit von russi-
schen Kohle-, Öl- und Erdgaslieferun-
gen lösen. Das soll schnell gehen. 
Schnell darf aber nicht in kurzsich-
tig oder unüberlegt münden. Damit 
kann und darf dieses Lösen nicht von 
heute auf morgen geschehen. Denn 
dafür steht viel, zu viel auf dem Spiel. 
Kurzsichtig und unüberlegt – das wür-
de ganze Wirtschaftszweige in die 
Knie zwingen und die Demokratien 
Europas, die Europäische Union ins-
gesamt, schwächen. Und zu sozia-
len Verwerfungen führen. Das kann 
niemand wollen. Das will niemand 
verantworten.“

Aus: „Klartext im Westen“
vom 5. Mai 2022
www.wirtschaftsblog.nrw

Christian Kullmann 
Vorstandsvorsitzender der Evonik 
Industries AG
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28 | Tarif und Arbeitszeit

Mindestlohn – lange Geschichte, bitteres Ende

	 Mindestlohn „außerplanmäßig“ angehoben

	 Tarifindex bleibt unberücksichtigt

	 Einmaliger wahltaktischer Spielball?

Zunächst ein Blick zurück: Der Ein-
führung eines gesetzlichen Mindest-
lohns zum 1. Januar 2015 waren jah-
relange, teils erbitterte Diskussionen 
vorausgegangen. Die einen sahen 
hier einen notwendigen Eingriff in die 
marktwirtschaftliche beziehungswei-
se die tarifautonome Lohnfindung, 
insbesondere um Lohndumping zu 
vermeiden. Die anderen hielten ord-
nungspolitische Argumente entge-
gen, die im gesetzlichen Mindestlohn 
einen Angriff auf die grundgesetzlich 
garantierte Tarifautonomie sahen. Zu-
dem wurden negative Auswirkun-
gen auf den Arbeitsmarkt befürchtet, 
insbesondere für gering qualifizierte 
Arbeitnehmer.
 
Hintergrund der Diskussion war, 
dass seit Ende der 90er-Jahre des 
vergangenen Jahrhunderts die Tarif-
bindung stark zurückgegangen war. 
Dies führte dazu, dass zunehmend 

weniger Beschäftigte direkt oder zu-
mindest mittelbar von Tarifentgeltent-
wicklungen profitierten. Daher sahen 
Teile der Politik und der Öffentlichkeit 
den gesetzlichen Mindestlohn als so-
zialpolitisch notwendiges Instrument 
an. In den Sondierungsgesprächen 
mit der CDU/CSU 2013 machte die 
SPD schließlich die Einführung eines 
gesetzlichen Mindestlohns zur Be-
dingung für ihren Eintritt in die Große 
Koalition. 

Anspruch: Orientierung 
des Mindestlohns am 
Tarifindex

Das bald nach der Regierungsbildung 
auf den Weg gebrachte Mindest-
lohngesetz nahm die Bedenken in 
Teilen auf, die vor allem von Arbeit-
gebern und Verbänden vorgebracht 
worden waren: Einerseits war der 

zum 1. Januar 2015 geltende Min-
deststundenlohn mit 8,50 Euro auch 
aus Sicht von liberalen Ökonomen so 
bemessen, dass er für die davon be-
troffenen Branchen – zumal in einer 
Phase der Hochkonjunktur – verkraft-
bar erschien. Andererseits sah das 
Gesetz im Hinblick auf die zukünftige 
Entwicklung des Mindestlohns die 
Einrichtung einer Mindestlohnkom-
mission vor. Außer dem Vorsitzenden 
gehören diesem Gremium seitdem 
je drei Vertreter der Gewerkschaf-
ten und der Arbeitgeber sowie zwei 
beratende Wissenschaftler an. Der 
seitens der Mindestlohnkommission 
alle zwei Jahre erarbeitete Vorschlag 
zur zukünftigen Höhe des Mindest-
stundenlohns wird von der jeweils 
amtierenden Regierung durch Ver-
ordnung verbindlich festgelegt. 

Die Mindestlohnkommission hat sich 
bei der Berechnung der Anpassung 

Tarif und Arbeitszeit

Deutscher Betriebsrätetag in Bonn, November 2021. Foto: DBT



Mindestlohn – lange Geschichte, bitteres Ende

des Mindestlohns auf den Tarifindex 
des Statistischen Bundesamtes zu 
stützen.

Damit sollte – eigentlich – gesichert 
sein, dass die zukünftige Entwicklung 
des Mindeststundenlohns nicht zum 
Gegenstand eines wahlkampftakti-
schen Überbietungswettbewerbs 
werden könnte. So stellte selbst 
die vehement für den Mindestlohn 
kämpfende damalige Bundesarbeits-
ministerin Andrea Nahles (SPD) klar: 
„Die künftige Entwicklung des Min-
destlohns sollen Gewerkschaften 
und Arbeitgeber bestimmen. Sie 
kennen die Lage in den Betrieben und 
Branchen und können so am besten 
tragfähige und verantwortliche Ent-
scheidungen treffen. Dafür haben wir 
das Instrument einer unabhängigen 
Mindestlohnkommission geschaffen. 
Sie entscheidet in Zukunft über die 
Erhöhung des Mindestlohns und die 

Bundesregierung ist an diese Ent-
scheidung gebunden. Die zukünftige 
Festlegung des Mindestlohns wer-
den wir nicht der Politik, sondern, wie 
es in unserem Land gute Tradition ist, 
den Tarifpartnern überlassen.“

Auf dem Altar  
wahltaktischer  
Überlegungen  
geopfert

Die Halbwertszeit dieses Verspre-
chens war jedoch gering – wie nicht 
wenige Beobachter befürchtet hat-
ten. Dabei arbeitete die Mindestlohn-
kommission geräuschlos, nahm ihren 
gesetzlichen Auftrag verantwortungs-
voll wahr: Die auf Grundlage der letz-
ten Entscheidung vom 30. Juni 2020 
ergangene aktuelle Dritte Mindest-
lohn-Anpassungsverordnung sah An-
hebungen des Mindestlohns für die 

Jahre 2021 und 2022 vor. Der letzte 
Anpassungsschritt erfolgte demnach 
zum 1. Juli 2022 auf 10,45 Euro. Auf 
dieser Grundlage hatten Arbeitgeber 
und Tarifvertragsparteien kalkuliert, 
entsprechende Dispositionen ge-
troffen und darauf vertrauen dürfen, 
dass während der Geltungsdauer der 
Verordnung keine weiteren Mindest-
lohnanpassungen erfolgen werden. 

Dieses Vertrauen wurde jedoch ent-
täuscht: SPD und Grüne zogen in den 
Bundestagswahlkampf 2021 mit dem 
Wahlversprechen einer Erhöhung des 
Mindestlohns auf 12 Euro. Von der 
vor Kurzem erfolgten Festlegung auf 
10,45 Euro zum 1. Juli 2022 unbeein-
druckt, wurde nun das Narrativ eines 
notwendigen „einmaligen Eingriffs“ 
in die Arbeit der Kommission verbrei-
tet. Die Lesart: Die bisherigen Anpas-
sungsschritte seien zwar gesetzes-
konform, würden aber zu einem zu 
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niedrigen Mindestlohn führen. Grund 
dafür sei ein zu niedriger Einstieg im 
Jahr 2015 gewesen, zudem seien die 
allgemeinen Lebenshaltungskosten 
überdurchschnittlich stark gestiegen. 
Nach der Regierungsbildung 2021 
wurde dieses zentrale Wahlverspre-
chen zügig umgesetzt. In der Geset-
zesbegründung wurde der Zweck 
des gesetzlichen Mindestlohns um-
geschrieben bzw. neu gedeutet: Der 
Mindestlohn soll nach dem Willen 
des Gesetzgebers nicht nur eine faire 
Mindestvergütung für eine Stunde 
Arbeit sein. Er soll darüber hinaus 
„zur angemessenen Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben befähigen“ 
und „es ermöglichen, über das bloße 
Existenzminimum hinaus am sozialen 
und kulturellen Leben teilzuhaben“ 
bzw. „für unvorhergesehene Ereig-
nisse vorzusorgen“.
 
Damit wird die Funktion des Mindest-
lohns jedoch überfrachtet und die 
weiterhin bestehende Orientierung 
der Mindestlohnkommission an der 
allgemeinen Tarifentwicklung konter-
kariert. Der neue Mindestlohn soll für 
15 Monate Bestand haben. Über den 
nächsten Erhöhungsschritt wird bis 
zum 30. Juni 2023 wieder die Min-
destlohnkommission entscheiden, 
mit Wirkung zum 1. Januar 2024.

Politischer Eingriff in 
125 Tarifverträge und 
311 Tariflohngruppen

Fazit: Die vorgesehene Anhebung 
des Mindestlohns verletzt die beste-
hende Systematik des Mindestlohn-
gesetzes. Die gesetzliche Anhebung 
auf 12 Euro greift zudem erheblich 
in bestehende Lohnstrukturen ein 
und hat massive Auswirkungen auf 
das System der Lohnfindung – ein 
Aspekt, den die Politik komplett ver-
drängt. Mit der Erhöhung auf 12 Euro 
ab dem 1. Oktober 2022 steigt der 
gesetzliche Mindestlohn innerhalb 
eines Jahres um satte 22 Prozent. 
Diese Anhebung liegt deutlich über 
gewöhnlichen Tariflohnerhöhungen. 

Laut einer Auswertung des Statis-
tischen Bundesamts wird mit dem 
höheren Mindestlohn in der zweiten 
Jahreshälfte 2022 in mindestens 125 
Tarifverträge eingegriffen und mehr 
als doppelt so viele Tariflohngruppen 
(311) werden direkt verdrängt. Be-
troffen wären dabei auch Tariflöhne, 
die das Bundesarbeitsministerium 
selbst für allgemeinverbindlich erklärt 
hat. Dies zeigt die Dimension der 
Folgewirkungen und belegt damit 
den massiven Eingriff in die grund-

gesetzlich geschützte Tarifautonomie.
In vielen Tarifverträgen ist ein Ab-
standsgebot zwischen gesetzlichem 
Mindestlohn und den tariflichen Ein-
stiegsentgelten vereinbart worden. 
Hier führt die Anhebung des gesetz-
lichen Mindestlohns direkt zu Fol-
gewirkungen, die die Tarifvertrags-
parteien nicht vorhersehen konnten, 
als sie die Mindestabstandsgebote 
vereinbarten. Zu befürchten ist nun, 
dass sich ganze Tarifgitter nach oben 
verschieben.

Nur ein „einmaliger“ 
Eingriff? Es bleiben 
Zweifel 

Im Vertrauen auf die Systematik der 
zukünftigen Anpassung des Min-
destlohns auf Basis des Tarifindex 
hatten sich die Sozialpartner auf das 
Verfahren eingelassen und sind ihrer 
Verantwortung immer gerecht ge-
worden. Dieses Vertrauen wurde nun 
durch die vorgesehene Anhebung 
enttäuscht.
 
Zu befürchten ist, dass dieser Eingriff 
nicht einmalig bleibt. Zu verlockend 
dürfte es auch zukünftig sein, das 
„Mindestlohnfeld“ im Vorfeld von 
Bundestagswahlen zu bespielen. 
Die Neuausrichtung des Zwecks 
des Mindestlohns ist nicht kompa-
tibel mit der weiterhin bestehenden 
Verknüpfung von Mindestlohnent-
wicklung und Tarifindex. Damit sind 
auch künftig Diskussionen um die 
„richtige“ Höhe des Mindestlohns 
vorprogrammiert. 

Dieser Eingriff in die Arbeit der 
Mindestlohnkommission ist damit 
höchst fragwürdig. Letztlich spielt er 
mit der wichtigsten „Währung“ des 
politischen Betriebs und der Demo-
kratie: Vertrauen! Zudem schwächt 
die Politik die Tarifautonomie – jene 
Tarifautonomie, deren Bedeutung sie 
sonst allzu gerne betont. Zuletzt ge-
schehen im Jahr 2018 anlässlich der 
Hundertjahrfeier des sogenannten 
Stinnes-Legien-Abkommens, das zu 
Recht als Geburtsstunde der Tarif-
autonomie in Deutschland gefeiert 
wird. 
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Gemeinsame Schweigeminute
für die Ukraine

In vielen gemeinsamen Aktionen ge-
dachten die Sozialpartner den Opfern 
des Ukraine-Krieges – so beispiels-
weise am 11. März 2022, als sich 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

des Arbeitgeberverbandes METALL 
NRW und der Bezirksleitung der IG 
METALL NRW  zu einer gemeinsa-
men Schweigeminute versammelten.



Noch Ende 2021 ging der Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
für 2022 von einem  Wachstum der  
Wirtschaftsleistung von 4,6 Prozent 
und einem Anstieg der Verbrau-
cherpreise um 2,6 Prozent aus. Un-
geachtet der immer noch deutlich 
spürbaren wirtschaftlichen Folgen 
der Corona-Pandemie standen zu 
Jahresbeginn 2022 die Zeichen auf 
Erholung. Doch nur wenige Monate 
später haben sich die Konjunktur-
aussichten durch den Angriffskrieg 
Russlands auf die Ukraine deutlich 
verdüstert. Die Wachstums-Prognose 
wurde im Juni auf 2,5 Prozent ab-
gesenkt. Die Inflationserwartungen 
für 2022 erreichen demgegenüber 
mit 6,8 Prozent den höchsten Wert 
seit 1974.

Diese Entwicklung hatte zunächst 
noch nicht auf die Tarifpolitik durch-
geschlagen, Abschlüsse basierten 
vorwiegend noch auf den positiven 
wirtschaftlichen Vorzeichen für 2022. 
So lagen die in den ersten Wochen 
des Jahres vereinbarten Tarifsteige-
rungsraten für 2022 im Mittel bei drei 

und in der Spitze bei mehr als vier 
Prozent. Der zunehmenden Unsicher-
heit geschuldet vereinbarten die Tarif-
vertragsparteien bis zu 13 Nullmonate 
sowie lange Laufzeiten von mehr als 
20 Monaten. Planungssicherheit war 
für viele Branchen offenbar ein zent-
rales Anliegen. Überdies wurde das 
Instrument der steuer- und beitrags-
freien Corona-Prämie zur Abfederung 
der pandemiebedingten Belastungen 
ebenfalls noch von zahlreichen Bran-
chen vor Auslaufen der Sonderrege-
lung zum 31. März 2022 genutzt. 

Inflation ist das
beherrschende Thema 

Beherrschendes Thema gegenwärti-
ger tarifpolitischer Debatten ist inzwi-
schen – sowohl von Arbeitgeberver-
bänden als auch von Gewerkschaften 
angesprochen – die hohe Inflation. 
Die Unternehmen sind durch exorbi-
tant gestiegene Energie-, Rohstoff- 
und Materialpreise belastet, Beschäf-
tigte machen sich Sorgen über die 
gestiegenen Verbraucherpreise. Die 
Anspannung bei den Unternehmen 
wächst, die Erwartungshaltung in den 

Belegschaften ist hoch. Zusätzliche 
Unsicherheit entsteht durch eine 
mögliche Gasmangellage mit unab-
sehbaren Folgen für Wirtschaft und 
Gesellschaft. Vor diesem Hintergrund 
wird es spannend sein, ob die im 
Herbst 2022 anstehenden Tarifrunden 
in der Chemischen Industrie und der 
Metall- und Elektroindustrie (M+E)  
– Deutschlands bedeutendsten 
Industriezweigen – mit zusammen 
4,5 Millionen Beschäftigten einen 
Ausgleich zwischen Erwartungshal-
tungen und wirtschaftlicher Mach-
barkeit herstellen können. Die IG 
Metall hat im Juli 2022 mit ihrem 
Forderungsbeschluss nach Einkom-
mensverbesserungen von 8 Prozent 
eine Linie vorgegeben.

In der Stahlindustrie wurden Mitte 
Juni nach harten Verhandlungen hohe 
Tabellenentgelterhöhungen von 6,5 
Prozent bei einer Gesamtlaufzeit von 
18 Monaten vereinbart. Die Metall-
arbeitgeber haben vorsorglich an-
gekündigt, dass dieser Abschluss 
angesichts der Sonderkonjunktur in 
diesem Industriezweig keine Blau-
pause für M+E sein kann.

Tarifrunden 2022: Im Spannungsfeld
großer Unsicherheiten

ZWISCHEN 0 UND 10
IM ERSTEN HALBJAHR 2022 VEREINBARTE TARIFSTEIGERUNGEN IN PROZENT
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Neue Herausforderungen für Rechtsprechung

	 Corona-Pandemie: Weiterhin große Auswirkungen

	 Arbeitsrechtliche Vorhaben der Ampel-Koalition

	 Vorbereitung auf die Sozialwahlen 2023

Masken, Nichteinhaltung der 3G-Re-
gel oder Vorlage gefälschter Impf- und 
Testzertifikate. unternehmer nrw hat 
fortlaufend über die aktuellen Ent-
wicklungen berichtet – einschließlich 
der Frage etwaiger Entschädigungen 
nach dem Infektionsschutzgesetz. 

Arbeitszeitrecht in
Bewegung

Das Arbeitszeitrecht ist weiter in 
Bewegung. Die sogenannte „Stech-
uhr-Entscheidung“ des EuGH, wo-
nach Unternehmen dazu verpflichtet 
sind, ein verlässliches, objektives und 
transparentes System der Arbeits-
zeiterfassung vorzuhalten, stellt die 
Betriebe vor die Frage der praktischen 
Umsetzung. Zudem wirkt sich die 
Rechtsprechung unter anderem auf 
Überstundenprozesse aus. Nach dem 
Koalitionsvertrag der „Ampel“ soll 

durch entsprechende gesetzliche Re-
gelungen auf die Vorgaben der Recht-
sprechung des EuGH, Veränderungen 
in der Arbeitswelt und insbesondere 
einen erhöhten Flexibilisierungsbe-
darf reagiert werden. Gerade hier 
ist es von besonderer Bedeutung, 
dass die Interessen der Wirtschaft 
ausreichend Berücksichtigung finden.

Massenentlassungs
verfahren kaum noch 
zu beherrschen

Das sogenannte Massenentlassungs-
verfahren gem. § 17 KSchG ist – auch 
nach Auffassung des Bundesarbeits-
gerichts – im Anschluss an die Recht-
sprechung des EuGH kaum noch zu 
beherrschen. Dies betrifft beispiels-
weise den ordnungsgemäßen Ab-
schluss des Konsultationsverfahrens 
oder die Feststellung der jeweiligen 

Arbeits- und Sozialrecht

Das Arbeits- und Sozialrecht hat Un-
ternehmen und Verbände auch im 
vergangenen Jahr vor zahlreiche neue 
Herausforderungen gestellt. 

Arbeitsrechtliche Fragen 
zur Corona-Pandemie

Die Corona-Pandemie hat in Unter-
nehmen und Verbänden weiterhin 
viele Fragen aufgeworfen – etwa 
zu pandemiebedingten Betriebs-
schließungen, Testverpflichtungen, 
der Maskenpflicht, dem Umgang 
mit gefälschten Impf- und Testzerti-
fikaten, Corona-Besucherkonzepten 
sowie der mobilen Arbeit. Zahlreiche 
arbeitsgerichtliche Entscheidungen 
mussten sich mit Themen befassen, 
die teilweise Anlass geben, „völlig 
neu zu denken“. Hierbei ging es unter 
anderem um Verstöße gegen eine 
betriebliche Pflicht zum Tragen von 

Foto: Timo Nausch via Shutterstock



Neue Herausforderungen für Rechtsprechung

örtlichen Zuständigkeit der jeweiligen 
Agentur für Arbeit. unternehmer nrw 
informiert regelmäßig über die aktu-
ellen Vorgänge. 

Kurzarbeit 
bleibt weiterhin 
wichtig

Seit Beginn der Corona-Krise im Jahr 
2020 bewährt sich die Kurzarbeit als 
ein wesentliches Kriseninstrument. 
Die Pandemie hat es erforderlich ge-
macht, die Kurzarbeit durch mehrfa-
che Sonderregelungen an das jeweili-
ge Krisengeschehen anzupassen. Zu 
diesem Zweck wurden insbesondere 
die Zugangsvoraussetzungen erleich-
tert, die Bezugsdauer verlängert, die 
Leistungssätze erhöht und Erstattun-
gen für die auf das Kurzarbeitergeld 
abzuführenden Sozialversicherungs-
beiträge, zeitweise in vollem Umfang, 
geleistet. 

Aktuell werden diese Sonderregelun-
gen vom Gesetz- beziehungsweise 
Verordnungsgeber wieder auf das 
„normale“ Regelungsregime zurück-
gefahren. In einem nach wie vor von 
Unsicherheiten und heterogener Be-
troffenheit geprägten Umfeld bleibt 
die besondere Bedeutung des Ins-
truments Kurzarbeit aber weiterhin 
bestehen.

Einführung der
elektronischen
Arbeitsunfähigkeits
bescheinigung

Mit der Verpflichtung der gesetzlichen 
Krankenkassen, die Daten über die 
Arbeitsunfähigkeit zum elektroni-
schen Abruf für die Arbeitgeber be-
reitzustellen, ist zum 1. Januar 2022 
die sogenannte Übergangsphase 
(Pilotierung) des Abrufs der elektro-
nischen Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung (eAU) durch die Arbeitgeber 
bei den Krankenkassen gestartet. 
Der obligatorische Abruf wird für 
die Arbeitgeber nach Abschluss der 
Übergangsphase ab dem 1. Januar 
2023 verpflichtend. 

Während der Pilotierung können 
Arbeitgeber sowohl nach dem alten 
als auch nach dem neuen Verfahren 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigun-
gen bei der Krankenkasse abrufen 
beziehungsweise sich von der be-
schäftigten Person vorlegen lassen. 
Für Vertragsärzte heißt das, dass sie 
bis Ende Dezember 2022 neben der 
digitalen Übermittlung der Arbeitsun-
fähigkeitsdaten an die Krankenkassen 
eine Papierbescheinigung ausstellen 
müssen, die die beschäftigte Person 
an ihren Arbeitgeber weiterleitet.

Bescheinigung 
mittels 
Videosprechstunde

Ebenfalls im Januar 2022 wurde die 
Möglichkeit zur Ausstellung einer 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
auf Basis einer Videosprechstunde 
im Wege einer dauerhaften Ände-
rung der Arbeitsunfähigkeitsrichtlinie 
durch den Gemeinsamen Bundesaus-
schuss ausgeweitet. Voraussetzung 
hierfür ist, dass zur Abklärung der 
Arbeitsunfähigkeit keine unmittelbare 
körperliche Untersuchung notwen-
dig ist. Wird die Arbeitsunfähigkeit in 
einer Videosprechstunde festgestellt, 

gilt: Für Versicherte, die in der Arzt-
praxis bisher unbekannt sind, kann 
eine Krankschreibung für bis zu drei 
Kalendertage erfolgen; für Versicher-
te, die in der Arztpraxis bekannt sind, 
für bis zu sieben Kalendertage. 

Eine Folgekrankschreibung per Video-
sprechstunde ist nur dann zulässig, 
wenn die vorherige Krankschreibung 
nach einer unmittelbaren persönli-
chen Untersuchung ausgestellt wur-
de. Ein Anspruch auf die – durchaus 
streitbare – Feststellung der Arbeits-
unfähigkeit im Rahmen der Video-
sprechstunde besteht nach wie vor 
nicht. 

Die Corona-Sonderregelung zur 
telefonischen Krankschreibung bei 
Versicherten mit Erkrankungen der 
oberen Atemwege, die keine schwe-
re Symptomatik vorweisen, ist nach 
mehrfacher Verlängerung zum 31. Mai 
2022 ausgelaufen. Der Gemeinsame 
Bundesausschuss hat in Aussicht 
gestellt, diese Sonderregelung in Ab-
hängigkeit von dem weiteren Verlauf 
der Corona-Pandemie erforderlichen-
falls für bestimmte Regionen oder 
auch bundesweit wieder aktivieren 
zu können.

„Für die Industrie sind eine gute 
Transportinfrastruktur auf Schiene, 
Straße sowie High-Speed-Internet 
unabdingbar, sonst funktionieren die 
eng vernetzten Warenströme nicht. 
Um wettbewerbsfähig zu bleiben, 
sind vertretbare Energiekosten, 
Löhne und eine nicht überbordende 
Bürokratie essenziell. Eine moderne 
Bildungspolitik, Chancengleichheit 
mit aller Diversität sowie eine moder-
ne Schul- und Universitätslandschaft 
sind ausschlaggebend für das Ge-
lingen der Transformation sowie den 
Erhalt und den Ausbau der Unterneh-
mer- und Arbeitnehmerschaft – heute 
und in den kommenden Dekaden.“

Alexander Peters
Geschäftsführender Gesellschafter 
NEUMAN & ESSER GROUP

„Wettbewerbsfähigkeit erhalten“

Aus: „Klartext im Westen“
vom 9. Juni 2022
www.wirtschaftsblog.nrw
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Arbeitsbedingungengesetz
Erhebliche Belastungen dürfte auch 
das „Arbeitsbedingungengesetz“ 
(geplantes Inkrafttreten: 1. August 
2022) aufwerfen, mit dem die „Ar-
beitsbedingungenrichtlinie“ umge-
setzt werden soll. Sie verfolgt das 
Ziel, die Arbeitsbedingungen zu ver-
bessern, indem eine transparente 
und vorhersehbare Beschäftigung 
gefördert und zugleich die Anpas-
sungsfähigkeit des Arbeitsmarktes 
gewährleistet wird. Die Gestaltung 
„rechtssicherer“ Arbeitsverträge ist 
bereits nach gegenwärtigem Recht 
äußerst schwierig und komplex. Die 
nun hierzulande geplante Umsetzung 
der Arbeitsbedingungenrichtlinie 
wird die Anforderungen weiterhin 
erheblich verschärfen. unterneh-
mer nrw engagiert sich nachdrück-
lich für praxisgerechte Lösungen. 

Betriebsverfassungsrecht
Das am 18. Juni 2021 in Kraft getre-
tene Betriebsrätemodernisierungs-
gesetz enthält zwar einige positive 
Änderungen wie die grundsätzliche 
Möglichkeit virtueller Betriebsrats-
sitzungen. Abseits dessen wird die 
Betriebsverfassung aber durch Be-
stimmungen erschwert, die kaum 
handhabbar und darüber hinaus recht-
lich angreifbar sind. Dazu gehört die 
Verantwortlichkeit des Arbeitgebers 
für die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch den Betriebsrat oder 
die Beteiligung des Betriebsrats bei 
Fragen der Künstlichen Intelligenz. 
So unternimmt der Gesetzgeber in 
Bezug auf die Künstliche Intelligenz 
nicht einmal den Versuch, diesen Be-
griff für die Praxis zu konkretisieren. 

Im Betriebsverfassungsgesetz ist 
zudem ein neuer Mitbestimmungs-
tatbestand bei der Ausgestaltung 
der mobilen Arbeit eingeführt wor-
den. Dessen Reichweite ist bislang 
ebenfalls nicht abschließend geklärt. 
unternehmer nrw fordert auch hier, 
dass der Gesetzgeber klare Regelun-
gen für die Betriebsparteien schafft. 
Die Zielsetzung von unternehmer nrw 
ist hierbei unvermindert, dass die be-
triebliche Mitbestimmung konstruktiv 
gelebt wird.

Änderungen im
Statusfeststellungs
verfahren

Mit dem Statusfeststellungsver-
fahren nach § 7a SGB IV soll Ver-
tragsparteien Rechtssicherheit 
darüber verschafft werden, ob sie 
selbstständig tätig oder abhängig 
beschäftigt sind. Zum 1. April 2022 
sind im Statusfeststellungsverfah-
ren Änderungen in Kraft getreten, 
die zunächst größtenteils bis zum  
30. Juni 2027 zur Erprobung befris-
tet sind. Das Statusfeststellungsver-
fahren wurde hierdurch vereinfacht 
und zwischen den unterschiedli-
chen Zweigen der Sozialversiche-
rung widerspruchsfrei ausgestaltet. 
Wesentliche Änderungen sind:

 �Möglichkeit der Statusfeststellung 
bereits vor Beginn eines Auftragsver-
hältnisses (Prognoseentscheidung);

 �Feststellung des Erwerbsstatus an-
stelle der Versicherungspflicht;

 �Sicherheit der Statusfeststellung für 
gleiche Vertragsverhältnisse (Grup-
penentscheidung);

 �auch für Vertragsverhältnisse, an de-
nen mehr als zwei Personen beteiligt 
sind, ist eine umfassende Statusprü-
fung durch ein eigenes Antragsrecht 
des Dritten geschaffen worden;
 �Möglichkeit einer mündlichen An-
hörung im Widerspruchsverfahren. 

Sozialwahlen 2023

Im Jahr 2023 werden zum 13. Mal 
seit 1953 die Mitglieder der Selbst-
verwaltungsorgane der gesetzlichen 
Kranken-, Pflege-, Unfall- und Renten-
versicherungsträger neu gewählt. Die 
Amtszeit beträgt sechs Jahre. Die 
paritätische Selbstverwaltung durch 
Arbeitgeber- und Versichertenvertre-
ter ist ein wesentlicher Bestandteil 
der deutschen Sozialversicherung. 
Die Selbstverwaltungsorgane treffen 
eigenverantwortlich Entscheidungen 
für den jeweiligen Sozialversiche-
rungsträger, insbesondere in Bezug 
auf Organisations-, Finanz- und Per-
sonalfragen. unternehmer nrw ist 
beratend und koordinierend an den 

Vorbereitungen der Sozialwahlen be-
teiligt und erarbeitet Vorschlagslisten 
zur Nominierung von Arbeitgeber-
vertretern.

Arbeitsrechtliche
Vorhaben der Ampel-
Koalition

Bereits in den zurückliegenden Legis-
laturperioden hat die arbeitsrechtliche 
Gesetzgebung zu erheblichen Belas-
tungen für die Unternehmen geführt. 
Die Umsetzung bereitet nicht selten 
ernste Schwierigkeiten.

Die arbeitsrechtlichen Vorhaben, die 
im Koalitionsvertrag der „Ampel“ ge-
nannt werden, dürften dem selbstge-
setzten Anspruch („mehr Fortschritt 
wagen“, „moderne Arbeitswelt“) 
kaum gerecht werden. Es steht zu 
befürchten, dass Reglementierun-
gen, Bürokratie und Rechtsunsicher-
heiten im Vordergrund künftiger ge-
setzlicher Regelungen stehen. Dies 
gilt unter anderem für die dringend 
reformbedürftigen Regelungen zur 
Arbeitszeit, für die mobile Arbeit oder 
das sogenannte Whistleblowing. Die 
Landesvereinigung setzt sich fort-
laufend in Stellungnahmen, Vorträgen 
und Beiträgen in Fachzeitschriften 
dafür ein, dass die Unternehmen 
nicht weiter durch praxisfremde, 
handwerklich zum Teil nicht überzeu-
gende und bürokratische Regelungen 
behindert und eingeengt werden. 
 
Hinweisgeberschutzgesetz
Die Umsetzung der Whistleblower-
Richtlinie erfolgt durch das Hinweisge-
berschutzgesetz (HinSchG). Unterneh-
men müssen sich hier darauf einstellen, 
dass sie künftig intern entsprechende 
Meldestellen und Meldekanäle ein-
richten müssen. Rechtsunsicherheiten 
und Rechtsstreitigkeiten sind dabei vor-
programmiert, der Beratungsbedarf ist 
groß. unternehmer nrw setzt sich auch 
hier weiterhin nachdrücklich dafür ein, 
die Belastungen für die Unternehmen 
zu reduzieren. Allerdings: Aufgrund 
der Verpflichtung zur Umsetzung der 
europäischen Richtlinie wird sich das 
Hinweisgeberschutzgesetz nicht ver-
meiden lassen.



VERABSCHIEDUNG VON DR. LUITWIN MALLMANN

Zum Jahreswechsel trat der langjährige Hauptgeschäftsführer von unternehmer nrw, Dr. Luitwin Mallmann,
in den Ruhestand. Am 31. Mai 2022 fand die Abschiedsfeier im Museum Kunstpalast in Düsseldorf statt – im Beisein
zahlreicher hochrangiger Gäste aus Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften.
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Klare Positionen in herausfordernden Zeiten

	 Ukraine-Konflikt und Energieversorgung beherrschende Themen

	 Landtagswahl: Anliegen der Wirtschaft kommuniziert

	 Corona-Politik weiterhin wichtig

Wenige Tage vor der Bundestagswahl 
2021 mahnt NRW-Unternehmerpräsi-
dent Arndt G. Kirchhoff im September 
in einem Gastbeitrag für die Rheini-
sche Post die Politik, angesichts der 
enormen wirtschaftlichen Heraus-
forderungen in den kommenden vier 
Jahren endlich konkreter zu werden 
und mehr Tempo zu machen. „Die 
nächsten Jahre entscheiden darü-
ber, ob unser Land, die Unternehmen 
an ihren Heimatorten und damit die 
Menschen an ihren Arbeitsplätzen 
eine Zukunft haben.“  

Im Bundesvergleich
hat sich NRW verbessert

Auf dem Unternehmertag Nord-
rhein-Westfalen in der Düsseldorfer 
Rheinterrasse bescheinigt Kirchhoff 
der NRW-Landesregierung, vieles 
in die richtige Richtung bewegt zu 

haben: Die Grundstimmung für In-
novationen und Investitionen sei klar 
besser geworden, das Land stehe im 
Bundesvergleich wirtschaftspolitisch 
eindeutig besser da als 2017. Als Gast-
redner ist der Präsident des Bundes-
verbands der Deutschen Industrie 
(BDI), Siegfried Russwurm, geladen, 
auf einem Podium – moderiert von 
WAZ-Chefredakteur Andreas Tyrock – 
debattieren die Fraktionsvorsitzenden 
von CDU, FDP, SPD und Grünen im 
Landtag über die aktuellen Heraus-
forderungen für Nordrhein-Westfalen. 
Es ist zudem ein erster Ausblick auf 
den Wahlkampf zur Landtagswahl 
im Mai 2022. 

Im Vorfeld der Bundestagswahl 
ist Präsident Kirchhoff zu Gast in 
mehreren Redaktionen nordrhein-
westfälischer Tageszeitungen – im 
August bei der WAZ in Essen so-
wie beim Kölner Stadt-Anzeiger, im 

September bei den Westfälischen 
Nachrichten in Münster und bei der 
Neuen Westfälischen in Bielefeld. Er 
spricht dort über die Erwartungen 
der NRW-Wirtschaft an eine neue 
Bundesregierung. In einer Social-Me-
dia-Kampagne von unternehmer nrw 
zur Bundestagswahl äußern mehr 
als 30 Unternehmerinnen und Unter-
nehmer aus NRW ihre Erwartungen 
an die Bundespolitik.

Grundlegende
Modernisierung des 
Landes gefordert

Nach der Bundestagswahl wird Kirch-
hoff von der WAZ zu seinen Erwar-
tungen an die neue Bundesregierung 
befragt: „Die Ampel muss beweisen, 
dass sie zu einer grundlegenden Mo-
dernisierung des Landes fähig ist“, 
macht Kirchhoff klar. 

unternehmer nrw in den Medien

Gemeinsamer Auftritt der Spitzenverbände der NRW-Wirtschaft vor der Landtagswahl in der Landespressekonferenz. Foto: Wilfried Meyer



Klare Positionen in herausfordernden Zeiten

Im Oktober ist der Vorstand von 
unternehmer nrw im Rahmen einer 
Klausurtagung in Berlin zu Gast auf 
der „The Pioneer One“.  Auf einem 
Podium des Nachrichtenportals „Pio-
neer“ diskutiert Vize-Präsidentin Dr. 
Margarete Haase mit Jens Spahn 
(CDU) und Johannes Vogel (FDP), 
Präsident Arndt G. Kirchhoff stellt 
sich den Fragen von Chefredakteur 
Michael Bröcker. Die Themen: Was 
bedeuten die Pläne der Ampel für 
die Wirtschaft? Welche Erwartungen 
gibt es? Anderntags folgt der Bericht 
im Podcast „The Pioneer Morning 
Briefing“. 

In den folgenden Wochen beherr-
schen die wieder steigenden Corona-
Infektionszahlen und die Sorge über 
erneute Einschränkungen und Schlie-
ßungen die Schlagzeilen. Präsident 
Kirchhoff und Hauptgeschäftsführer 
Johannes Pöttering nehmen immer 
wieder in den Leitmedien Nordrhein-
Westfalens zu den Anforderungen der 
Wirtschaft an die Politik in der Pande-
mie Stellung.

Im traditionellen Jahreswechsel-
Interview mit der Westfalenpost 
lobt Kirchhoff den Start der Berliner 
Ampelkoalition, mahnt aber zugleich 
mehr Tempo an: „Es muss viel mehr 
parallel geplant werden, um die Um-
setzung zu beschleunigen“. Das gelte 
für den Stromnetzausbau genauso 
wie etwa für den Brückenneubau an 

der A45. Mit Blick auf die im Mai 
2022 stattfindende Landtagswahl 
stellt Kirchhoff der schwarz-gelben 
NRW-Landesregierung ein gutes 
Zeugnis aus: „Es hat sich sehr viel 
in die richtige Richtung bewegt, leider 
haben auch in NRW zuletzt die zwei 
Corona-Jahre gebremst.“

Beim am 1. März stattfindenden tra-
ditionellen Aschermittwoch-Presse-
gespräch findet Kirchhoff deutliche 
Worte zum kurz zuvor erfolgten bruta-
len Angriff Russlands auf die Ukraine: 
„Wir sind sehr erschüttert über die 
Aggression Russlands und verurtei-
len den Bruch des Völkerrechts.“ 
Dann stellt er das „Wirtschaftspoli-
tische Papier zur Landtagswahl“ 
des Verbands vor. Dabei fordert der 
Unternehmerpräsident, den Mo-
dernisierungs- und Erneuerungs-
prozess Nordrhein-Westfalens nach 
der Landtagswahl mit noch mehr 
Tempo fortzusetzen. „Stillstand oder 
gar Rückschritt können wir uns nicht 
leisten, die Herausforderungen sind 
gewaltig.“ Leitmedien wie dpa, FAZ, 
Rheinische Post, Kölner Stadt-Anzei-
ger und Welt am Sonntag berichten.  

Anderthalb Monate vor der Land-
tagswahl, am 29. März, präsentiert 
Kirchhoff gemeinsam mit dem Ge-
schäftsführer des IW, Prof. Hubertus 
Bardt, ein von unternehmer nrw in 
Auftrag gegebenes Gutachten des 
Instituts der deutschen Wirtschaft 

Auswahl; Quelle: Landesanstalt für Medien NRW, Forsa-Bevölkerungsumfrage 2022
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Zu Gast bei der 
Wirtschafts
publizistischen
Vereinigung

Wichtiger Termin kurz vor der 
Landtagswahl im Industrie-Club 
Düsseldorf: Unternehmer-Präsident 
Kirchhoff zu Gast bei der Wirt-
schaftspublizistischen Vereinigung 
(WPV). Die zentralen Themen sind 
zum einen die Maßnahmen des 
Westens gegen Russland als Reak-
tion auf den brutalen Angriffskrieg 
in der Ukraine. Kirchhoff betont, 
dass die NRW-Wirtschaft die Sank-
tionen und die Linie der Bundes-
regierung ausdrücklich unterstütze. 
„Es ist in der Tat wichtig dabei 
aufzupassen, dass wir uns selbst 
nicht mehr schaden als Putin – ins-
besondere beim Thema Energie“, 
warnt er.

Zweites wichtiges Thema ist die 
Landtagswahl: „Diese Wahl ist 
eminent wichtig, gerade weil die 
Zeiten so ruppig sind wie seit 
Jahrzehnten nicht mehr.“ Der Mo-
dernisierungsprozess des Landes 
müsse auch nach der Wahl von 
einer neuen Landesregierung un-
bedingt und mit noch mehr Tempo 
fortgesetzt werden. 
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Diese Medien nutzen die Menschen
zur Information vor der Landtagswahl 2022
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Arndt G. Kirchhoff und Ulf Meinke,
Vorsitzender der Wirtschaftspublizistischen
Vereinigung

Wirtschaftspublizistische Vereinigung
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vor der Landespressekonferenz in 
Düsseldorf. Die Wirtschaftsforscher 
bescheinigen der Landesregierung, 
Nordrhein-Westfalen in einigen Fel-
dern vorangebracht zu haben. Doch 
es gebe nach wie vor enorm viel zu 
tun, damit der Aufholprozess des 
Landes fortgesetzt werden könne.

Einschnitte für  
Wirtschaft und
Arbeitsplätze drohen

Der Krieg in der Ukraine rückt zuneh-
mend ein für die nordrhein-westfäli-
sche Wirtschaft hochbedeutendes 
Thema in den Blickpunkt der öf-
fentlichen Debatte: die verlässliche 
und bezahlbare Energieversorgung. 
Immer wieder bitten die Medien 
den Präsidenten in diesen Monaten 
um seine Einschätzung – auch zu 
den möglichen Gefahren einer Gas-
mangellage. Der Westfalenpost sagt 
Kirchhoff: „Ein Gasmangel hätte im 
Detail noch gar nicht abschätzba-
re Auswirkungen auf die gesamte 
Wertschöpfungskette der deutschen 
Wirtschaft. Es drohen Einschnitte für 

Wirtschaft und Arbeitsplätze, denen 
wir seit vielen Jahrzehnten nicht 
mehr ins Auge blicken mussten.“ 

In einem Interview mit dem Berliner 
Tagesspiegel im März positioniert 
sich Kirchhoff klar für Globalisierung, 
Export und Freihandel – gerade auch 
in schwierigen Zeiten. „Wir müssen 
wirtschaftlich stärker sein als autori-
täre Staaten, damit die Menschen 
merken, in welchem System es ihnen 
besser geht.“ Und auch hier – wie 
später im Mai in einem Interview mit 
dem Kölner Stadt-Anzeiger – warnt 
Kirchhoff vor einem Gas-Embargo: 
„Kurzfristig kommen wir ohne das 
Gas nicht klar. Der Schaden, den wir 
bei uns anrichten würden, wäre mög-
licherweise größer als der Schaden, 
den wir bei Putin anrichten. (…) Wir 
brauchen die russischen Gasmengen 
derzeit noch zwingend als Prozessgas 
in vielen Bereichen unserer Industrie, 
da gibt es keine ausreichenden Alter-
nativen.“

Dies ist auch der Tenor eines Wirt-
schaftsgipfels in der NRW-Staats-
kanzlei, zu dem Ministerpräsident 

Wüst Kirchhoff gemeinsam mit 
anderen Wirtschaftsvertretern von 
Konzernen wie ThyssenKrupp, Evonik  
sowie Gewerkschaften Ende April 
geladen hat. 

Ende April ist Kirchhoff auch zu Gast 
bei der Wirtschaftspublizistischen 
Vereinigung (WPV) in Düsseldorf. Die 
Themen: Die Energieversorgung und 
die bevorstehende Landtagswahl in 
NRW. Zahlreiche Medien berichten, 
darunter die WAZ, die Rheinische 
Post, die VDI Nachrichten, die FAZ 
und DIE WELT. 

Erwartungen an die 
neue Landesregierung

Anfang Mai legen die Spitzenorgani-
sationen der NRW-Wirtschaft vor der 
Landespressekonferenz ein gemein-
sames Papier mit Erwartungen an die 
nächste Landesregierung vor. Für un-
ternehmer nrw erklärt Vize-Präsidentin 
Dr. Margarete Haase: „Nur mit einer 
starken Wirtschaft wird Nordrhein-
Westfalen in den kommenden Jahren 
seine Herausforderungen bewältigen 

Im März 2022 stellt Kirchhoff das 
Gutachten des Instituts der deut-
schen Wirtschaft (IW) zur Lage des 
Wirtschafts- und Industriestand-
orts NRW vor der Landespresse-
konferenz vor. Darin bestätigen die 
Kölner Wirtschaftsforscher, dass 
Nordrhein-Westfalen in den ver-
gangenen fünf Jahren im Vergleich 
zu anderen Bundesländern sichtbar 
aufgeholt habe.

„Die Richtung der Landesregierung 
hat gestimmt, viele Impulse wur-
den gesetzt und in der Verkehrs-
politik, beim Bürokratieabbau und 
in der Wirtschafts- und Innova-
tionspolitik wichtige Etappenziele 
erreicht“, erklärt Kirchhoff. Gleich-
wohl sei der Handlungsbedarf nach 
wie vor immens.

Vorstellung des IW-Gutachtens
zum Wirtschaftsstandort NRW

Arndt G. Kirchhoff bei der Vorstellung des IW-Gutachtens mit Prof. Hubertus Bardt (IW) 
und José Narciandi (Landespressekonferenz)
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Im Vorfeld der Landtagswahl am 
15. Mai brachten 35 nordrhein-
westfälische Unternehmerinnen 
und Unternehmer in kurzen Video-
Statements zu unterschiedlichsten 
Themengebieten ihre Position ein. 
Unter dem Hashtag #Entschloss-
enVoran formulierten sie ihre 
Erwartungen und Forderungen an 
eine neue Landesregierung. Die 
Videos wurden über die sozialen 
Netzwerke von unternehmer nrw 
verbreitet.

können. Jetzt geht es darum, den Weg 
der Modernisierung und Erneuerung 
fortzusetzen. Dafür braucht es politi-
schen Mut – Mut, Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die Investitionen am 
Standort NRW ermöglichen. Politik 
muss noch stärker auf die kreativen 
Kräfte des Wettbewerbs setzen.“

Nach der Landtagswahl am 15. Mai 
bitten die Medien Präsident Kirchhoff 
um eine erste Bewertung des Er-
gebnisses: „Trotz programmatischer 
Unterschiede kann in einer Koalition 
aus CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
eine echte Chance liegen. Vielleicht 
wird gerade ein solches Bündnis bis-
her nur schwer überbrückbare Span-
nungsfelder auflösen und bestehen-
de gesellschaftspolitische Blockaden 
überwinden“, sagt Kirchhoff unter 
anderem dem Kölner Stadt-Anzeiger 
und der Rheinischen Post. 

Am Tag nach der Vereidigung von Mi-
nisterpräsident Hendrik Wüst Ende 
Juni fasst Kirchhoff in einem Gast-
beitrag in der Rheinischen Post seine 
Erwartungen an die neue Landes-
regierung noch einmal zusammen: 
„Ein entscheidender Schlüssel zum 
Erfolg wird sein, ob die angekün-
digte massive Beschleunigung von 
Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren auch wirklich erfolgt. Bisher sind 
hierzu die Ankündigungen noch zu 
abstrakt. Und während an manchen 
Stellen die Liebe zum Detail ausge-
lebt wird, bleiben anderswo wichtige 

NRW-Unternehmer
zur Landtagswahl
2022

Punkte offen. An der tatsächlichen 
Umsetzung ihrer Vorhaben wird diese 
Landesregierung aber gemessen.“

Verlässlichkeit auch 
in schwierigen Zeiten 
wichtig

Energieversorgung und die Entwick-
lung der Pandemie bleiben wichtige 
Themen in der Berichterstattung. 
Regelmäßig melden sich Präsident 
Kirchhoff und Hauptgeschäftsfüh-
rer Pöttering zu Wort. Als Bundes-
wirtschaftsminister Robert Habeck 
(Grüne) die zweite von drei Stufen 
des Notfallplans Gas ausruft, lobt 
Pöttering gegenüber der WAZ, dass 
der Minister auf die nun mögliche 
sofortige Preisweitergabe gestie-
gener Beschaffungskosten an die 
Endverbraucher verzichtet. „Ein 
sprunghafter Preisanstieg hätte für 
die Unternehmen in Nordrhein-West-
falen dramatische und zum Teil exis-
tenzielle Folgen.“ Und mit Blick auf 
die steigenden Corona-Infektions-
zahlen betont er in der Rheinischen 
Post: „Einschränkungen des Wirt-
schaftslebens oder gar Schließungen 
wären fatal. Unterbrechungen von 
Lieferketten und auch Schulschlie-
ßungen müssen unbedingt vermie-
den werden.“ Es gelte, zielgerichtete 
und „verhältnismäßige“ Maßnahmen 
zu entwickeln, die den Unternehmen 
Planungssicherheit und Verlässlich-
keit böten.

35%Artikel oder Berichte im Internet

Social Media 29%

Video-Angebote im Internet 24%

Quelle: ARD / ZDF-Onlinestudie 5 / 2021

Chatten oder WhatsApp 34%
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In der Corona-Krise wurden diese Online-Medien
für so viel Prozent der Befragten wichtiger
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Redaktionsbesuch Neue Westfälische

Redaktionsbesuch WAZ

40 | unternehmer nrw in den Medien

Pressekonferenz mit Ministerpräsident Hendrik Wüst und 
Michael Vassiliadis (IGBCE) anlässlich des NRW-Energiegipfels

Aschermittwochs-Pressegespräch

Gesprächsrunde auf der Pioneer One

Interview mit den Westfälischen Nachrichten  Jörn Klare im WDR-Interview Aschermittwochs-Pressegespräch

Redaktionsbesuch Kölner Stadt-Anzeiger Tanja Nackmayr im WDR-Interview

Fotos: Gunnar Pier, Max Grönert, Kerstin Kokoska, Andreas Zobe, Mark Hermenau, unternehmer nrw
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Herr Kirchhoff, bedeutet die Zeitenwende
das Ende der Globalisierung?
Das will ich nicht hoffen. Vieles ist im
Umbruch, das beobachten wir ja schon
länger, undmanches ist ins Stocken gera-
ten. Das hing mit Trump zusammen, mit
der chinesischen Handelspolitik und mit
zunehmendenSpannungen in verschiede-
nen Regionen. Mit dem Kriegsausbruch
stellt sich nun mehr denn je die Frage,
wie die westlicheWelt auf autoritäre und
aggressive Regime reagieren sollte.

DiePolitik hat sich für Sanktionen undAuf-
rüstung entschieden.
Vor zehn Jahren haben wir gedacht, dass
wir uns mit unseren Werten überall
durchsetzen würden: Demokratie, so-
ziale Marktwirtschaft, Freiheit für die
Menschen – besser geht es doch nicht.
AbermanchegehenandereWege, undun-
seremoralische Stärke allein reicht offen-
sichtlich nicht aus. Wir müssen wirt-
schaftlich stärker sein als autoritäre Staa-
ten, damit die Menschen merken, in wel-
chemSystem es ihnen bessergeht. Ich bin
überzeugt: Unser Modell ist attraktiver
für die Menschen, weil es soziale Stan-
dards erlaubt, vielfältigeBildung undTeil-
habe, ein gutes Leben.

Die deutsche Wirtschaft basiert auf Ex-
port und Freihandel, und der stößt immer
häufiger an Grenzen.
Sicher sind wir eine Exportnation, aber
wir sind auch sonst internationaler ge-
worden. In den letzten Jahren haben wir
zunehmend Produktionen in den jeweili-
gen Ländern oder Regionen aufgebaut.
Wir stellen die Güter dort her, wo sie
nachgefragtwerden. Das ist ambesten zu
sehen in China, wo wir in den vergange-
nen 30 Jahren beigetragen haben, 700
oder800MillionenMenschen aus derAr-
mut zuholen.Wir sind nachChina gegan-
gen, haben Technologie transferiert und
den Leuten Arbeit gegeben. Das ist auch
ein Teil des Modells Deutschland.

In China haben deutsche Unternehmen er-
heblich mehr investiert als in Russland.
Was passiert, wenn sich der Konflikt der
Chinesen mit den USA zuspitzt?
Auch da müssen wir moralisch und wirt-
schaftlich Stärke zeigen. Da die Welthan-
delsorganisation WTO derzeit nicht
mehr richtig funktioniert, brauchen wir
neue Handelsabkommen, um gemein-
same Regeln etwa auch im indopazifi-
schen Raum zu definieren. So zeigen wir
den Chinesen auch, dass wir stark sind.

Und wenn Xi Jinping Taiwan attackiert?
Die Chinesen haben in den letzten Jahr-
hunderten keine Kriege geführt. Sie nut-
zen ihre wirtschaftliche Stärke strate-
gisch aus, etwa mit der Neuen Seiden-
straße oder den Infrastrukturprojekten in
Afrika. Da besetzen sie übrigens Lücken,
die der Westen gelassen hat. Auch hier
gilt: Wenn wir Abkommen mit afrikani-
schen Staaten schließen, dann können
wir womöglich auch dort unsere Vorstel-
lungen von Demokratie und Menschen-
rechten zur Geltung bringen.

In Russland hat das nicht funktioniert.
Knapp 25 Milliarden Euro haben deutsche
Firmen dort investiert – zumindest ein Teil
davon muss wohl abgeschrieben werden.
Das ist möglich. Fakt ist: Im Moment
muss die Welt zusammenstehen und die
Sanktionen mittragen. Das passiert ge-
rade und wird von der deutschen Wirt-
schaft selbstverständlich mitgetragen.

Der russische Markt ist tot für Unterneh-
men aus dem Westen. Wie geht es weiter
mit IhrenWerken vor Ort?
Wir bauen in Moskau und St. Petersburg
Müllfahrzeuge. Im Moment passiert da
nichts, unsere Konten sind eingefroren.
Wir wissen nicht, ob wir alle enteignet

werden oder ob wir irgendwann weiter-
machen können. Wichtig ist erstmal,
dass das Blutvergießen aufhört. Dann
können wir uns irgendwann auch wieder
um unser Geschäft und die Menschen
kümmern. Russland ist jamehr als Putin.

Wie betroffen ist Kirchhoff insgesamt?
Wir haben 50 Produktionsstandorte in
20 Ländern auf fünf Kontinenten. In der
Nähe von Posen steht aktuell die Produk-
tion in einem unserer Werke in Polen,
weil unser Kunde Volkswagen vor Ort
nicht mehr produziert. Es fehlen Teile,
auch aus der Ukraine. Unsere anderen
polnischenWerke arbeiten noch,weil die
an verschiedene Autohersteller liefern.

Ohne Einschränkungen?
VonMontag bis Donnerstag wird normal
gearbeitet, Freitag ist Kurzarbeit. Das gilt
auch für unsere Standorte in Ungarn und
Rumänien, weil die Autohersteller der-
zeit alle eingeschränkt produzieren, da es
Probleme mit Vorprodukten gibt.

Erst Corona, dann der Krieg: Kann die glo-
balisierte Wirtschaft noch mit diesen wa-
ckeligen Lieferketten leben?
Wir haben gemerkt, wie verletzlich die
Ketten sind und justieren uns neu, indem
wir zumBeispiel die Zahl der Lieferanten
erhöhen. Grundsätzlich müssen die Lie-
ferketten robuster werden. Ferner sollten
wir gewisse Güter zumindest in Europa
produzieren. Dazu gehören Schlüssel-
technologien und Medikamente, übri-
gens auch einfache, aber für unsere Ver-
sorgung wichtige Produkte wie etwa
Schutzmasken.

Das befreit uns nicht aus der Rohstoffab-
hängigkeit.
Jetzt ist die große Frage, wowir diewich-
tigsten Stoffe besorgen können auf der

Welt. Und wie schnell wir sie bekom-
men. In der Industrie gibt es verschie-
dene Taskforces, die sich damit beschäf-
tigen.

Ist das ohne Russland machbar?
Schwierig. Wir importieren ja nicht nur
Öl, Gas und Kohle aus Russland und der
Ukraine, sondern auch Titan und Nickel,
Aluminium und Technische Gase. Zu
möglichen Alternativen gehören Roh-
stoffe aus Europa, die wir aber häufig
nicht aus der Erde holen dürfen. Schon
beiKies undSand gibt es ökologischeVor-
behalte.Wir könnenuns aber keineDenk-
verbote leisten, wenn wir uns stärker
selbst versorgen wollen.

Ist Fracking-Gas aus Niedersachsen vor-
stellbar?
Das sollte man zumindest diskutieren.
Womöglich ist das ökologisch sinnvoller,
als Fracking-Gas aus Australien und den
USA mit LNG-Tankern nach Europa zu
verschiffen.

Für die Umstellung der Industrie auf Kli-
maneutralität wird enorm viel Strom res-
pektive Wasserstoff gebraucht. Wie kann
das funktionieren, wenn die Energiepreise
durch die Decke gehen?
So schlimm es klingt, aber der Krieg
macht die Notwendigkeiten auf brutale
Weise sichtbar: Den Ausbau der Erneuer-
baren beschleunigen, auch durch viel
schnellere Genehmigungszeiten. Kurz-
fristig brauchen wir Versorgungssicher-
heit, zugleich müssen wir mittelfristig
mit hohemTempoeine größereUnabhän-
gigkeit von Energielieferanten erreichen.

Das wird viele Jahre dauern.
Wir müssen schneller werden. Zum Bei-
spiel bei der Infrastruktur. Intelligente
Netze ermöglichen Energieeinsparun-

gen. Wenn wir den Stromfluss mithilfe
smarter Netze managen, lässt sich viel
sparen.Die ewigenPlanungs- undGeneh-
migungszeiten können wir uns nicht
mehr leisten. Tesla in Brandenburg ist ein
gutes Beispiel für Tempo. So arbeiten üb-
rigens viele Familienunternehmen: Wir
fangen bereits an, wenn es vorläufige
Genehmigungen gibt, sonst verlieren
wir zu viel Zeit.

Haben Sie den Eindruck, dass die Ampel-
Regierung mehr Geschwindigkeit bringt?
Bis Jahresendewill RobertHabeckdieGe-
setze soweit geändert haben, dasswirGe-
schwindigkeit aufnehmen können auf al-
len Verwaltungsebenen. Ja, alles in allem
habe ich bislang einen guten Eindruck
von der Arbeit der Ampel.

Teilen Sie die Einschätzung von Habeck,
dass wir ohne russisches Gas nicht wirt-
schaften können?
Kurzfristig kommen wir ohne das Gas
nicht klar. Der Schaden, den wir bei uns
anrichten würden, wäre möglicherweise
größer als der Schaden, denwir bei Putin
anrichten. Wir brauchen das russische
Gas nicht unbedingt für die Heizung, das
kriegenwir notfalls auch über andere Be-
zugsquellen noch hin. Wir brauchen die
russischen Gasmengen derzeit aber noch
zwingend als Prozessgas in vielen Berei-
chen unserer Industrie, da gibt es keine
ausreichenden Alternativen. Kappen wir
hier russische Lieferungen, dann reden
wir über massive Wohlstands- und Ar-
beitsplatzverluste im ganzen Land.

Ist dieses Jahrmit Blick auf die Konjunktur
überhaupt noch zu retten?
Es hatte ja gut begonnen, die Auftragsein-
gänge waren im Januar so hoch wie lange
nicht mehr, die Bücher sind voll. Doch
wir konnten vieles nicht abarbeiten, weil
gleichzeitig die Lieferzeiten immer län-
gerwerden.Das ist durchdenKriegwahr-
lich nicht besser geworden. Wenn jetzt
die Verbraucher auch wegen der hohen
Energiepreise weniger konsumieren,
dann kriegen wir mindestens eine Delle.

Und die Unternehmen?
Die überlegen natürlich, welche Investi-
tionen jetzt getätigt werden und welche
man schiebt. Vielen energieintensiven
Unternehmen schmelzen die Gewinne
weg wie die Butter in der Sonne, oder sie
rutschen bereits tief in die roten Zahlen.
Mithilfe der KfW und Landesbürgschaf-
ten wie zum Beispiel in NRW kann zwar
kurzfristig Liquidität gesichert werden,
die strukturellen Probleme werden da-
durch aber nicht gelöst.

Wo bleibt die „Allianz für Transforma-
tion“, die die Ampel als ein Modernisie-
rungsbündnis mitWirtschaft und Gewerk-
schaften schmieden will?
Das ist durch den Krieg in den Hinter-
grund geraten, was jeder versteht. Mit
der Allianz wollen wir schneller werden
undzumBeispiel denEinsatz vonWasser-
stoff ermöglichen. Das muss man koordi-
nieren, umeinen beschleunigten Einstieg
in dieTransformationsthemen zu bekom-
men. Die Allianz sollte vom Kanzleramt
gesteuert werden, wir stehen bereit.

— Das Gespräch führte Alfons Frese.

Arndt G. Kirchhoff
ist Vorsitzender des
Beirats der Kirchhoff
Gruppe mit Sitz im
sauerländischen Iser-
lohn. Der Familien-
konzern hat knapp
12500 Mitarbeiter
in 50 Werken in aller
Welt und gehört mit

einem Umsatz von mehr als 2,2 Milliar-
den Euro zu den bedeutendsten mittel-
ständischen Firmen der Autozulieferer-
branche. Der 67-jährige Kirchhoff ist eh-
renamtlicher Präsident der Landesverei-
nigung der Unternehmensverbände
Nordrhein-Westfalen, Vizepräsident des
Verbandes der Deutschen Automobilin-
dustrie und Präsident des Instituts der
deutschen Wirtschaft (IW). Für die Ar-
beitgeber verhandelte er bei den jüngs-
ten Tarifverträgen mit der IG Metall.  Tsp

Berlin/Brüssel - Am Donnerstag reist
US-Präsident Joe Biden zum EU-Gipfel
nach Brüssel. Die USA und die EU sind
seit Ausbruch des Krieges in der Ukraine
so eng zusammengerückt wie seit Jahr-
zehnten nicht mehr. Bundesfinanzminis-
terChristianLindner (FDP)willdieseGe-
legenheit nutzen und die Partnerschaft
weiter vertiefen – und wagt den großen
Aufschlag: „Wir sollten die Verhandlun-
gen zu einem transatlantischen Freihan-
delsabkommen wieder aufnehmen. Ge-
rade jetzt inderKrisezeigtsich,wiewich-
tig der freie Handel mit Partnern in der
Welt ist, die unsere Werte teilen“, sagte
Lindner dem Handelsblatt. „Aus den Er-
fahrungenmitdenTTIP-Gesprächensoll-
tenwir dabei lernen.“
Mit seinem Vorstoß dürfte Lindner in

Berlin, in anderen europäischen Haupt-
städtensowieinWashingtonAufsehener-
regen. Denn die letzten Verhandlungen
über ein transatlantisches Freihandelsab-
kommen, kurz TTIP genannt, waren
2016 krachend gescheitert – insbeson-
dere anDeutschland.
TTIPsahvor,dieeuropäischeundame-

rikanische Wirtschaft enger zu verzah-
nen. Die Verhandler wollten Zölle ab-
bauen, Regulierungsstandards anglei-
chen und versprachen sich davon große
Wohlstandsgewinne. Vor dem Hinter-

grund der neuen geopolitischen Lage lebt
die Idee nun wieder auf. Die Verbindun-
gen des Westens zu Russland sind ge-
kappt. Und die Sorge wächst, dass sich
auchChinaweitervomWestenabkoppeln
könnte, umautarker zuwerden.
Ökonomen unterstützen den Vor-

schlag: „Ein europäisch-amerikanisches
Handelsabkommen braucht es in diesen
Zeitendringenderdenn je“, sagtHandels-
ökonomVincentStamervomKieler Insti-
tut für Weltwirtschaft (IfW). Das Chlor-
huhn ist in Deutschland zum Symbol für
den Widerstand gegen TTIP geworden.
WennderHandelmitdenUSAumfassend
liberalisiert würde, so trommelten die
Gegner damals, dann würden die Deut-
schen bald mit Chlor behandelte Hühn-
chen aus Amerika vorgesetzt bekommen.
Das Argument verfing, auchwenn es we-
nig Substanz hatte: DieDeutschen gingen
auf die Straße, als dieUSA und die EU im
vergangenen Jahrzehnt über das transat-
lantische Freihandelsabkommen verhan-
delten. Auch vor einer drohendenAbsen-
kung von Umwelt- und Verbraucherstan-
dardswievorderEinrichtungeinerParal-
leljustiz durch private Schiedsgerichte
warntenKritiker.
Die Gespräche gerieten bald ins Sto-

cken, die damalige Bundesregierung un-
terstützte das Abkommen nur noch halb-

herzig.Mit derWahlDonaldTrumpszum
US-Präsidenten 2016 hatte man dann ei-
nenVorwand, das Freihandelsabkommen
ad acta zu legen. Doch die Zeiten haben
sich geändert. Nicht nur, dass mit Biden
jetzteinPräsidentagiert,derEuropawohl-
gesonnen ist und alteHandelsstreitereien
entschärft hat. Allen voran der
Ukraine-Krieg könnte zu einer grundle-
genden Neuordnung der globalen Wirt-
schaftsbeziehungen führen.
Schonheute sinddieUSAlautdemKie-

ler Institut fürWeltwirtschaft dermitAb-
stand wichtigste Handelspartner der EU
und auch Deutschlands. Dies dürfte sich
noch verstärken. So zieht die deutsche
WirtschaftschonersteKonsequenzenaus
demKriegmitBlick auf ihre Investitionen
in den verschiedenen Regionen derWelt.
Volkswagen-Chef Herbert Diess etwa er-
klärtevoreinpaarTagen imHandelsblatt,
denUS-Markt stärken zuwollen.DerAn-
teil indenUSAsollevonvieraufzehnPro-
zent steigen. VW, das zuletzt stark auf
China gesetzt hatte, müsse sich „weltweit
nochbreiter aufstellen“, soDiess.
Die deutscheWirtschaft würde von ei-

nemneuentransatlantischenFreihandels-
abkommenprofitieren.Ökonomenunter-
stützen Lindners Vorschlag deshalb. So
sagtAchimWambach, Präsident desZen-
trums für Europäische Wirtschaftsfor-

schung(ZEW),dieökonomischeAntwort
auf Versorgungsengpässe und strategi-
sche Abhängigkeiten seien nicht unbe-
dingt Renationalisierung, sondern viel-
mehrDiversifizierung,alsoderAufbaual-
ternativer Lieferanten.
„Das spricht dafür, dass wir mehrHan-

delsabkommen insgesamt und insbeson-
dere mit Bündnispartnern wie den USA
abschließen, statt wie in der Vergangen-
heit so lange dabei zuzusehen, wie sie
torpediert werden, bis sie zum Schei-
tern verurteilt sind“, sagt der Ökonom.
Auch Handelsökonomen Stamer vom
IfW zufolge muss der Westen seine
Handelsbeziehungen dringend stärken.
„Wenn China als Absatzmarkt wegbre-
chen sollte, müssen wir schon vorher für
adäquateAlternativen sorgen.“
Mögliche Verhandlungen, so viel ist si-

cher, würden jedoch auf starke Vorbe-
halte treffen: in Washington, in Brüssel
und in Berlin. So haben die Grünen TTIP
bekämpft,darunterauchdieheutigeFrak-
tionschefin Katharina Dröge. Wenn sich
nun ausgerechnet der grüneWirtschafts-
ministerRobertHabeckLindners Ideean-
schlösse, würde er sich parteiintern viel
Ärgereinhandeln. InderEU-Kommission
sind wiederum die Erinnerungen an das
ScheiternvonTTIPnochfrisch.Nochmal
würde man sich in Brüssel ungern so ein

blauesAugeholen.AuchFrankreichsPrä-
sident Emmanuel Macron dürfte Wider-
stand leisten.
InWashington gibt es ebenfalls Beden-

ken. Tyson Barker, der im US-Außenmi-
nisteriumandenTTIP-Verhandlungenbe-
teiligt war, erinnert daran, dass die Initia-
tive für TTIP von der damaligen Kanzle-
rin Angela Merkel ausgegangen war.
„DassdasAbkommendannspäterauchan
Deutschland scheiterte, hat man in Wa-
shington nicht vergessen“, sagt Barker,
heuteExpertederDeutschenGesellschaft
fürAuswärtige Politik.
Auch der politische Kalender trübt die

Aussicht auferfolgreicheVerhandlungen.
BidenstehenimHerbstschwereKongress-
wahlen bevor. Danach blieben nur zwei
Jahre bis zur nächsten Präsidentschafts-
wahl. „Das Zeitfenster ist brutal eng.
WennmaneinAbkommenanstrebt, hätte
man mit den Verhandlungen eigentlich
längst loslegen müssen“, sagt ein deut-
scherRegierungsvertreter.
Andererseits ist durch denKrieg vieles

möglich geworden, was zuvor undenkbar
schien. Nach Handelsblatt-Informatio-
nen sucht die US-Regierung derzeit nach
Ideen, die man vorantreiben könnte, um
den Zusammenhalt der demokratischen
Welt zu stärken.  Martin Greive/
 Moritz Koch/Julian Olk (HB)
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Doha - Es ist ein Schritt auf dem langen
Weg zu „Putin-freiem“ Gas. Robert Ha-
beck kommt gerade von einem Treffen
mit dem Emir von Katar – das seine Er-
wartungen offensichtlich übertroffen hat.
Es sei „großartigerweise“ fest vereinbart
worden, eine langfristige Energiepartner-
schaft einzugehen, sagte der Bundeswirt-
schaftsminister am Sonntag in der katari-
schen Hauptstadt Doha. Die Unterneh-
men, die ihn nach Katar begleitet haben,
würden nunmit der katarischen Seite tief
in Vertragsverhandlungen einsteigen.
Und der Grünen-Politiker schickte noch
eine Botschaft anWladimir Putin hinter-
her: „Wenn wir vielleicht auch in diesem
Jahr noch russisches Gas brauchen wer-
den: In der Zukunft nicht mehr. Und das
fängt ja jetzt erst an. Also wer Ohren hat,
der höre.“ Bisher liegt der Anteil russi-
scher Importe an fossilen Gasimporten
nach Deutschland bei rund 55 Prozent.
Deswegen hatHabeck ein Embargo russi-
scher Lieferungen abgelehnt und vor
schweren Schäden für die deutscheWirt-
schaft gewarnt.
Der Ausweg soll nun sein: die Liefer-

strukturdiversifizieren, also auf eine brei-
tere Basis stellen. „Der Weg besteht aus
ganz vielen Meilensteinen“, sagte Ha-
beck. Deswegen war der Minister schon
in Norwegen, hat nach eigenen Worten
Gesprächemit Kanada geführt und ist am
WochenendenachKatar gereist.DasEmi-
rat ist einer der weltweit größten Expor-
teure von Flüssigerdgas (LNG). Katar lie-
fert bisher vor allem nach Asien, will
seineKapazitäten inden kommenden Jah-
ren aber stark ausweiten.
Die Reise sei ausgelöst worden, weil

ihm bekannt sei, dass deutsche Firmen in
Vertragsverhandlungen mit katarischen
Unternehmen seien, sagte Habeck. Diese
Verhandlungen aber hätten noch einen
„motivatorischen Schubs“ gebraucht. Er
sieht sich als „Türöffner“ für die deut-
sche Wirtschaft – und sein Programm in
Doha kann sich sehen lassen. Habeck traf
sich neben dem Emir mit dem Wirt-
schaftsminister, dem Außenminister und
dem Energieminister. Als Zeichen der
Wertschätzungwird das in der deutschen
Delegation bewertet – in der auch zahlrei-
che hochrangigeManager vertreten sind:
die Chefin von Thyssen-Krupp etwa
oder die Chefs von Bayer und Siemens
Energy. RWE-Chef Markus Krebber
sagte, die Region sei ein extrem wichti-
ger Standort für Energielieferungen:
„Da wir in Deutschland ja jetzt diversifi-
zieren wollen, wird die Bedeutung noch
einmal zunehmen.“
Kurzfristig sollen LNG-Lieferungen

auch ausKatar dabei helfen, für den kom-
menden Winter die Gasversorgung in

Deutschland zu sichern. Bisher sei dies
nicht der Fall, so Habeck. Mittelfristig
soll auch LNG-Gas aus Katar an geplan-
ten deutschen LNG-Terminals etwa in
Brunsbüttel anlanden – dazu braucht es
Lieferverträge mit deutschen Unterneh-
men.DasLNG-Gas ist zwar teurer als rus-
sisches Pipeline-Gas – niemand aber
kann vorhersagen, wie es mit dem Krieg
in der Ukraine weitergeht.
Langfristig will Deutschland komplett

raus aus fossilen Energien. Bis 2045 soll
die Klimaneutralität erreicht werden.
Hier kommenauch dieVereinigtenArabi-
schen Emirate ins Spiel, wo Habeck am
heutigen Montag Gespräche führt. Es
geht um grünen Wasserstoff, der ohne
CO2-Emissionen auf Basis erneuerbarer
Energien hergestellt wird und die Dekar-
bonisierung etwa in der Stahl- und Che-
mieindustrie ermöglichen soll.
Seit der umstrittenenVergabe der Fuß-

ball-Weltmeisterschaft steht vor allem
die Menschenrechtslage in dem autokra-
tisch geführten Emirat Katar im Fokus.
Überall in Doha wird derzeit gebaut, die
Hauptstadt rüstet sich für die WM Ende
des Jahres, die Arbeitsbedingungen wer-
den immer wieder kritisiert.  dpa
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15 Prozent des hierzulande verbrauchten Gas entfallen allein auf die chemische Industrie.  Foto: Frank Eppler/Arbeitgeberverband Chemie

Neue Partner. Robert Habeck trifft Energie-
minister Saad Scharida al-Kaabi.  Foto: dpa
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Neuer Anlauf für TTIP
Finanzminister Christian Lindner für Freihandelsabkommen mit den USA als Reaktion auf eine veränderte Wirtschaftsordnung

„Ohne Gas gibt es massive Arbeitsplatzverluste“
Der Unternehmer und Arbeitgeberpräsident Arndt Kirchhoff über die Folgen des Krieges für die global tätige deutsche Industrie

Habeck
sucht Gas
am Golf

Energiepartnerschaft
mit Katar für LNG
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Meinungsbörse
Internationale Automobil-Ausstellung

Lack ab
Wolfgang Mulke

Es gab mal eine
Zeit, da gratu-

lierte der Freundes-
kreis den glückli-
chen Besitzer beim
Kauf eines neuen
Autos, je größer der
Wagen desto grö-
ßer die Anerken-
nung.Heute ist der Anlass eher
ein Grund zur Rechtfertigung.
Autoshaben ihr ImagealsFort-
schrittsträger, als Sinnbild in-
dividueller Freiheit und Aus-
druck wachsenden Wohl-
stands verloren. Die neue
Internationale Automobil-
Ausstellung (IAA) ist ein Aus-
druck dieses Wandels. Der
Hochglanzlack auf leistungs-
starken Boliden zieht immer
nochTechnikfans in denBann.
Doch rundum das klassische
Auto etablieren sich neue Ge-
schäftsfelder. Verkauft wird
nicht mehr nur ein Haufen
Blech mit Motor, sondern ein
Mobilitätsversprechen.
In Zukunft bezahlen Ver-

braucher dafür, bequem,
schnell und sicher von A nach

B zu kommen. Der
Besitz der Trans-
portmittel verliert
dagegen an Bedeu-
tung. VW gibt wie
andere Hersteller
auch mit einem
Auto-Abo eine Ant-
wort auf diese Her-

ausforderung der Industrie.
Denn weniger Besitz bedeutet
für die Hersteller auch weni-
ger Absatzchancen. Neue di-
gitale Dienste und der Umbau
der Fahrzeugflotten hin zur E-
Mobilität sind die Hoffnungs-
träger der Branche. Doch der
Lack ist nicht nur hinsichtlich
des Images der deutschen Pre-
mium-Firmen ab. Die Digita-
lisierung und weniger kom-
plexe Antriebe ermöglichen es
neuen Konkurrenten aus aller
Welt, deren Vormachtstellung
anzugreifen. Städte drängen
den Individualverkehr zuguns-
ten des öffentlichen Angebots
und des Fahrradverkehrs zu-
rück.

wolfgang.mulke@
ihr-kommentar.de

„Riesen Chance“
für Autofreunde

IAA steht unter besonderem Vorzeichen.

¥ Frankfurt(AFP).Eswirdbe-
richtet, selbst derdeutscheKai-
ser sei skeptisch gewesen: Als
sich im Jahr 1897 vier Auto-
hersteller im Berliner Hotel
Bristol trafen, um der Öffent-
lichkeit acht Motorwagen vor-
zustellen,warder Siegeszugdes
Autos noch ungewiss. 124 Jah-
re später geben sich auf der
Internationalen Automobil-
Ausstellung (IAA) in Mün-
chen über 1.000 Aussteller und
Redner die Ehre, eröffnet wird
die Messe am Dienstag von
Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) persönlich.
Es ist die international wohl

wichtigste Branchenschau der
Automobilindustrie: Autoher-
steller präsentieren ihre neus-
ten Modelle, Zulieferer stellen
Innovationen vor und Start-
ups aus demTechnologie- und
IT-Bereich zeigen, was ihre
Softwarelösungen zur Mobili-
tät von morgen beitragen kön-
nen. Zur IAA gehört jedoch
auch der zivilgesellschaftliche
Protest: Das Bündnis „Aus-
steigen“ sieht in der Veran-
staltungdenVersuchderAuto-

lobby, sich „einen sauberen
Anstrich zu geben“ und ruft zu
Demonstrationen auf.
In der Tat steht die diesjäh-

rige IAA, die vom 7. bis zum
12. September in München
stattfindet, unter dem Vorzei-
chen der Mobilitätswende.
Neben Themen wie autono-
mes Fahren und Verkehrsver-
netzung gehe es angesichts der
klimapolitischen Beschlüsse
auf Bundes- und europäischer
Ebene nun darum, „innerhalb
kurzer Zeit die Mobilität kli-
maneutral zu machen“, sagte
die Präsidentin des Verbands
der deutschen Automobil-
industrie (VDA), Hildegard
Müller. Über den besten Weg
in diese Zukunft der klima-
neutralen Mobilität soll die
diesjährige IAA eine Debatte
anstoßen. „Das ist global ein-
zigartig und eine riesige Chan-
ce“, sagte Müller.
Eine riesige Chance sehen

aber auch die Aktivisten des
Aktionsbündnisses „Ausstei-
gen“ – nämlich für Protest
gegen eine aus ihrer Sicht zu
einflussreiche Autolobby und
einefehlgeleiteteVerkehrspoli-
tik. Bereits 2019 brachte das
Bündnis bei der IAA in Frank-
furt rund 25.000Menschen auf
die Straße.Auch in diesem Jahr
sind Proteste angekündigt. Das
Konzept der IAA sei „Green-
washing“, kritisierte der Leiter
des Bereichs Verkehrspolitik
beim BUND, Jens Hilgenberg.
Die Autolobby versuche sich
„kurz vor der Bundestagswahl
noch einen grünen Anstrich zu
geben“. ¦ Meinungsbörse

Die IAA beginnt am Dienstag in
München. Foto: dpa

Keine Kompromisssignale
¥ Berlin (dpa). Nach erhebli-
chen Ausfällen im Bahnver-
kehr auch am Wochenende
setzt die Lokführergewerk-
schaft GDL ihre Streiks trotz
wachsender Kritik fort. Die
mittlerweile dritte Streikrun-
de im laufenden Tarifkonflikt
bei der Deutschen Bahn soll
noch bis Dienstagmorgen an-
dauern.
Weder von der Gewerk-

schaft Deutscher Lokführer
(GDL) noch vom Bahn-Kon-
zern gab es bis Sonntagmittag
Kompromisssignale. Kritik am
Ausstand kommtnicht nur aus
der Wirtschaft, sondern auch
aus dem Gewerkschaftslager.

DGB-Chef Reiner Hoffmann
warf der GDL Partikularinter-
essen vor und forderte die Ge-
werkschaft auf, an den Ver-
handlungstisch zurückzukeh-
ren.
Mit der dritten bundeswei-

ten Streikrunde innerhalb we-
niger Wochen waren Fahrgäs-
te erstmals auch an einemWo-
chenende von dem Ausstand
betroffen. In Thüringen und
Sachsen war es das letzte Rei-
sewochenende vor Beginn des
neuen Schuljahres. Der Streik-
schwerpunkt liege weiter in
ostdeutschen Bundesländern
sowie Metropolregionen, so
die Bahn.

„Die Industrie ist längst grün“
NRW-Arbeitgeberpräsident Arndt G. Kirchhoff spricht im Interview über die
Impfabfrage in Betrieben, den Mindestlohn und die derzeit hohe Inflation.

Herr Kirchhoff, sollen Unter-
nehmen den Impfstatus ihrer
Mitarbeiter abfragen dürfen?
ARNDT KIRCHHOFF: Mei-
ne Haltung ist klar: Impfen ist
freiwillig und eine individuel-
le Entscheidung. Wir wollen
keinen Impfzwang. Aber wir
haben auch die Aufgabe, unse-
re Unternehmen, Beschäftig-
ten und Kunden zu schützen
–unddafürmussmanunsauch
das Recht zugestehen, dass wir
fragen: Sind unsere Mitarbei-
ter geimpft oder nicht?

Wie begründen Sie das?
Wir impfen selber mit gro-
ßem Erfolg in unseren Betrie-
ben und wollen, dass Unge-
impfte,diebeiunsarbeiten,an-
dere nicht infizieren. Der Ge-
sundheitsschutz muss vor
Datenschutz stehen.Wenn wir
wissen, wer geimpft ist, kön-
nen wir den Infektionsschutz
im Unternehmen erheblich
besser gewährleisten.

Das Leben in Deutschland hat
sich verteuert, die Inflationsra-
te liegt nun bei 3,9 Prozent und
somit so hoch wie seit knapp 28
Jahren nicht. Bereitet Ihnen das
Sorgen?
Nein, ich blicke da eher ent-
spannt in die Zukunft. Nach
KrisenhatderMarkt immerge-
ruckelt.Das ist normal.Die La-
ge wird sich bis zum Jahres-
ende beruhigen. Wir Unter-
nehmen haben aktuell im
Schnitt mehr Aufträge als wir
abarbeiten können. Was die
Preise angeht: Sie werden wie-
der sinken und die Inflation

wird wieder unter 2 fallen.

Worauf führen Sie die derzeit
hohe Inflationsrate zurück?
Die hohen Beschaffungspreise
liegen vor allem am ersten Co-
rona-Lockdown rund um Os-
tern vor einem Jahr. Da ha-
ben wir die Welt für drei Mo-
nate angehalten. Das hat dazu
geführt, dass zum Beispiel die
Stahlindustrie Monate in Ver-
zug gekommen ist, um wieder
ausreichendMengen liefern zu
können.Unddaswiederumhat
zu einem Rohstoffmangel und
im Welthandel zu einem gro-
ßenDurcheinander in den Lie-
ferketten geführt. Das darf auf
keinen Fall noch mal passie-
ren.

Grüne und SPD wollen den
Mindestlohn erhöhen, auf min-
destens zwölf Euro. Fühlen Sie

sich da eigentlich unter Druck
gesetzt?
Ich möchte, dass sich Politik
überhaupt nicht in die Tarif-
autonomie einmischt. Arbeit-
geberverbände und Gewerk-
schaften sollen die Arbeitsbe-
dingungen aushandeln. Vor
drei Jahren wurde daher extra
eine Mindestlohn-Kommis-
sion unter Mitwirkung der So-
zialpartner gegründet, doch
jetzt mischt sich die Politik
schon wieder ein. Dafür habe
ich kein Verständnis.

Was würde ein höherer Min-
destlohn für die Wirtschaft be-
deuten?
SPD und Grüne wollen 12, die
Linke gar 13 Euro. Das hätte
zur Folge, dass in Deutsch-
land rund 300 Tarifverträge
außer Kraft gesetzt würden.
Das halte ich für ein Unding,
zumal das unsere Basis für
Wohlstand im Land nicht ver-
bessert. Tarifpolitik ist Sache
der Tarifpartner und nicht des
Arbeitsministers in Berlin, der
weit weg ist.

Aus wem soll die künftige Bun-
desregierung bestehen?
Rot-rot-grün wäre eine Katas-
trophe, dann geht es nur rück-
wärts im Land, und das wird
Arbeitsplätzekosten.Wenndie
FDP mit in der Regierung ist,
zum Beispiel in einer Jamai-
ka- oder Ampelkoalition, dann
haben wir zumindest ein wirt-
schaftspolitisch orientiertes
Korrektiv. Die FDP dürfte ins-
gesamt eine wichtige Rolle
spielen.

Haben Sie Sorge, dass die Grü-
nen die Industrie zu stark um-
krempeln könnten?
Die grüne Parteispitze mag die
Bedeutung der Wirtschaft für
unser Land zwar grundsätz-
lich erkannt haben, aber das
grüne Wahlprogramm will et-
wa die Energiewende vor al-
lem über Verbote, Regulie-
rung und Dirigismus mana-
gen. Das passt nicht zusam-
men. Die Industrie hat sehr
früh verstanden, dass sie nur
mit klimafreundlichen Pro-
dukten und Prozessen erfolg-
reichbleibenkann.Wenneiner
grün ist, dann unsere Indus-
trie. IchhabeausunserenBran-
chen nie gehört, dass etwas
nicht geht, sondern nur: Wie
setzen wir das um?

Wird diese Frage denn von der
Politik beantwortet?
Nein, bei der Energiewende
wird zu sehr über Ausstieg und
viel zu wenig über Einstieg ge-
redet. Die Energiepreise sind
zu hoch, Genehmigungs- und
Planungszeiten etwa fürWind-
räder und Stromtrassen zu
lang. Wenn wir unsere Klima-
ziele bis 2030 erreichen wol-
len, sollten sämtliche Pla-
nungsverfahren bis 2025 fer-
tig sein.Das ist schonin3,5 Jah-
ren.Da brauchenwir jetzt end-
lich mehr Tempo in der Poli-
tik. Armin Laschet hat das üb-
rigens erkannt, andere noch
nicht.

Das Gespräch führten
Jörg Rinne, Martin Fröhlich
und Ingo Kalischek

Zur Person

´ Arndt G. Kirchhoff
(66) kommt gebürtig
aus Essen. Er ist Vorsit-
zender des Beirats der
Kirchhoff Gruppe in
Iserlohn, einem fami-
liengeführten, mittel-
ständischen Automo-
bilzulieferer mit welt-
weit rund 13.750 Mit-
arbeitern. Er ist seit
2016 Präsident der
Landesvereinigung der
Unternehmensverbän-
de Nordrhein-Westfa-
len (unternehmer nrw).

Arndt Kirchhoff, NRW-Arbeitgeberpräsident, im Gespräch mit dieser Zeitung. Foto: Andreas Zobe

Elmar Stephan

¥ Damme/Hannover. Ein
knappes Jahr nach dem ersten
Ausbruch der Afrikanischen
Schweinepest in Deutschland
sind die Schweinehalter unter
deutlichen Preisdruck gera-
ten. „Wir haben einen Ab-
satzstau, der zu einer deutli-
chen Preiskrise geführt hat“,
sagte Torsten Staack, Ge-
schäftsführer der Interessen-
gemeinschaftderSchweinehal-
ter Deutschlands (ISN). Der-
zeit fehltendenLandwirtenpro
Schwein gut 50 Euro Erlös.Da-

bei sei das Angebot an
Schlachtschweinen so gering
wie zuletzt 2007.
Wegen der ASP seien einer-

seits wichtige Absatzmärkte
wie etwa der chinesische weg-
gebrochen. Andererseits ma-
che sich noch immer die Co-
rona-Krise bemerkbar,weil die
GastronomieundSystem-Gas-
tronomie als Abnehmer fehl-
ten, sagte Staack.Außerdemsei
in den vergangenen Monaten
viel Fleisch eingefroren wor-
den; diese Mengen drückten
ebenfalls auf den Markt. Zu-
gleich gebe es auch von ande-

ren europäischen Nachbar-
staaten, die ebenfalls in China
gesperrt wurden, ein größeres
Fleischangebot in Deutsch-
land, etwa aus Spanien. „Das
sind alles Folgen der ASP und
von Corona“, sagte Staack.
Der Vizepräsident des nie-

dersächsischen Bauernverban-
des Landvolk, Jörn Ehlers, wies
auch auf die deutlich gestiege-
nen Futterpreise hin. Das als
Futtermittel benötigte Getrei-
de sei aufgrund einer schlech-
teren Ernte wegen des aktuel-
len Wetters extrem teuer ge-
worden.

Jörn Ehlers ist Präsident des Lan-
desbauernverbandes in Nieder-
sachsen. Foto: dpa

TELEFONTARIFE
Ortsgespräche:Montag - Freitag
Uhrzeit Vorwahl Anbieter Cent/Min.

0-7 01028 Sparcall 0,1
01052 01052 0,89

7-19 01097 01097telec. 1,62
01028 Sparcall 1,79

19-24 01052 01052 0,89
01013 Tele2 0,94

Ortsgespräche:Wochenende
Uhrzeit Vorwahl Anbieter Cent/Min.

0-24 01079 star79 1,45
01052 01052 1,89

Ferngespräche:Montag - Freitag
Uhrzeit Vorwahl Anbieter Cent/Min.

0-7 01028 Sparcall 0,10
01088 01088telec. 0,49

7-19 010052 010052 0,82
01069 01069 1,84

19-24 01097 01097telec. 0,89
01013 Tele2 0,94

Ferngespräche:Wochenende
Uhrzeit Vorwahl Anbieter Cent/Min.

0-24 010052 010052 1,59
01079 star79 1,64

Festnetz zu Mobil:Montag - Sonntag
Uhrzeit Vorwahl Anbieter Cent/Min.

0-18 01052 01052 1,75
01097 01097telec. 3,78

18-24 01052 01052 1,75
01097 01097telec. 3,78

Auslandstarife:Montag - Sonntag
Länder Vorwahl Anbieter Cent/Min.

Italien 01069 01069 1,17
01052 01052 1,74

Frankreich01069 01069 0,84
01088 01088telec. 1,30

Schweiz 01069 01069 1,31
010052 010052 1,88

USA 01069 01069 0,96
010052 010052 1,65

Kanada 010052 010052 0,46
01069 01069 0,84

Australien 01097 01097telec. 1,43
01088 01088telec. 1,45

Günstige Call-by-Call Anbieter mit Tarif-
ansage und ohne Anmeldung. Abrechnung
im Minutentakt oder besser. Nicht alle
Anbieter sind im Ortsnetz flächendeckend
verfügbar.
Stand: 05.09.21.
Quelle: www.teltarif.de

Beschäftigtemit
Tarifvertrag

verdienenmehr
¥ Berlin (dpa). Beschäftigte
mit Tarifvertrag verdienen in
Deutschland je nach Branche
bis zu 50 Prozent mehr als oh-
ne Tarifvertrag. Das geht aus
der Antwort der Bundesregie-
rung auf eine Anfrage der Grü-
nen im Bundestag hervor.
Demnach lagdermittlereBrut-
tostundenlohn etwa im ver-
arbeitenden Gewerbe zuletzt
bei knapp 27 Euro in Vollzeit
mit Tarifbindung des Arbeit-
gebers, aber nur bei knapp 18
Euro ohne eine solche Bin-
dung. Bei Land- und Forst-
wirtschaft, produzierendem
Gewerbe und im Dienstleis-
tungsbereich sind es 22 Euro
mit Tarifverträgen und knapp
17 Euro ohne, im Gesund-
heits- und Sozialwesen 21 be-
ziehungsweise 16 Euro. Beim
Handel und der Autoinstand-
haltung und Reparatur sind es
19 beziehungsweise 16 Euro.
Entsprechend verdienen die

Beschäftigten mit Tarifverträ-
gen je nach Branche 800 bis
1.200 Euro brutto mehr im
Monat. Die Regierung beruft
sich bei ihrer Antwort aufs Sta-
tistischeBundesamtundnennt
als jüngste Zahlen die Werte
von 2018.
Die Grünen-Arbeitsmarkt-

politikerin BeateMüller-Gem-
meke, die die Anfrage gestellt
hatte, sagte: „Tarifverträgema-
chen den Unterschied.“ Des-
halb sei es dramatisch, dass nur
noch die Hälfte der Beschäf-
tigten zu tariflichen Bedingun-
gen arbeite. Union und SPD
hätten diese Situation igno-
riert. Auch der Deutsche Ge-
werkschaftsbund (DGB) sieht
hiereineAufgabefürdienächs-
te Bundesregierung, wie DGB-
Vorstandsmitglied Stefan Kör-
zell am Sonntag sagte. Un-
erlässlich sei es, „dass Bund,
Länder und Kommunen öf-
fentliche Aufträge nur an
Unternehmenvergeben,die ta-
rifgebunden sind“.

Wirtschaft

Evergrandewill
Zinsen

pünktlich zahlen
Immobilienriese aus
China in Bedrängnis

Peking. Der hochverschuldete chi-
nesische Immobilienkonzern Ever-
grande hat eine pünktliche Zins-
zahlung in Millionenhöhe verspro-
chen und setzt damit auf eine Beru-
higung der Finanzmärkte. In einer
Mitteilung an die Börse in Shen-
zhen erklärte das Unternehmen am
Mittwoch,mit denHaltern einer bis
2025 laufenden inländischenAnlei-
he einen Plan zur Zinszahlung ver-
einbart zu haben. Damit könnte
Evergrande zwar unmittelbar eine
Pleite abwenden – der Schulden-
berg bleibt aber gigantisch.
Der Mitteilung zufolge haben die

Zahlungen einen Umfang von 232
Millionen Yuan (30,5 Millionen
Euro). Insgesamt sitzt das Unter-
nehmen nach einer aggressiven auf
Pump finanzierten Expansion in
den vergangenen Jahren aber auf
Schulden in Höhe von umgerech-
net rund 260 Milliarden Euro. Da
Evergrande derzeit viele Schulden
nicht begleichen und auch etliche
Wohnungen nicht fertigstellen
kann, kam es zu Protesten vor den
Niederlassungen der Firma. Die
nun angekündigte Zinszahlung
wird laut Evergrande am Donners-
tag fällig. Das Unternehmen äußer-
te sich aber nicht zu weiteren Ver-
bindlichkeiten,dieandemTag fällig
werden.
Bei einer Pleite des Großkon-

zerns drohen fatale wirtschaftliche
Folgen. Noch ist fraglich, wie die
chinesische Regierung auf die
Schieflage reagieren wird. afp

Unternehmer fordern mehr Wirtschaftssinn
Im Bundestagswahlkampf würden bloß „Luxusprobleme“ diskutiert, heißt es beim NRW-Unternehmertag

Von Tobias Blasius

Düsseldorf. Wenige Tage vor der
Bundestagswahl hat die NRW-Wirt-
schaft mehr Sinn für Unternehmer-
belange in der politischen Debatte
angemahnt. Bislang seien vor allem
„Luxusprobleme einer saturierten
Gesellschaft“ diskutiert worden,
kritisierte BDI-Präsident Siegfried
Russwurm am Mittwochabend
beim traditionellen „NRW-Unter-
nehmertag“ in Düsseldorf.
„Wir können nicht so weiterma-

chen, dass Industrie in der gesamt-
gesellschaftlichen Diskussion nicht
stattfindet“, sagteRusswurm.NRW-
Unternehmerpräsident Arndt
Kirchhoff thematisiertedieabschre-
ckende Wirkung einer „rot-rot-grü-
nen Agenda“. Investitionen könn-
ten dadurch gefährdet werden.
Kirchhoff sang zugleich ein unge-
wöhnlich langes Loblied auf die
vierjährigeRegierungsarbeit des an-
geschlagenen Unions-Kanzlerkan-
didaten Armin Laschet in NRW.
Dies dürfe nicht diskreditiert wer-
den, warb Kirchhoff.

Kirchhoff fordert
„Signal des Aufbruchs“ in NRW
NachderBundestagswahl unddem
angekündigten Abschied Laschets
Richtung Berlin müsse die Landes-
regierung schnell ein „Signal des
Aufbruchs“ senden, forderte Kirch-
hoffweiter.Wiees inNRWpolitisch
weitergeht, erörterte WAZ-Chef-
redakteur Andreas Tyrock in einer
Talkrunde mit den Fraktionsspit-
zen der Landtagsparteien. CDU-
Fraktionschef Bodo Löttgen mach-

te dabei deutlich, dass die Laschet-
Nachfolge erstmals am Montag-
abend im Landesvorstand bespro-
chen werde. „Man sollte sich als
kluge Partei die Frage stellen: Mit
wem gewinnt manWahlen?“, sagte
Löttgen. Der CDU-Landesparteitag
werde mit der Vorsitzenden-Wahl
am23.Oktober „eineguteEntschei-
dung“ treffen. Bislang ist Laschet
Bundes- und Landesvorsitzender

der CDU in Personalunion. NRW-
Verkehrsminister Hendrik Wüst,
der als Landtagsmitglied verfas-
sungsrechtlich sofort zumMinister-
präsidentender schwarz-gelbenKo-
alition gewählt werden könnte, gilt
als erster Anwärter auf die Laschet-
Nachfolge.
FDP-Fraktionschef Christof Ra-

sche versicherte, dass die Regie-
rungsarbeit in NRW unabhängig

von der Koalitionsbildung im Bund
unbeschadet bis zum Ende der Le-
gislaturperiode imMai 2022weiter-
bestehenwerde.Er ließoffen, obdie
Liberalen im Bund auch unter
einem SPD-Kanzler Olaf Scholz
mitregieren würden.
SPD-Fraktionsvize André Stinka

wies es als durchsichtiges Wahl-
kampf-Manöver der Union zurück,
ausgerechnet Vize-Kanzler Scholz

permanent in Verbindung mit
einemLinksruckbringenzuwollen.
Zentrales inhaltliches Thema der

Rundewar die bevorstehendeEner-
giewende. Grünen-Fraktionschefin
Verena Schäffer rechnete vor, was
weiteres Zögern beim Klimaschutz
die Gesellschaft koste und verwies
auf die jüngste zweitägige Flut, die
allein inNRWSchädenvonrund30
Milliarden Euro angerichtet hatte.

Diskussionsrunde beim Unternehmertag NRW 2021 in Düsseldorf mit Christof Rasche (FDP), Bodo Löttgen (CDU), Verena Schäffer (Grüne) und André
Stinka (SPD, v.l.n.r.). WAZ-Chefredakteur Andreas Tyrock (Mitte) führte durch den Abend. FOTO: LARS HEIDRICH / FUNKE FOTO SERVICES
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UNTERWEGSANDER
COSTA DE LA LUZ

Reisetermine April bis Oktober 22

Spanisches Strandvergnügen, andalusische Städteperlen und bunte
Ländervielfalt. Diese 15-tägige Reise verbindet erholsame Strandtage
an der spanischen Costa de la Luz mit spannenden Entdeckungstouren
zu den Perlen Andalusiens. Zum Besonderen dieser Reise gehört, dass
zwei erlebnisreiche Ganztagesausflüge Sie zu vielfältig faszinierenden
Zielen über die spanische Landesgrenze hinaus führen: Sie bestaunen
die atemberaubenden Panoramen an der portugiesischen Algarve und
betreten in Gibraltar britischen Boden. Auf einem vorab zubuchbaren
Ausflug fahren Sie mit der Schnellfähre nach Afrika, um in Marokkos
exotische Welt aus 1001 Nacht einzutauchen.

1. Tag: Anreise.
2. Tag: Zur freien Verfügung.
3. Tag: Algarve.
4. Tag: Sevilla.
5. Tag: Zur freien Verfügung.
6. Tag: Tanger/Marokko (optionaler

Tagesausflug)
7. Tag: Gibraltar.
8. Tag: Zur freien Verfügung.

9. Tag:Weiße Dörfer.
10. Tag: Zur freien Verfügung.
11. Tag: Cádiz - Jerez de la Frontera.
12. - 14. Tag: Zur freien Verfügung.
15. Tag: Abreise.

Ausführlicher Reiseverlauf auf
globista.de

Ihre 4-Sterne-Hotels: Alle Hotels liegen nur wenige Meter vom feinen Sand-
strand der Costa de la Luz entfernt und verfügen u. a. über Rezeption, Lobby,
Aufzüge, WLAN (kostenlos), Restaurant, Bar und Swimmingpool. Doppelzimmer
ausgestattet u. a. mit Bad oder Dusche/WC, Föhn, Telefon, Sat-TV, zentralge-
steuerter Klimaanlage, Balkon oder Terrasse und Minibar (gegen Gebühr).
Verpflegung: Halbpension Plus mit Frühstück und Abendessen in Buffet- oder
Menüform sowie Getränke zum Abendessen (¼ l Wein und ¼ l Wasser).
Wunschleistungen auf globista.de.

pro Person ab999,-

15-tägige Erlebnisreise
an die Costa de la Luz

INKLUSIVLEISTUNGEN p.P.
Hin- und Rückflug (Economy Class) nach/von Faro

oder Sevilla mit Luhansa o.a.,
inkl. mind. 20 kg Freigepäck

 Deutschsprachige Flughafenassistenz
 Transfer Flughafen – Hotel – Flughafen
 14 Nächte im Doppelzimmer in guten 4-Sterne-Hotels:
7 x im Hotel Barceló Isla Canela auf der Halbinsel
Isla Canela, 7 x im Hotel Valentín Sancti Petri in Novo,
Sancti Petri

 Halbpension Plus
 Umfangreiches Ausflugs- und Erlebnisprogramm
 Alle Ausflüge mit qualifizierter deutschsprachiger

Reiseleitung
 Zusätzlicher örtlicher deutschsprachiger Stadtführer
in Sevilla

Deutschsprachige Gästebetreuung

Reise-Nr.: GTC3110

Reisevermittler: FUNKE ONE GmbH, ein Unternehmen der FUNKE Mediengruppe, Jakob-Funke-Platz 1, 45127 EssenReiseveranstalter: trendtours Touristik GmbH . Am Holzweg 26 . 65830 Kriel

Hinweise: Änderung der Programmreihenfolge vorbehalten. *Die kostenfreie Umbuchungsmöglichkeit gilt bei Neubuchungen innerhalb dieser Aktion rabattierten Reisen bis 60 Tage vor Abreisedatum (gilt für beide Reisen).

Diese Reisen sind kostenlos umbuchbar!*

JETZT BUCHEN auf globista.de
oder per Telefon: 069 12007788

% Bei Buchung bis 31.10.21 € 200,- p.P. sparen. % Bei Buchung bis 31.10.21 € 100,- p.P. sparen.

GLANZLICHTER
ANDALUSIENS

Reise-Nr.: GTA3110

pro Person ab699,-

8-tägige Flugreise nach Andalusien
an die Costa del Sol

INKLUSIVLEISTUNGEN p.P.
 Hin- und Rückflug (Economy Class) nach/von Málaga

mit Luhansa o. a.,
inkl. mind. 20 kg Freigepäck

 Deutschsprachige Flughafenassistenz
 Transfer Flughafen – Hotel – Flughafen
 7 Nächte im 4-Sterne-Hotel BlueBay Banús bei Marbella
 Halbpension
Welcome-Drink
 Großes Ausflugspaket „Höhepunkte Andalusiens“

mit 4 Ganztagesausflügen plus Besichtigung der
Alhambra und lokaler deutschsprachiger Reiseleitung

 Deutschsprachige Gästebetreuung

Verlängerungswoche buchbar!

Reisetermine Februar bis Oktober 22

Andalusien – ein heiteres Fest für die Sinne. In Andalusien finden
Sie alles, was man sich von einer Spanienreise verspricht: Sonne,
Strand, unzählige Kunst- und Kulturschätze, die schönsten Städte.
Hier entdecken Sie das noch ursprüngliche Spanien: Feiern Sie mit
bei farbenprächtigen und fröhlichen Fiestas, lauschen Sie den mit-
reißenden Klängen des Flamencos und lassen Sie Ihre Geschmacks-
knospen bei Tapas, Paella und einem Schlückchen Vino aufblühen.

1. Tag: Anreise.
2. Tag: Ganztagesausflug nach Sevilla Hauptstadt Andalusiens und
eine der schönsten Städte Spaniens
3. Tag: Ganztagesausflug nach Córdoba.
4. Tag: Freizeit. Tag zur freien Verfügung
5. Tag:Ganztagesausflug nach Ronda einer der ältesten Städte Spaniens
6. Tag: Ganztagesausflug nach Granada mit der weltberühmten
maurischen Alhambra (Eintritt und Führung inklusive).
7. Tag: Freizeit.
8. Tag: Abreise.

Ausführlicher Reiseverlauf auf globista.de

Ihr 4-Sterne-Hotel BlueBay Banús: Rezeption, Bar, Restaurant, Souvenir-
shop, Gartenanlage mit zwei Swimmingpools, Liegen und Sonnenschirme,
Pool-/Snackbar, eine kleine Kapelle, Beauty- und Massagesalon, Friseur,
Badetücher und WLAN (gegen Gebühr). Doppelzimmer mit Badewanne/
WC, Föhn, Sat-TV, Telefon, zentralgesteuerter Klimaanlage warm/kalt, teil-
weise Balkon sowie Minibar und Safe (gegen Gebühr). Verpflegung: Halb-
pension bestehend aus: 7 x Frühstück in Buffet- oder Menüform, 7 x Abend-
essen in Buffet- oder Menüform (bei spätem Ausflug in die Alhambra
erhalten Sie ersatzweise eine kalte Platte).Wunschleistungen auf globista.de.
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Z ehn Prozent weniger Produkte
verkaufen, aber damit 19 Prozent
mehr verdienen – dieses Kunst-

stück hat der Automobilkonzern Merce-
des-Benz im ersten Quartal dieses Jah-
res geschafft. Wieder einmal, muss man
sagen. 5,3 Milliarden Euro bereinigtes
Vorsteuerergebnis (Ebit) weist der Kon-
zern aus. 

VON DANIEL ZWICK

Angesichts von Halbleitermangel, un-
terbrochenen Lieferketten und steigen-
den Rohstoffpreisen produzieren
Deutschlands Autohersteller seit vielen
Monaten deutlich weniger Fahrzeuge,
als sie könnten. Zugleich steigern sie ih-
re Gewinne aber von Quartal zu Quartal
– weil sie ihre Autos deutlich teurer ver-
kaufen können.

Besonders gut funktioniert das bei
Mercedes. Seit sieben Quartalen geht
dieses Spiel so: hohe Nachfrage, gerin-
ges Angebot, steigende Preise. Eine

denkbar einfache und lukrative ökono-
mische Formel. „Wir werden von Quar-
tal zu Quartal auf der Preisseite weiter
vorangehen“, sagte Mercedes-Finanz-
vorstand Harald Wilhelm in der eng-
lischsprachigen Telefonkonferenz mit
Analysten. Dass es dauerhaft so weiter-
geht, kann er den Investoren allerdings
nicht versprechen. Es sei angesichts der
aktuellen Risiken angemessen, etwas
vorsichtiger zu sein.

Für die Mercedes-Benz Group war es
das erste vollständige Quartal seit der
Trennung von der Nutzfahrzeugsparte
Daimler Truck. Das Unternehmen ist
nun ein reiner Pkw-Anbieter, wenn man
vom Van-Bereich absieht, der zehn Pro-
zent zum Umsatz beiträgt und in dem
noch ein paar Lieferwagen im Angebot
sind: Der „Sprinter“ ist immer noch ein
Produkt von Mercedes-Benz.

Insgesamt hat das Unternehmen in
den ersten drei Monaten des Jahres
487.008 Neufahrzeuge verkauft und da-
mit rund 34,9 Milliarden Euro Umsatz

erzielt. Die Rendite im Pkw-Bereich lag
bei satten 16,5 Prozent. Das ist nicht
weit weg vom US-Konkurrenten Tesla,
der für denselben Zeitraum eine opera-
tive Marge von 19,2 Prozent ausweist.
Selbst der Massenhersteller General
Motors hat im abgelaufenen Quartal 11,2
Prozent erreicht. Das knappe Angebot
treibt weltweit die Preise in die Höhe. 

Bei Mercedes kommt aber noch die
Strategie von Konzernchef Ola Käl-
lenius dazu, der den Automobilherstel-
ler zum Luxusunternehmen machen
will. Nicht mehr viele, auch kleinere,
Autos soll das Unternehmen künftig
verkaufen, sondern vor allem teure Wa-
gen. Dazu passt unter anderem die gera-
de vollzogene Trennung von der Marke
Smart, die nun in einem Joint-Venture
unter der Regie des chinesischen Geely-
Konzerns weitergeführt wird. 

Für die Kernmarke heißt das: mehr
teure AMG-Sportwagen, mehr G-Klas-
se, Maybach und S-Klasse. „Ich möchte
betonen, dass im Top-Segment der Ab-

satz um fünf Prozent gestiegen ist“,
sagte Wilhelm. Im Elektro-Segment ha-
ben die Verkäufe noch mehr zugelegt.
Wenn nun die SUV-Variante des Elek-
tro-Flaggschiffs EQS auf den Markt,
sollen die Zahlen weiter wachsen. 

Auch der kleinere EQE wird eine
SUV-Version bekommen, von der man
sich bei Mercedes hohe Absatzzahlen
verspricht. Teilt man den gesamten
Umsatz von Mercedes-Benz durch die
Zahl der verkauften Fahrzeuge, dann
kommt man auf einen Wert von 71.576
Euro. Das ist eine Zielgröße, die ent-
sprechend der Luxusstrategie wohl
wachsen wird. Bei Tesla ergibt diese
Rechnung im ersten Quartal umgerech-
net 57.065 Euro Umsatz pro Fahrzeug.
Auch das Unternehmen von Elon Musk
hatte seine Preise in den vergangenen
Monaten deutlich erhöht. Das in Grün-
heide bei Berlin gebaute Model Y kostet
aktuell mindestens 56.990 Euro.

Bei den traditionellen Herstellern
wie Mercedes zeigt die Verschiebung zu

den teuren Varianten, dass sie die knap-
pen Halbleiter in jene Modelle umlei-
ten, mit denen sie am meisten verdie-
nen. Auf kleinere Fahrzeuge mit wenig
Extras werden Kunden derzeit beson-
ders lang warten müssen, sofern sie die
Wagen überhaupt bestellen können.
Wilhelm: „Die Nachfrage ist sehr hoch.
Der Rückgang beim Absatz ist allein
dem Halbleitermangel geschuldet.“

Von dem Preisboom profitieren aller-
dings nur die Hersteller. Bei den Zulie-
ferern kommen die Zusatzgewinne
nicht an. Der Dax-Konzern Continental
in der vergangenen Woche seine Ge-
winnerwartungen für das laufende Jahr
gesenkt. Statt 5,5 bis 6,5 Prozent Marge
(gemessen am Gewinn vor Steuern und
Zinsen) erwartet er nun noch 4,7 bis 5,7
Prozent. Getragen wird dieser Gewinn
aber fast nur vom Reifengeschäft.

In der Automobilsparte könnte Conti
der eigenen Prognose zufolge sogar ein
Verlust drohen. Ähnlich sieht die Lage
bei den anderen Automobilzulieferern

aus. Der Interimschef des großen Stutt-
garter Zulieferers Mahle, Michael Frick,
forderte angesichts der stark steigen-
den Kosten für Rohstoffe eine „faire
Lastenverteilung“ in der Industrie. 

Mit Unterstützung von den Autoher-
stellern brauchen die Zulieferer aber
nicht zu rechnen. „Natürlich ist uns da-
ran gelegen, gesunde und stabile Liefer-
ketten zu haben“, sagte Wilhelm im Ge-
spräch mit Journalisten. „Allerdings,
was die Profitabilität angeht, ist jeder
für seinen eigenen Scope verantwort-
lich.“ Es habe auch schon Zeiten gege-
ben, in denen die Zulieferer zweistellige
Renditen erzielten und die Hersteller
nur einstellige – da habe es auch keine
Aufteilung zwischen den Unternehmen
gegeben. 

Bezahlen müssen diese Entwicklung
die Kunden. Für sie werden die Neuwa-
gen-Kaufpreise absehbar weiter steigen.
In der Folge trifft das ebenso auf Preise
für Gebrauchtwagen zu, die weiter auf
einem sehr hohen Niveau verharren.

Das Mercedes-Prinzip: Weniger verkaufen, mehr verdienen
Geringes Auto-Angebot und die hohe Nachfrage spielen der Industrie in die Hände. Im ersten Quartal hat der Hersteller seinen Gewinn trotz Krisen gesteigert

M it dem russischen Gas-Liefer-
stopp für Polen und Bulga-
rien steigt auch in Deutsch-

land die Sorge vor Ausfällen und Ver-
sorgungsengpässen. Längst arbeitet
die Bundesnetzagentur an einem Not-
fallplan, wie im Fall der Fälle Gas-Men-
gen zu verteilen sind. Unter anderem
private Haushalte werden dabei qua
Gesetz bevorzugt. Das aber sorgt für
Ärger bei der Wirtschaft.

VON CARSTEN DIERIG

„Wenn das Gas abgedreht werden
muss, dann nur pauschal“, forderte nun
Arndt G. Kirchhoff, der Präsident der
Landesvereinigung der Unternehmens-
verbände Nordrhein-Westfalen, vor der
Wirtschaftspublizistischen Vereinigung
(WPV) in Düsseldorf. „Private Haushal-
te müssen gleichgesetzt und – behan-
delt werden wie die Industrie.“

Kirchhoff begründet seine Forderung
mit der Bedeutung der Industrie für den
Standort Deutschland und damit den
Wohlstand jedes Einzelnen hierzulan-
de, zugleich warnt er vor Arbeitsplatz-
verlusten. „Was hilft es, wenn die Arbei-
ter zu Hause sitzen im Warmen, und die
Arbeitsplätze sind weg?“ Die Alternati-
ven seien bald möglicherweise, ob es in
einem Haushalt zwei Grad wärmer ist
oder ein Arbeitsplatz wegfällt. Kirch-
hoff appelliert daher an die Verbrau-
cher, ihren Gasverbrauch schon jetzt
auf ein machbares Minimum zu redu-
zieren. „Was wir noch im Speicher las-
sen, hilft schon mal.“ 

Aktuell sind die Speicher in
Deutschland zu rund einem Drittel ge-
füllt. Nun geht es darum, diesen Füll-
stand bis Oktober auf 80 Prozent und
bis November auf 90 Prozent auszu-
bauen, so sieht es das jüngst verab-
schiedete Gasspeichergesetz vor.
Kirchhoff kritisiert daher wiederkeh-
rende Forderungen nach einem Gas-
Embargo. „Bei russischem Gas sagen
viele leichtfertig, dass es sofort auf die
Sanktionsliste muss“, sagt der Unter-
nehmerpräsident. Das aber sei gefähr-
lich. „Man darf nicht auf die Idee kom-
men, ein Embargo ist ja nicht so
schlimm. Die Industrie ist die Stärke
der deutschen Wirtschaft. Und gerade
die Grundstoffindustrie, angefangen
bei Stahl und Chemie über Zement
und Keramik bis hin zu Glas ist abhän-
gig von Gas“.

Gleiches gelte aber auch für viele Zu-
lieferer, berichtet Kirchhoff, dessen ei-
genes Unternehmen 13.000 Mitarbeiter
auf fünf Kontinenten beschäftigt und
ein großer Lieferant für zum Beispiel
die Autoindustrie und die Entsorgungs-
wirtschaft ist. Es sei daher wichtig, auch
innerhalb der Wirtschaft keine großen
Unterschiede zu machen und stattdes-
sen im Notfall pauschale Kürzungen
von Gas-Lieferungen anzuordnen. „In
Deutschland basiert die Industrie auf
komplexen Lieferverbünden“, begrün-
det Familienunternehmer Kirchhoff.
Das könne keiner vollständig überbli-
cken, auch nicht das Bundeswirtschafts-
ministerium und die Bundesnetzagen-
tur. „Wenn plötzlich ein kleiner Mittel-
ständler nicht mehr produzieren kann,
trifft das die gesamte Wertschöpfungs-
kette, weil am Ende kleine, aber wichti-
ge Komponenten fehlen, die für andere
Produkte gebraucht werden. Dann gu-
cken wir uns dumm an, weil eine be-
stimmte Gummidichtung nicht mehr da
ist. Schon wegen einer einzelnen
Schraube kann alles zusammenbre-
chen.“ Es sei extrem wichtig, dass die
Wirtschaft in Deutschland weiter funk-
tioniert. „Wir dürfen nicht den Ast ab-
sägen, auf dem wir sitzen.“

Das wäre aus Sicht von Kirchhoff
auch nicht gut für Europa und den Wes-
ten insgesamt. Denn Russlands Präsi-
dent Wladimir Putin werde sich nicht
von einem freiwilligen deutschen Ver-
zicht auf Gas stoppen lassen, die Wirt-
schaft werde zugleich aber entschei-
dend geschwächt. „Wir müssen mora-
lisch stark bleiben, aber auch wirt-
schaftlich“, sagte der NRW-Unterneh-
merpräsident vor der WPV. „Denn nur
wenn wir wirtschaftlich stark bleiben,
können wir ein wehrhafter Staat sein
und dazu noch in die Zukunft investie-
ren, etwa in den Klimaschutz oder in die
Infrastruktur.“ Und es sei absehbar sehr
viel Geld nötig. Denn das Zusammen-
spiel aus Pandemie und Krieg lege beim
Thema Transformation der Wirtschaft
in Richtung Klimaneutralität noch mal
eine Zündstufe obendrauf.

Kirchhoff fordert daher schnelleres
Handeln seitens der Politik, zum Bei-
spiel bei Genehmigungsverfahren. „Die
Politik muss den Notwendigkeiten hin-
terherkommen. Wir brauchen in
Deutschland eine Flucht nach vorne
für neue Dinge, die wir ja sowieso ma-
chen wollten“, sagt der Experte. „Wenn
wir dagegen an aktuellen Verfahren
festhalten, etwa bei Genehmigungen
für eine neue Elektrolyse und Hydroly-
se, dann sind wir schon jetzt im Jahr
2030.“ Zudem müssten die Stromsteu-
er und die Netzentgelte sofort redu-
ziert werden. „Die sind in Deutschland
zehnmal höher als überall sonst in Eu-
ropa“, kritisiert der 67-Jährige. „Gera-
de die Grundstoffindustrie ist energie-
intensiv. Diese Unternehmen brauchen
wettbewerbsfähige Preise.“ Ansonsten
werde woanders investiert. „Und dann
gehen die Zulieferer und die Weiterver-
arbeiter mit.“

Kirchhoff, der Auftreten und Arbeit
von Bundeswirtschaftsminister Robert
Habeck (Grüne) ausdrücklich lobt,
nimmt bei seinem Plädoyer aber nicht
nur die Politik in die Pflicht. „Auch die
Bürger müssen Widerstände aufgeben.“

„Wenn das Gas abgedreht
werden muss, dann pauschal“
NRW-Arbeitgeberpräsident Kirchhoff warnt bei
Energie-Engpässen vor Benachteiligung der Industrie
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ARNDT KIRCHHOFF,
NRW-Arbeitgeberpräsident
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as Bildungssystem in
Deutschland hat sich in
der Coronakrise schlecht
geschlagen. Die Schulen
waren länger geschlos-

sen, als dies in den meisten anderen In-
dustrieländern der Fall war, und beim
digitalen Fernunterricht hakte es an al-
len Ecken und Enden. Entsprechend
groß sind die durch den Unterrichtsaus-
fall verursachten Lernlücken der Kinder
und Jugendlichen. Und auch die soziale
Kluft bei den Bildungschancen ist ge-
wachsen, weil Kinder aus sozial schwa-
chen Familien besonders stark von den
Einschränkungen betroffen waren.

VON DOROTHEA SIEMS

Damit sich ein solches Debakel bei
künftigen Krisen nicht wiederholt, for-
dert der Aktionsrat Bildung einen Quan-
tensprung in der Modernisierung des
gesamten Systems, angefangen von der
Kita, über alle Schularten bis hin zu den
Universitäten. Nicht nur die Lernenden,
sondern auch die Lehrer und Dozenten
sowie die Bildungseinrichtungen müss-
ten dringend befähigt werden, sich
schnell an krisenhafte Veränderungen
anzupassen, mahnt das Gremium in sei-
nem diesjährigen Gutachten, das den Ti-
tel „Bildung und Resilienz“ trägt.

Dem Aktionsrat gehören zehn der re-
nommiertesten deutschen Bildungsfor-
scher wie der Ifo-Forscher Ludger Wöß-
mann oder der frühere Präsident der
Hamburger Universität Dieter Lenzen
an. In der von der Vereinigung der Baye-
rischen Wirtschaft (vbw) beauftragten
Studie machen die Wissenschaftler kon-
krete Vorschläge für Reformen auf allen
Ebenen, um die Widerstandsfähigkeit
zu stärken. Denn Krisen seien allgegen-
wärtig, wie der Klimawandel, die Coro-
na-Pandemie und aktuell die Russland-
Ukraine-Krieg zeige.

Die rasche Digitalisierung der Ein-
richtungen und die umfassende Ver-
mittlung digitaler Kompetenzen ist da-
bei nur eine Forderung. Wichtig ist nach

Einschätzung der Experten auch das
Trainieren der Fähigkeit, im Fall einer
Krise auf eigenständiges Lernen um-
schalten zu können. Auch dies müsse im
Normalbetrieb ständig trainiert wer-
den, um im Ernstfall zu funktionieren.

Eingeübt werden sollte zudem das
Lernen in kleineren Lerngruppen, die
von den Schülern zunehmend auch
selbstständig gemanagt werden sollten.
Um dies in der Praxis umsetzen zu kön-
nen, sollten die Bildungseinrichtungen
entsprechend umgebaut werden, um ei-
ne flexible Raumnutzung zu ermögli-
chen und Bereiche für Kommunikation
und Austausch zu schaffen.

Digitale Medien müssen nach Ein-
schätzung des Aktionsrats dauerhaft ei-
ne bedeutende Rolle bei der Wissens-
vermittlung spielen. Denn die Fähigkeit
zum Lernen mit digitalen Medien sei
die Voraussetzung für ein orts- und
zeitunabhängiges Lernen im Krisenfall.
Vor allem aber biete die Digitalisierung
die Chance, die Kompetenz zum eigen-
verantwortlichen und selbstgesteuerten
Lernen zu stärken. 

Ohnehin sei der souveräne Umgang
mit digitalen Medien längst eine Kultur-
technik, die jeder Heranwachsende be-
herrschen sollte. Für guten Digitalun-
terricht ist allerdings eine Fort- und

Weiterbildung der Lehrkräfte dringend
notwendig. Ein stärkerer Fokus müsse
künftig – neben der Wissensvermitt-
lung – auf die Förderung sozialer Kom-
petenzen gelegt werden, heißt es in der
Studie. Bessere Beziehungen zwischen
den Schülern untereinander, aber auch
zwischen Schüler und Lehrer seien für
die Widerstandsfähigkeit in Krisen von
großer Bedeutung, stellen die Bildungs-
forscher fest. Der Ausbau der Ganztags-
betreuung biete die Chance, solche so-
zialen Beziehungen zu festigen. Wenn
es wie in der Pandemie zu wochenlan-
gen Unterbrechungen des regulären
Schulalltags komme, seien stabile Kon-
takte zu den Lehrkräften und zu Gleich-
altrigen eine wichtige Stütze.

Ein gutes soziales Klima sei nicht nur
für den Lernerfolg hilfreich, sondern
könne gerade in Krisenzeiten das Ab-
gleiten der Kinder und Heranwachsen-
den in Depressionen und andere psy-
chische Krisen verhindern. Während der
Pandemie ist der Anteil der Kinder und
Jugendlichen mit psychischen Krankhei-
ten sprunghaft in die Höhe geschnellt.

Das pädagogische Personal müsse ge-
schult werden, vulnerable Gruppen zu
erkennen und mit speziellen Förderpro-
grammen zu unterstützen. „Bildung ist
mehr als Fachlichkeit“, unterstreicht
der Präsident der Bayerischen Wirt-
schaft Wolfram Hatz. Damit Erwerbstä-
tige auf die ständig wechselnden He-
rausforderungen in Arbeit und Alltag
reagieren könnten, bräuchten sie Wi-
derstandsfähigkeit in Form von Resi-
lienz. Die Basis dafür würde idealerwei-
se bereits in Kindergarten und Schulen
gelegt und über den gesamten Bildungs-
weg weiterentwickelt und gefestigt, un-
terstreicht Hatz.

Für Grundschulen ist es besonders
wichtig, in Zukunft viel besser auf un-
vorhergesehene Ereignisse vorbereitet
zu sein. Gerade in den unteren Klassen
hatte in Corona-Zeiten das monatelan-
ge Homeschooling kaum funktioniert.
Auch Wechselunterricht und monate-
langes Tragen der Masken haben den

Lernfortschritt behindert. Defizite am
Beginn einer Schulkarriere lassen sich
oft nur noch schwer ausgleichen.

Künftige Krisen können in ganz un-
terschiedlicher Art auftreten, als Pan-
demie, in Form von schwerwiegenden
Versorgungsengpässen, IT-Sicher-
heitsproblemen oder Klimakatastro-
phen. Und auch die sich immer
schneller verändernde Arbeitswelt
mit den drei Megatrends Dekarboni-
sierung, Digitalisierung und demogra-
fischer Wandel erfordern nach Ein-
schätzung des Aktionsrats neue Lern-
methoden und Kompetenzen.

Die Experten sprechen von den „21st
Century Skills“, Fähigkeiten, bei denen
es weniger darum geht, sich möglichst
viel Wissen anzueignen, als vielmehr
darum, das Lernen zu erlernen. Die jun-
gen Menschen sollten geschult werden,
innovativ zu sein, Informationen zu
verarbeiten und mit Technologien um-
zugehen. „Die Förderung dieser zentra-
len Fähigkeiten muss als Ziel der Bil-
dung aller Lebensphasen verbindlich
verankert werden“, betont der Aktions-
rat. Teamarbeit und forschendes Ler-
nen in Projekten sowie die Nutzung di-
gitaler Werkzeuge gehörten beispiels-
weise unbedingt in einen modernen Un-
terrichtsalltag. 

„Unsere Gesellschaft hat sich viel zu
lange sicher gefühlt, dass Pandemien,
Krieg, Angriffe auf Leib und Sicherheit
niemals stattfinden würden“, sagt der
Vorsitzende des Aktionsrats, Lenzen.
Dies sei ein gefährlicher Irrtum gewe-
sen. Umso dringlicher müssten nun
auch im Bildungssystem Vorkehrungen
getroffen werden. 

Allerdings stoßen die Reformvor-
schläge der Experten auf eine Realität,
die von akutem Lehrermangel und viel-
fach maroden Schulen geprägt ist. Als
eine zentrale Forderung des Gutachtens
wird deshalb angemahnt, dass Bildung
in Deutschland dringend wieder eine
höhere Priorität eingeräumt werden
muss, will man in Zukunft im interna-
tionalen Wettbewerb bestehen.

Schulen haben kaum dazugelernt
Das Bildungssystem
ist schlecht auf
Krisen vorbereitet,
sagt der Aktionsrat
Bildung. Marode
Ausstattung,
Lehrermangel 
und Internet-Skepsis
dominieren 
noch immer

Unterricht muss nicht immer ernst sein: 
Schüler stellen ihre selbstgemalten Bilder vor
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Herr Kirchhoff, die Debatte,
obmanangesichtsdesKrieges
aus russischer Energie aus-
steigen kann, wird lebhaft ge-
führt. Kann die NRW-Wirt-
schaft darauf verzichten?
Keine Frage, der brutale Krieg
Russlands gegendieUkrainehat
erhebliche Folgen auch für uns
inNRW.Zwar stehenwirtschaft-
liche Fragen angesichts dieser
unfassbaren Tragödie nicht im
Vordergrund, dennoch müssen
wir uns mit ihnen beschäftigen.
DennderKrieginderUkrainebe-
deutet auch eine Zeitenwende
für die Energieversorgung. Un-
strittig ist, dass wir uns von En-
ergielieferungen aus Russland
unabhängig machen müssen.
Dies wird nicht von heute auf
morgen gelingen, muss aber so
schnell wie möglich geschehen.
Daran führt keinWeg vorbei.

IstesnichtdiemoralischeVer-
pflichtung der NRW-Unter-
nehmen, angesichts des Krie-
ges ihren Beitrag zu leisten?
Wirmüssen nicht nurmoralisch
Stärke zeigen, sondern auch
wirtschaftlich stärker sein als
die Diktaturen dieser Welt. Dar-
um müssen wir aufpassen, dass
wir uns beim Umbau der Ener-
gie-Lieferungen nicht mehr
schaden als Putin. Dies gilt ins-
besondere beimThemaGas: Die
Folgeneines abruptenAusstiegs
aus den russischen Gaslieferun-
gen wären für unser Land unab-
sehbar. Denn Abschaltungen
hätten massive Auswirkungen
auf weite Teile unserer Wirt-
schaft. Unsere industriellen Lie-
ferketten sind so eng miteinan-
der verflochten, dasshier erheb-
licheDomino-Effekte bis inwei-
te Teile des Handels, der Dienst-
leistungen und des Handwerks
drohen.Dieswird inderöffentli-
chen Debatte oft völlig unter-
schätzt. Alles hängt mit allem
zusammen, alles ist sehr kom-
plex. Genaudeshalbmachenwir
uns auch große Sorgen um tau-
sende mittelständische Unter-
nehmen und hunderttausende
Arbeitsplätze, falls tatsächlich
eine Gasmangel-Lage eintritt.

Sollten Firmen bei einem
MangelanGasvorPrivathaus-
halten beliefert werden?
Machenwir uns bewusst, dass es
vor allem unsere starke Indus-
trie ist, die uns Sicherheit und
Wohlstand garantiert. Darum
müssen wir auch genau überle-

gen,wiewirdieLasten imFall ei-
ner Gasmangel-Lage verteilen
können. Ich meine, Wirtschaft,
Industrie und private Haushalte
sollten gleichermaßen einen
Beitrag leisten.Darübernicht zu
sprechen,wäre sicherlich falsch.
Ich will nicht missverstanden
werden: Es geht wahrlich nicht
darum,privatenHaushaltenden
Gashahn abzudrehen, so dass
Menschen im Dunkeln oder in
der Kälte sitzen. Aber die Debat-
te um eine vertretbare Absen-
kung des Gasverbrauchs in pri-
vaten Haushalten sollte ohne
Polemikmöglich sein.

Das klingt etwas zynisch, sol-
len jetzt Familien frieren, da-
mit dieWirtschaft brummt…
Wir müssen uns klar werden,
dassunserestarkeWirtschaftdie
Basis dafür ist, dass wir der
Ukraine helfen können und un-
ser Staat wehrhaft bleibt. Wirt-
schaftliche Stärke ist existenzi-
ell für unser Land – gerade für
uns inNordrhein-Westfalen.Die
Landespolitik kann hier mit ih-
remwirtschaftspolitischen Kurs
viel Gutes bewirken, aber auch
viel Falsches auslösen. Wir
sind inmitten einer Zeiten-
wende, in der es entschei-
dend auf die Stärke und die
Leistungsfähigkeitunserer
Wirtschaft ankommt. Und
mit Blick auf die Landtags-
wahl am 15. Mai: In Nord-
rhein-Westfalenmuss in
dennächstenfünf
Jahren alles un-

terlassen werden, was die Wirt-
schaft schwächtundzugleichal-
les unternommen werden, was
dieWirtschaft stärkt. Daran ent-
scheidet sich, ob an Rhein und
Ruhr investiert wird oder an-
derswo.

WaserwartenSiealsArbeitge-
berpräsident von der neuen
Landesregierung?
Wir brauchen jetzt noch mehr
Ehrgeiz und Tempo, damit der
Modernisierungsprozess nach
der Wahl mit noch mehr Nach-
druck fortgesetzt werden kann.
Unser Land hat zwar aufgeholt,
istaber längstnochnichtda,wo-
hinesmussundauchgehört. Fa-
talwäreeinRückfall zueinerPo-
litik vonArgwohnundMisstrau-
en gegenüber denUnternehmen
wie vor 2017, als Nordrhein-
Westfalen Sinnbild für bürokra-
tische Sonderwege und wirt-
schaftsfeindliche Überregulie-
rungwar und sogar als Sozialfall
der Republik bezeichnet wurde.
Undmanchmal schien es gar, als
seiderFeldhamsterwichtigerals
der Arbeitsplatz desMenschen.

Wie zufrieden sind Siemit der
amtierenden Koalition?
Siehatmanchenbürokratischen
Unsinn beseitigt, die Wirt-
schaftspolitik innovations- und
investitionsfreundlicher gestal-
tet, die Modernisierung der Ver-
kehrsinfrastruktur erkennbar in
Angriff genommen und damit
vieles zum Besseren gewendet.
Gerade die vielen mittelständi-
schen Unternehmer im Land er-
kennen dies an. Dieser Weg hat

unserem Land sichtlich
gutgetan, mehre-
re hunderttau-
send neue Ar-
beitsplätze
sind dafür der
Beleg.

Möchten Sie eine Wahlemp-
fehlung geben?
Nein, das ist als Unternehmer-
präsident auch nichtmeineAuf-
gabe.Aber egal,wemderWähler
die Verantwortung für die künf-
tigen Leitlinien der Landespoli-
tik überlässt: Ich warne vor ei-
nem wirtschaftspolitischen
Richtungswechsel. Die Heraus-
forderungen für unser Land sind
immens: Langfristig die digitale
Transformation und die demo-
grafische Entwicklung, kurzfris-
tig der Aufholprozess vieler
Branchen nach der Pandemie
unddieBewältigungderAuswir-
kungenderdurchdieFlutbetrof-
fenenRegionen, dazu jetzt noch
die große Unsicherheit über die
Folgen des Krieges in der Ukrai-
ne. Das alles bewältigen wir nur
mit starken und wettbewerbsfä-
higen Unternehmen. Schnellere
Planungs- und Genehmigungs-
verfahren sowie weiterhin mas-
sive Investitionen in die digitale
und Verkehrsinfrastruktur dul-
den keinen Aufschub. Und dar-
um muss Wirtschaftspolitik in
NRWPriorität haben.

Fast alle Parteienhaben For-
derungen was die Klimapoli-
tik angeht, bei sozialen Fra-
gen ist es nicht anders ...
Der Landespolitik muss klar
sein, dass jetzt nicht die Zeit für
dasAbarbeitenneuer sozialpoli-
tischer Wunschlisten oder für
Entdeckungsreisen zu neuen
umweltpolitischen Sonderauf-
lagen ist. Jetzt ist die Zeit für die
Stärkung unseres Wirtschafts-
und Industriestandorts, um die
Grundlage fürwettbewerbs-und
zukunftsfähige Arbeitsplätze zu
schaffen. Das sind die wichtigs-
tenHausaufgaben,dieeineneue
Regierung angehenmuss.

Das Gespräch führte
Thorsten Breitkopf

Chempark in Leverkusen: Kaum eine Branche ist so stark auf Gas angewiesenwie die Chemieindustrie.

ZUR PERSON
Arndt Kirchhoff ist seit 2016
Präsident der Landesvereini-
gung derUnternehmensver-
bändeNordrhein-Westfalen
undPräsidiumsmitglied von
BDI und VDA sowie Präsident
desIWKöln.EristMitinhaber
des Automobilzulieferers
KirchhoffGruppeaus Iser-
lohnmit 12 000Beschäf-
tigten. (tb)

” Fatal wäre
ein Rückfall zu
einer Politik von
Argwohn und
Misstrauen
gegenüber den
Unternehmen
wie vor 2017

Luxemburg. Die RTL Group hat
die Zahl ihrer Streaming-Abos
weiter gesteigert und die Vier-
Millionen-Marke überschritten.
EndeMärz gab es 4,31Millionen
zahlende Abonnenten, wie die
börsennotierte Mediengruppe
am Freitag in Luxemburg mit-
teilte. Daswaren fast 60 Prozent
mehr als imMärz 2021 mit rund
2,7 Millionen. Zu Jahresende
2021warenes insgesamt3,8Mil-
lionen gewesen.
Die meisten Streaming-Abos

der TV-Gruppe entfielen im
März auf den deutschen Strea-
ming-Dienst RTL+, die Zahl
stieg im Vergleich zum Vorjahr
um fast 85 Prozent auf rund 3,2
Millionen. Eine strategische Ko-
operationmit derDeutschenTe-
lekom und deren Streaming-Be-
reichMagenta TV, bei dem dann
RTL+ Teil von Angebotspaketen
ist,halfdabei.Beimniederländi-
schen Streaming-Dienst Video-
land wuchs die Abozahl um 12,9
Prozent auf rund 1,1Millionen.
Streaming ist der große

Wachstumsbereich bei der RTL
Group, die zum Bertelsmann-
Portfolio gehört. Noch verdient
dieGruppe keinGeld damit,weil
sie zunächst hohe Summen in
den Aufbau investiert. Bis 2026
will man profitabel sein. Die
Zahl der Abonnenten soll dann
bei 10Millionen liegen, der Um-
satz bei einer Milliarde Euro. Im
Geschäftsjahr 2021 lagen die Er-
lösebeirund220MillionenEuro.
Der Gesamtumsatz der RTL

Group stieg in den ersten drei
Monaten im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum – organisch um
4,4 Prozent. Die Erlöse lagen bei
rund 1,6 Milliarden Euro. Der
Konzern führtedasvorallemauf
das Wachstum von TV-Werbe-
umsätzen zurück. (dpa)

ZentralederRTLGroup inLuxem-
burg Foto: dpa

Düsseldorf. Vor dem Hinter-
grunddesUkraine-Krieges rech-
netderRüstungskonzernRhein-
metallweitermitdeutlichanzie-
henden Geschäften. Im ersten
Quartal jedoch konnte die Firma
beim Umsatz nicht zulegen: Die
Erlöse sankenminimal und blie-
benmit rund1,3MilliardenEuro
auf dem Niveau des Vorjahres-
zeitraums, wie die Firma am
Freitag mitteilte. Das operative
Ergebnis stieg um 8 Millionen
Euro auf 92 Millionen Euro. Der
Nettogewinn kletterte um drei
Millionenauf 61MillionenEuro.
Zudem füllten sich die Auf-

tragsbücher, in der Artillerie-
und Munitionssparte zum Bei-
spiel verfünffachte sich der Be-
stelleingang auf 1,1 Milliarden
Euro.HierspielteeinMunitions-
großauftrag aus Ungarn eine
zentrale Rolle. Für das Gesamt-
jahr erwartet der Vorstandsvor-
sitzende Armin Papperger nach
wie vor ein Umsatzplus von 15
bis 20 Prozent im Konzern, vor-
ausgesetzt, Deutschland stellt
wie geplant ein Investitionspa-
ket von gut 100 Milliarden Euro
bereit, um mit dem Kauf von
Waffen und anderen Rüstungs-
gütern die Bundeswehr auf Vor-
dermann zu bringen.
Rheinmetall hatte schon kurz

nachdemrussischenAngriff auf
die Ukraine eine Liste relativ
schnell verfügbarer Militärpro-
dukte vorgelegt, darunter Pan-
zer, Lastwagen und Munition.
Die Waffenschmiede hofft, dass
der Bund zumindest bei einem
Teil der Liste zugreift. (dpa)

Panzerhaubitze 2000 von Rhein-
metall Foto: dpa

Düsseldorf. Die Geschäfte des
Anlagenbauers Gea florieren.
Die Düsseldorfer können sich
über eine große Nachfrage aus
zahlreichen Industriezweigen
freuen und starteten mit einem
Rekordwert beim Auftragsein-
ganginsJahr.AuchdieProfitabi-
lität lag im ersten Quartal so
hochwienie,wiederMDax-Kon-
zern am Freitag mitteilte. Seine
Jahresziele bestätigtedasUnter-
nehmen. „Gea ist sehr gut in das
Jahr 2022 gestartet –in einem
Umfeld, in der die Welt vor gro-
ßen politischen, wirtschaftli-
chen und sozialen Herausforde-
rungen steht“, so Konzernchef
Stefan Klebert. Unter anderem
drei große Orders trieben den
Auftragseingang von Januar bis
März im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum um gut ein Fünftel
auf 1,5MilliardenEuro.DerUm-
satz wuchs um knapp 6 Prozent
auf 1,13MilliardenEuro.VorRe-
strukturierungskosten, Steuern,
Zinsen und Abschreibungen lag
das operative Ergebnis (Ebitda)
mit 138 Millionen Euro um 14
Prozent über demVorjahr. (dpa)
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„Embargo hätte massive Folgen“
Arbeitgeberpräsident warnt vor einem abrupten Gas-Importstopp aus Russland

RTL legt beim
Streaming
weiter zu
Aufgrund der hohen
Investitionen ist das
Segment allerdings noch
nicht profitabel

Rheinmetall
rechnet mit
starkem Jahr
Viele Auftrage vor allem
in der Artillerie- und
Munitionssparte

Anlagenbauer Gea
startet unerwartet
stark ins Jahr
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WIRTSCHAFT

gearbeitet. Ich halte es für absolut
richtig, dass jetzt auch nachts und
an Wochenenden an Baustellen ge-
arbeitet wird, selbst wenn dies teu-
rer ist als vorher. Schnell und dazu
unbürokratisch muss jetzt auch bei
der A45 gehandelt werden, schließ-
lich war und ist da eine Brücke und
es muss auch wieder schleunigst
eine neue dorthin.

Beim Ausbau der Erneuerbaren
Energien ist NRW insbesondere
bei derWindkraft in den vergange-
nen vier Jahren nicht sonderlich
weit gekommen.

Ich finde denAnsatz,Windkraft auf
geschädigten Waldflächen zuzulas-
sen, gar nicht so schlecht. Klar ist:
Wir brauchen einen massiven Aus-
bau der Erneuerbaren Energien,
auch wenn dies in NRW schwieri-
ger ist als anderswo.
Zur Energiewende und der ange-

strebten Dekarbonisierung gehört
auch der Ausbau des Wasserstoff-
Pipelinenetzes zur Versorgung der
Stahlhersteller, der Chemieindust-
rie und dermittelständischenZulie-
ferindustrie. Da ist NRW auf einem
guten Weg, auch in Südwestfalen
wird das Netz ertüchtigt.

Bis Herbst 2021 war Armin Laschet NRW-Ministerpräsident. Zwei Corona-
Jahre haben NRW gebremst, resümiert Kirchhoff. FOTO: OLAF FUHRMANN / FFS

Stromversorgung bei jedem Wetter.
Wenndasnicht gewährleistet ist, ge-
lingt die Energiewende nicht. Wir
müssen bei allen Themen gleichzei-
tig das Tempo hochfahren, und
zwar in ganz Europa. Für Länder
wie Deutschland, Frankreich oder
die Niederlande bin ich optimis-
tisch, aber in Südeuropa klappt das
bisher noch nicht.

Brauchen wir Nord Stream2 im
kommenden Jahr?
ObNord Stream2kommendes Jahr
ans Netz gehen wird, ist zuletzt im-
mermehrzueinerpolitischenFrage
geworden. Sowohl Befürworter als
auch Gegner haben nachvollzieh-
bare Argumente. Deutschland ist
auf Dauer auf Gasimporte in gro-
ßem Umfang angewiesen. Die Lie-
fersicherheit spräche also für Nord
Stream2.

Was wünschen Sie sich für 2022?
An erster Stelle wünsche ich uns al-
len, dass die Pandemie einEnde fin-
det. Für dieWirtschaft wünsche ich
mir natürlich, dass sich die Liefer-
kettenwieder stabilisieren.DieAuf-
tragsbücher in der Industrie und im
Handwerk sind zwar voll, aber es
fehlt uns für die Produktion anMa-
terial – und wenn es kommt, dann
oft zu Mondpreisen. Bei beiden
Themenmüssenwir unbedingt wie-
der in normales Fahrwasser kom-
men. Wir alle sind mittlerweile
schließlich schon arg strapaziert.

Zur Person

n Arndt Günter Kirchhoff ist ge-
bürtiger Essener und lebt in At-
tendorn. Der 66-Jährige ist Bei-
ratsvorsitzender der Kirchhoff
Gruppe, eines familiengeführ-
ten Automobilzulieferers mit
Sitz in Iserlohn und Attendorn.

n Kirchhoff ist seit 2016 Präsi-
dent von Unternehmer NRW, der
Landesvereinigung der Unter-
nehmensverbände. Seit 2013
ist er u. a. Vizepräsident des
Verbandes der Automobil-
industrie (VDA) und Präsident
des Instituts der deutschen Wirt-
schaft Köln (IW).

Zufrieden mit der Landesregierung
Nach beinahe fünf Jahren CDU/FDP in NRW sieht Kirchhoff eher Gutes

Attendorn/Düsseldorf. Am 15 Mai
2022 ist Wahltag in Nordrhein-
Westfalen. Fünf Jahre hatte die
CDU/FDP-Regierung dann unter
Ministerpräsident Armin Laschet
(CDU) und seit dem 27. Oktober
mit seinem Amtsnachfolger Hend-
rikWüst (CDU) Zeit, es – wie ange-
kündigt – besser zumachenals SPD
und Grüne unter Hannelore Kraft
(SPD in sieben Jahren zuvor. NRW-
Unternehmerpräsident Arndt Kirch-
hoff hatte vor fünf Jahren mehrfach
kritisiert, dassNRW in vielenBerei-
chen Schlusslicht sei.

Wie zufrieden ist die Wirtschaft
denn mit dem Erreichten unter der
Regierung Armin Laschet?
Arndt Kirchhoff: Es bewegt sich sehr
viel in die richtige Richtung, aber
auch in NRW haben zuletzt die
zwei Corona-Jahre gebremst. Die
Entfesselungspakete waren richtig,
der Landesentwicklungsplan ist
deutlich investitionsfreundlicher
als vorher und der gröbste bürokra-
tische Unsinn beim Tariftreue- und
Vergabegesetz istweg.Und in seiner
Zeit als Verkehrsminister hatHend-
rik Wüst entschlossen an der Er-
neuerung der Straßeninfrastruktur

„Wirmüssen jetzt inKlimaziele investieren“
NRW-Unternehmer-Präsident Arndt Kirchhoff bescheinigt neuer Bundesregierung einen stilvollen Start
Von Jens Helmecke

Attendorn. Knapp zwei Jahre Coro-
na-Pandemie habenWirtschaft und
Gesellschaft arg strapaziert. Die
neue Bundesregierung hat sich Ver-
änderung auf die Fahne geschrie-
ben und insbesondere bei der Ener-
giewende ambitionierte Ziele ge-
setzt. Im Gespräch mit dieser Zei-
tung blickt Arndt Kirchhoff, Sauer-
länder Unternehmer (Kirchhoff-
Gruppe Iserlohn) und NRW-
Unternehmerpräsident, durchaus
optimistisch auf das kommende
Jahr 2022.

Herr Kirchhoff, habenwir eine gute
neue Bundesregierung?
Arndt Kirchhoff: Der Start war or-
dentlich. Mit SPD, FDP und Grü-
nenhabenwirnichtnureineandere
politische Mischung, sondern auch
ein anderes Vorgehen.

Viel ist bislang aber noch nicht
passiert, oder?
Aber der Stil derRegierungsbildung
hat mir gut gefallen. Lautlos, ohne
viele Talkshowauftritte und ohne
Schaulaufen auf irgendeinem Bal-
kon.Daswar gut.Deutschland ist ja
sonst schon aufgeregt genug.

Sind Sie denn auch zufrieden mit
dem Koalitionsvertrag?
In weiten Teilen ja. Die neue Bun-
desregierung um Bundeskanzler
Olaf Scholz hat erkannt, dass wir
ein höheres Tempo anschlagen

müssen,wennwir dieKlimaziele er-
reichen wollen – was wir alle wol-
len. Und, das finde ich auch bemer-
kenswert, bei den Verhandlungen
ist niemand an der Nase herumge-
führt worden.

Inhaltlich kann die Wirtschaft mit
dem Verhandlungsergebnis also
leben?
Es ist gut, dasseskeineerkennbaren
neuen steuerlichen Belastungen für
Unternehmen gibt.Hier sehe ich im
Koalitionsvertrag sogar Verbesse-
rungen etwa bei Abschreibungs-
möglichkeitenoderdemVerlustvor-
trag. Da ist insbesondere die Hand-
schrift von Gelb (FDP) und teilwei-
se auch von Grün zu erkennen. Al-
len muss aber auch klar sein, dass
wir durch Corona und die Rezes-

sion zwei Jahre Wachstum für not-
wendige Investitionen verloren ha-
ben. Bei der Beschäftigung haben
gute Maßnahmen wie das Kurz-
arbeitergeld und staatliche Über-
brückungshilfenviel abgefedert. So-
zialpolitisch halte ich die Erhöhung
des gesetzlichen Mindestlohns auf
12Euroebenso für falschwiedaser-
neute Ausbleiben von Reformen in
der Rentenversicherung. Das kann
uns angesichts der demografischen
Entwicklung noch vor die Füße fal-
len.

Zwei verlorene Jahre durch Coro-
na, dazu ein Milliarden-Fluthilfe-
paket und die Notwendigkeit, hun-
derte Milliarden Euro in die Errei-
chung der Klimaziele investieren
zu müssen – droht Deutschland

eine Überschuldung oder schaffen
wir das?
Im Moment schaffen wir das. Ich
kann in dieser außerordentlich
schwierigen Lage nachvollziehen,
dass Finanzminister Lindner (FDP)
nicht verausgabte Corona-Milliar-
den im Haushalt umschichtet.
Denn es ist doch klar, dass wir das
wesentliche Geld für die Errei-
chung der Klimaziele in den Jahren
bis 2030, also jetzt, investierenmüs-
sen!

Was muss die neue Bundesregie-
rung zuerst anpacken?
Das Planungs- und Genehmigungs-
recht muss schnell geändert wer-
den. Heute kann jeder von uns eine
Bürgerinitiative gründen und jedes
Projekt in Deutschland durch im-
mer neue Einwände erheblich ver-
zögern. Mit diesen Endlosschleifen
muss jetzt Schluss sein. Und wir
müssen viel mehr parallel planen,
um die Umsetzung von Vorhaben
zu beschleunigen. Das gilt für den
Stromnetzausbau genauso wie bei-
spielsweise für den Brückenneubau
an der A45.

Die Ziele in Deutschland und in
Europa sind benannt. Kohleaus-
stieg in Deutschland 2030; Klima-
neutralität 2045. In Europa bis
2030 eine CO2-Reduktion um 55
Prozent gegenüber 1990 (Fit for
55). Was bedeutet das für den
Standort Deutschland bzw. Euro-
pa?
Vom Ende her gedacht: Wenn uns
die Umsetzung gelingt, sind wir ein
Vorbild, das überall auf der Erde
Nachahmer finden wird. „55“ ist
viel, und noch habenwir bei vielem
zu wenig: Es fehlen hunderte Kilo-
meter Netzausbau, nicht nur beim
Übertragungsnetz, sondern auch
von Haus zu Haus. Und das Netz
muss smart werden. Das bedeutet,
wir müssen gleichzeitig mit hohem
Tempo die Digitalisierung voran-
treiben.Beispielehierfür sindMobi-
lität und Ladeinfrastruktur, wenn
Elektroautos auch als Speicher ge-
nutzt werden sollen. Wir sind bei
vielen Themen noch weit zurück.
Und was wir nicht vergessen dür-
fen: Existenziell für Deutschland
sind wettbewerbsfähige Energie-
preise und eine jederzeit sichere

Der Unternehmer Arndt Günter Kirchhoff, Präsident von Unternehmer NRW, ist gebürtiger Essener und lebt in Attendorn. FOTO: KERSTIN KOKOSKA / FFS

„Ich sehe bei der
Steuer sogar Verbes-
serungen für Unter-
nehmen. Da ist die

Handschrift von
Gelb und Grün zu

erkennen.“

KOMPAKT
Namen und Nachrichten

Umfrage: Stimmung im
Mittelstand verbessert
Stuttgart. Die mittelständische
Wirtschaft blickt zuversichtlicher
in die Zukunft als noch vor rund
einem Jahr. Das ergab eine reprä-
sentative Umfrage unter rund 800
Unternehmen, wie die Beratungs-
gesellschaft EY mitteilte. Gut jeder
zweite Mittelständler rechne inzwi-
schen damit, dass sich seine Ge-
schäftslage in den kommenden
Monaten verbessern werde. dpa

Steigender Düngepreis
verunsichert Landwirte
Berlin. Viele Landwirte gehen ange-
sichts massiv gestiegener Dünge-
mittelpreise besorgt ins neue Jahr.
„Sollten die Preise auf diesem
Niveau bleiben und es zu Liefer-
engpässen kommen, könnte es zu
teilweise erheblichen Ertragsrück-
gängen bei der Ernte 2022 kom-
men“, heißt es in einem Marktbe-
richt des Bauernverbands. dpa

Die Bürger in den neuen Bundes-
ländern blicken zuversichtlicher in
die Zukunft. Einer neuen Studie zu-
folge rechnen 34 Prozent der ost-
deutschen Bevölkerung mit einer
günstigen wirtschaftlichen Entwick-
lung im nächsten Halbjahr, 32 Pro-
zent mit demGegenteil. Noch im
Frühjahr hatten elf Prozent eine
positive, 69 Prozent dagegen eine
negative Entwicklung erwartet.

HEUTE VOR 30 JAHREN
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Gazprom. Der russische Ener-
gieriese hat den Vorwurf zurückge-
wiesen, Gaslieferungen in die EU
einzuschränken. „Sämtliche Vor-
würfe gegen Russland und Gaz-
prom, wonach wir nicht genügend
Gas an den europäischen Markt
liefern würden, sind absolut unbe-
gründet, inakzeptabel und un-
wahr“, sagte ein Unternehmens-
sprecher am Samstagabend.

Google/Meta. Im Streit um
das Löschen „illegaler“ Inhalte hat
ein russisches Gericht Google und
Meta zu Rekordstrafen verurteilt.
Google soll 7,2 Milliarden Rubel
(87 Millionen Euro) und die Face-
book-Mutter Meta 1,9 Milliarden
Rubel (23,8 Millionen Euro) zahlen.

70 neue Windräder in
NRW im Jahr 2021
Düsseldorf. In NRW sind in diesem
Jahr 70 neue Windenergieanlagen
in Betrieb genommen worden. Im
gleichen Zeitraum wurden 33 klei-
nere Anlagen stillgelegt, teilte die
Fachagentur Windenergie an das
Land (FA Wind) mit. Unterm Strich
kamen Anlagen mit einer Gesamt-
leistung von 241 Megawatt hinzu
(Stichtag 22. Dezember). An die-
sem Tag waren in NRW 3547 Wind-
räder mit einer Gesamtleistung
von 6276 Megawatt (MW) in Be-
trieb. Im Bundesländervergleich
stand NRW Ende Juni auf Platz 4
nach Niedersachsen (11.600 MW),
Brandenburg (7600 MW) und
Schleswig-Holstein (7200 MW).dpa
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Neue schwarz-grüne Einigkeit

VONMAXIMILIAN PLÜCK
UND SINA ZEHRFELD

DÜSSELDORF Die Antrittsrede des
neuen, alten Ministerpräsidenten
Hendrik Wüst (CDU) ist eher kurz
und eher ernst. Er spricht von Kli-
maschutz und Energiewende, von
Wohlstand und sozialer Sicherheit:
Themen seiner Regierungskoaliti-
onmit denGrünen.Dann streckt er
die Hand aus in Richtung der Op-
position: Jede demokratische Par-
tei habe in der Vergangenheit zum
Fortschritt des Landes beigetragen.
„Was die SPD für den Zusammen-
halt getan hat, nicht nur unter Jo-
hannesRau, hatNordrhein-Westfa-
len zudemweltoffenen, vielfältigen
Land gemacht, das es heute ist“,
sagt Wüst. Dann ein inhaltlicher
Schwenk zum ehemaligen Koaliti-
onspartner, den Liberalen: „Mit ih-
remZutrauen inunternehmerische
Eigenverantwortung, Freiheit und
Gründergeist hat die FDP indiesem
LandvieleBremsengelöst, nichtnur
in den letzten fünf Jahren.“ Es wirkt
wie ein Friedensangebot nach dem
Wahlkampfmit all seinenQuerelen.
Bei der ersten regulären Sitzung

des neuen Landtags wirdWüst mit
der komfortablenRegierungsmehr-
heit vonCDUundGrünenalsMinis-
terpräsidentwiedergewählt. Ausrei-
ßer aus den eigenen Reihen gibt es
dabei nur einpaar: 106 Ja-Stimmen
bekommt er, 110 Abgeordnete sei-
ner Koalition sind anwesend. Nach
Abstimmung und Amtseid gibt es
langen Applaus, in den Reihen von
CDU und Grünen steht man sogar
auf, um rhythmisch zu klatschen.
Das lassen die Vertreter der ande-
ren Parteien lieber bleiben. Aber
alle Fraktionen gratulierenmit Blu-
mensträußen.
DieseWahl ist der Startschuss da-

für, dass die neue Landesregierung
nunwirklich an die Arbeit geht. Ein
wichtiger Tag – auch für ihre Kriti-
ker. Auf derWiese vor dem Landtag

gibt es Kundgebungen. Die „Volks-
initiative gesunde Krankenhäu-
ser in NRW“ hat Transparente auf
demRasen ausgebreitet und große,
mit Papierschnipseln vollgestopfte
Plastiksäcke aufgehäuft. 50.000 Un-
terschriften hatten die Akteure für
Neuerungen in der Krankenhaus-
landschaft gesammelt – 16.000 zu
wenig für ein Quorum. Symbol-
trächtig liegt das Papier jetzt ge-
schreddert in den Tüten. Der Op-
positionsführer im neuen Landtag,
SPD-Fraktionschef Thomas Kut-
schaty, ist vor Beginn der Landtags-
sitzungalsRedner gekommen.Die-

se Unterschriften seien ein Auftrag
an die Regierung, aber auch an die
Opposition, sagt er:„50.000 Mal ein
Auftrag an uns, die wir alle hier in
diesemGebäudehinter uns arbeiten
werden.“ Einer der Aktiven,Micha-
el Spröke vomSozialverbandSOvD,
gibt sich kämpferisch: „Wir fangen
eigentlich jetzt erst richtig an.“ Als
„Wachhund“ werde man die Ge-
sundheitspolitik beobachten.
Ein paarMeter weiter wird gegen

ein Abschiebegefängnis in Düssel-
dorf demonstriert. Vielleicht wür-
den die Grünen dieses Projekt
doch noch fallen lassen. „Eine klei-

ne Hoffnung haben wir“, sagt Regi-
ne Heider von den Initiatoren.
Unterdessen wird im Landtag am
Rande des Geschehens immer wie-
der schwarz-grüne Einigkeit betont.
DerAbgeordneteundGeneralsekre-
tär der CDU in NRW, Josef Hoven-
jürgen, steht vor der Sitzung im Bis-
tro-Bereich und freut sich darüber,
wie es bis jetzt somiteinander läuft.
AmVormittaghatteHendrikWüstdie
Fraktion derGrünenbesucht,Mona
NeubaurvondenGrünenwiederum
die der CDU, und Hovenjürgen ur-
teilt:„Das lässt sichalles sehrgutund
sehr vertrauensvoll an.“Manmerke

esanderStimmungundamUmgang
miteinander: Da sei etwas„gewach-
sen“überdieKoalitionsverhandlun-
gen.„EsmachtSpaß“, sagtHovenjür-
gen. „Es ist anders als mit der FDP
– aber interessant.“
Neubaur, selbst designierte Mi-

nisterin für Wirtschaft, Industrie,
Klima, Energie sowie stellvertreten-
de Ministerpräsidentin, eilt von In-
terview zu Interview. Sie wird auch
in den nächsten Tagen kaum eine
Atempause bekommen: Donners-
tag gibt es eine aktuelle Stunde zur
Gaskrise, und die Wirtschaftsmi-
nister der Bundesländer sollen un-
ter NRW-Vorsitz zusammentreten.
„Es geht einfach direkt los mit al-
lem“, sagt sie.VorAugensteht ihrdie
Möglichkeit,dassdiedritteStufedes
NotfallplansGasausgerufenwerden
könnte. „Damitmussman jetzt um-
gehen“, stellt sie fest:„Esgehtdarum,
Transparenzherzustellenundzusa-
gen, was könnte kommen, wenn es
denn so weit ist.“
Bei der Wahl des Ministerpräsi-

denten waren viele Gäste und Eh-
rengäste auf der Tribüne: Vertreter
ausderBundespolitik, ausdiploma-
tischenKreisen, vonkirchlichenund
weltlichen Institutionen. Auch der
ehemalige NRW-Ministerpräsident
Jürgen Rüttgers war da.

Rhythmisch klatschen die Abgeordneten der Regierungsparteien für Hendrik Wüst nach seiner Wiederwahl. Überhaupt
betonen CDU und Grüne, wie gut sie jetzt miteinander auskommen. Vor dem Landtag gibt es Proteste.

DasPlenum 195 Abgeordnete
gibt es im Landtag. Davon waren
amDienstag 14 entschuldigt, un-
ter anderem vier Mitglieder der
CDU und eines der Grünen.

Stimmabgabe 181 Stimmenwur-
den bei der Wahl abgegeben, da-
von 106 „Ja“-Stimmen für Wüst
und 74 „Nein“-Stimmen, es gab
eine Enthaltung.

181 gültige Stimmen
wurden abgegeben

INFO

HendrikWüstmit Ehefrau Katharina
und Tochter Philippa. FOTO: PFEIL/DPA

MonaNeubaur vom neuen Koalitionspartner gehörte zu HendrikWüsts ersten Gratulanten. FOTO: MARIUS BECKER/DPA

Nach derWahl nimmt der neue, alteMinisterpräsident HendrikWüst die Glück-
wünsche von Herbert Reul entgegen. FOTO: MARIUS BECKER/DPA

5,5 Millionen Ukrainer
zurück in der Heimat

MELDUNGEN

GENF/KIEW (dpa) In der Ukraine
sind 5,5 Millionen Menschen, die
nach dem russischen Angriff in an-
dere Landesteile geflohen waren,
nach Angaben derVereinten Natio-
nenwieder in ihreHeimat zurückge-
kehrt.Weiterhin seien aber 6,2 Mil-
lionen Menschen innerhalb des
Landes vertrieben, berichtete das
UN-Büro für Migration (IOM) am
Dienstag in Genf. Viele Rückkehrer
gab es im Norden des Landes und
inderHauptstadtKiew.NachDaten
desUN-Flüchtlingshilfswerksbefin-
den sich gut 5,2 MillionenUkraine-
rinnenundUkrainer imAusland, die
nach dem russischen Angriff am
24. Februar geflohen sind. Die Uk-
raine hat derweil nach eigenen An-
gaben erneut 46 Leichen gefallener
Soldaten aus den eigenen Reihen
von Russland erhalten, 21 davon
waren Verteidiger des Stahlwerks
Azovstal in Mariupol, so das Minis-
terium für Reintegration in Kiew.

Unterhaus stimmt für
Entwurf zu Nordirland

LONDON (dpa) Der britische Premi-
erministerBoris Johnsonhofft, dass
seinumstrittenesGesetz zurAushe-
belung der Brexit-Vereinbarungen
zu Nordirland rasch in Kraft treten
kann. Der Gesetzentwurf, der am
Montagabend in Zweiter Lesung
vomUnterhaus angenommenwur-
de, könnte bis Ende des Jahres Ge-
setzwerden, sagte JohnsonderBBC.
Trotz teils heftiger Kritik aus den ei-
genen Reihen stimmte eine Mehr-
heit von 295 der Abgeordneten in
London für dasVorhaben, das Teile
des sogenanntenNordirland-Proto-
kolls außerKraft setzen soll. 221 Par-
lamentarier stimmten dagegen.
Dutzende Abgeordnete aus John-
sons Konservativer Partei enthiel-
ten sich Berichten zufolge jedoch.

VON ARNDT KIRCHHOFF

DÜSSELDORFDerStart vonSchwarz-
Grün in NRW fällt in eine Zeit, die
geprägt ist durch ein in hohem
Maße unsicheres politisches und
wirtschaftliches Umfeld: der Krieg
inderUkraine, dienochnichtüber-
wundene Pandemie, die massiven
weltweiten Lieferengpässe, die ex-
orbitanten Preissteigerungen für
Energie, Rohstoffe und Materiali-
en, die inzwischen vier Jahre dau-
erndeRezession. Es sindhöchst an-
spruchsvolle, ja schwere Zeiten für
die Politik, aber auch für die Unter-
nehmen im Land.
Hinzu kommen die immensen

Herausforderungen, die unsere
Wirtschaft – ohnehin bereits inmit-
ten eines tiefgreifenden Transfor-
mationsprozesses – durch die
Umsetzung der ehrgeizigen und
ambitionierten Klimaziele der Poli-
tik zu meistern hat. Damit dies ge-
lingenundNRWalso tatsächlichdas
„erste klimaneutrale Industrieland
Europas“werdenkann,wird es ent-
scheidend darauf ankommen, dass

die neue Landesregierung von An-
fang an keine Zeit verliert.
CDU und Grüne haben sich in

den vergangenen Wochen schnell
und auch geräuschlos aufeinander
zubewegt und sichtlich Vertrauen
aufgebaut. Und es ist gut, dass im
Koalitionsvertrag ein eindeutiges
Bekenntnis zur Bedeutung einer
starken Wirtschaft für unser Land
abzulesen ist. Gleiches gilt für die
klare Zusage, NRW als Industrie-
standort zu stärken und die Trans-
formation in Richtung Klimaneu-
tralität tatkräftig zu unterstützen.
Darin sind wir uns mit der neuen
Landesregierung völlig einig.
Doch ein entscheidender Schlüs-

sel zum Erfolg wird sein, ob die an-
gekündigtemassiveBeschleunigung
von Planungs- undGenehmigungs-
verfahren auch wirklich erfolgt. Bis-
her sind hierzu die Ankündigungen
noch zu abstrakt. Und während an
manchen Stellen die Liebe zumDe-
tail ausgelebt wird, bleiben anders-
wo wichtige Punkte offen. An der
tatsächlichen Umsetzung ihrer Vor-
haben wird diese Landesregierung

abergemessen.DerneuenKoalition
muss klar sein:OhnekonkreteTaten
wird sie ihre ehrgeizigen Klimaziele
nichterreichen–übrigensauchnicht
den angestrebten Kohleausstieg bis
2030.UnddieEnergiepolitik istdabei
vonzentralerBedeutung. Ichbegrü-
ße daher, dass der Koalitionsvertrag
eine jederzeit sichere, verlässliche
und bezahlbare Energieversorgung
als Basis für das Industrieland NRW
ausdrücklich anerkennt.
Nun müssen beide Parteien be-
weisen, dass sie tatsächlich vor-
handene Spannungsfelder aufzu-
lösen und gesellschaftspolitische
Blockaden zu überwinden in der
Lage sind. Allen muss klar sein:
Ohne starkeUnternehmenwird die
Politik die Herausforderungen die-

ser Zeit nicht bewältigen. Verbote,
Quoten, Regulierungen oder staat-
lichePreisfestsetzungen sind jeden-
falls nicht die geeignetenMittel, um
WohlstandundArbeitsplätze inun-
serem Land zu sichern, ehrgeizige
Klimaziele zu erreichenunddieBa-
sis für einenhandlungsfähigenund
wehrhaften Staat zu stärken.
Wichtig ist vielmehr, dass sichbei-

de Regierungsparteien auf gemein-
same, die Wettbewerbsfähigkeit
der Unternehmen stärkende wirt-
schaftspolitische Leitplanken ver-
ständigen. Andernfalls laufen sie
Gefahr, dass so mancher Betrieb in
der gegenwärtig schwierigenpoliti-
schenundwirtschaftlichenGemen-
gelage aus der Kurve fliegt. Ich er-
wartedeshalb, dass schwarz-grünes
Regierungshandeln künftig stets die
GesamtbelastungderWirtschaft im
Blick hat.
DieRessortverteilung, auf die sich

beide Parteien verständigt haben,
scheint auf den ersten Blick eigen-
willig. Mit der Zuständigkeit für in
unseremWirtschaftsstandort zent-
rale Bereiche wie Wirtschaft, Ener-

gie, Umwelt, Klimaschutz und Ver-
kehr liegt nun sehr viel im Spielfeld
der Grünen. Doch in dieser Auf-
stellung kann auch eine Chance
liegen. Denn damit obliegt ihnen
auch eine besondere Verantwor-
tung, den grundlegenden Struktur-
wandel inNRWzuermöglichen statt
ihn zu verzögern oder gar zu brem-
sen.Denndermuss zwingendgelin-
gen – vor allem,damit insbesondere
Hunderttausende Industriearbeits-
plätze in unserem Land gehalten
werden können. Erweisen sich die
Grünenhier alsTempomacher,wer-
den sie auch viel Vertrauen der Un-
ternehmen zurückgewinnen.
Keine Frage: Die kommende Le-
gislaturperiode wird entscheidend
für die Zukunftsfähigkeit unseres
Landes sein. Die zentralen Wei-
chenstellungen für eine erfolgrei-
che Transformation müssen in den
kommenden fünf Jahren erfolgen.
Die Landespolitik muss dabei da-
rauf achten, das Alleinstellungs-
merkmal unseres Standorts, seine
geschlossenen industriellen Wert-
schöpfungsketten, zu erhalten.Die-

ser strategischeWettbewerbsvorteil
darf auch nicht durch vermeintlich
punktuelle, in ihrer Wirkung aber
durchschlagende Belastungen wie
eine Rohstoffabgabe auf Kies und
Sand fahrlässig aufs Spiel gesetzt
werden. Der neuen Landesregie-
rung muss bewusst sein, dass sie
nur mit starken, wettbewerbsfähi-
gen Unternehmen aller Branchen
erfolgreich sein kann.
Hierfür brauchenWirtschaft und

Industrie einemoderneVerkehrsin-
frastruktur, erhebliche Fortschritte
in der Digitalisierung in allenwich-
tigen Bereichen des Landes und
Spielräume für massive Investitio-
nen in Innovationen, Klimaschutz
und Arbeitsplätze. Weniger Staat,
weniger Reglementierung und we-
niger Bürokratie wären hier auch
ein starkes psychologisches Signal.
WennUnternehmer spüren, dass sie
willkommen sind, ihr Engagement
ausdrücklichunterstützt und ihnen
nichtmitMisstrauenbegegnetwird,
dann sind dies gute Voraussetzun-
gen für ein gutes Miteinander von
Landespolitik undWirtschaft.

Die Ankündigungen sind noch zu abstrakt

GASTBEITRAG Der oberste Wirtschaftsvertreter Nordrhein-Westfalens schreibt über die Chancen einer schwarz-grünen Landesregierung für
das Industrieland NRW. Er wünscht sich weniger Staat, weniger Reglementierung und weniger Bürokratie als starkes psychologisches Signal für die Unternehmen.

Arndt Kirchhoff
ist Präsident der
Verbände Un-

ternehmer NRW
undMetall NRW.
FOTO: ANDREAS KREBS

Trump soll Bewaffnete
auf Demo gebilligt haben

WASHINGTON (dpa) Der damalige
US-Präsident Donald Trump und
engeVertraute waren sich nach An-
gaben einer Mitarbeiterin desWei-
ßen Hauses vorab über mögliche
Gewalt am 6. Januar 2021 bewusst.
Trump habe vor der Rede an seine
Anhänger andiesemTagvonWaffen
im Publikum gewusst, sagte Cassi-
dy Hutchinson bei einer Anhörung
des Untersuchungsausschusses.
Hutchinson arbeitete im Weißen
Haus für Trumps damaligen Stabs-
chefMarkMeadows.„Es istmir egal,
ob sieWaffen haben – sie sind nicht
hier, ummich zu verletzen. Sie kön-
nen von hier aus zum Kapitol mar-
schieren. Nehmt die verdammten
Metalldetektorenweg“, zitierteCas-
sidy Trump.
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Industrie und Stadtwerke warnen vor Gaspreis-Weitergabe
Gaskrisen-Instrument müsse geändert werden, viele Kunden könnten sonst nicht mehr zahlen. Stadtwerke fordern Insolvenzmoratorium

Stefan Schulte

Essen. Nachdem Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck
(Grüne) die zweite von drei Stufen
des Notfallplans Gas ausgerufen
hat, fordern die Stadtwerke und
Unternehmensverbände Hilfen für
Versorger und Verbraucher. An-
dernfalls drohten unabsehbare Ver-
werfungen, wenn im Winter aus
dem drohenden Gasmangel ein
echter Notstand wird.
Habeck hat die sogenannte

Alarmstufe ausgerufen, als dritte
und letzte käme die Notfallstufe.
Der Minister verzichtet aber auf
eine besonders umstrittene Maß-
nahme, die bereits ab der zweiten

Stufe möglich wäre: die sofortige
Preisweitergabe gestiegener Be-
schaffungskosten an die Endver-
braucher.DasbegrüßenStadtwerke
wieauchdie Industrie inNRW.„Ein
sprunghafter Preisanstieg hätte für
die Unternehmen in Nordrhein-
Westfalen dramatische und zum
Teil existenzielle Folgen“, sagte Jo-
hannes Pöttering, Hauptgeschäfts-
führer der Unternehmensverbände
NRW.
Der Verband kommunaler Unter-

nehmen (VKU), der auch die Stadt-
werke vertritt, hatte sich früh gegen
die bloße Preisweitergabe ausge-
sprochen, obwohl sie eigentlich die
Versorger vor Pleiten schützen soll,
wenn sich die Beschaffungskosten

men bei den Endkunden“, meint
VKU-Hauptgeschäftsführer Ingbert
Liebing. Darüber hinaus fordert er
eine Liquiditätssicherung sowie ein
Insolvenzmoratorium für kommu-
nale Unternehmen.
Grundsätzlich halten Energie-

unternehmen wie auch das produ-
zierende Gewerbe die Ausrufung
derAlarmstufe für angemessen.Die
Industrie begrüßt ausdrücklich Ha-
becks Ankündigung, die Gasver-
stromung dort, wo keine Prozess-
wärme betroffen ist, herunterzufah-
ren und die Lücke mit Kohlestrom
zu füllen. „Produktionsstopps in
der Industrie müssen unbedingt so
weit wie möglich vermieden wer-
den, weil sonst massive Störungen

in den Lieferketten und der Verlust
einer Vielzahl von Arbeitsplätzen
drohen“, so Pöttering.
Allerdings kann Habeck auch

hier nochnicht alleRegister ziehen:
Die ab der zweiten Stufe imNotfall-
plan Gas möglichen Strafzahlun-
gen (Pönale) auf mit Gas erzeugten
Strom greifen noch nicht, wie das
Ministerium unserer Zeitung bestä-
tigte. Das Gesetz zur Bereithaltung
von Ersatzkraftwerken muss zuerst
durch Bundestag und Bundesrat.
Diese geplanten Strafzahlungen
sollen die Gaskraftwerke aus dem
Markt drängen, um das gesparte
Gas in die Speicher leiten zu kön-
nen. Das aber stößt auf heftige Kri-
tik der Stadtwerke.

vervielfachen, sie das Gas aber
noch zu alten, für bestimmte Lauf-
zeiten garantierte Preise verkaufen
müssten. Doch die Stadtwerke
rechnen für diesen Fall damit, dass
etliche Kunden die Rechnungen
dann nicht mehr bezahlen können,
was letztlich doch riesige Löcher in
ihre Kassen reißen würde.

Da die Klausel noch nicht greift,
fordert der VKU nun, diese Regeln
zu ändern. Besser sei es, bereits
nach dem Import die Preise zu de-
ckeln, sprich mit staatlichen Zu-
schüssen oder Umlagen bezahlbar
zu halten. „Je früher gegengesteuert
wird, umso geringer wird der Auf-
wand für Unterstützungsmaßnah-

Warnt vor dra-
matischen Fol-
gen: Johannes
Pöttering
Hauptge-
schäftsführer
der Unterneh-
mer NRW PA

Der Wohnungsbau im Ruhrgebiet – wie hier in Essen – hat Fahrt aufgenommen. HANS BLOSSEY /WWW.BLOSSEY.EU

Dortmund hängt Essen ab
Bulwiengesa-Studie: Zuwachs bei Immobilien-Projekten im Ruhrgebiet trotz Krise

Frank Meßing

Essen. Trotz Corona-Pandemie,
Krieg in derUkraine, rasant steigen-
der Preise und einer hohen Infla-
tion wird im Ruhrgebiet mehr ge-
baut als in anderen Metropolen.
Während die sogenannten A-Städte
wie Berlin, Hamburg oder Mün-
chen zwischen den Jahren 2020
und 2022 laut einer Studie einen
Einbruch beim Volumen der Pro-
jektentwicklungen um 3,7 Prozent
hinnehmen mussten, ging es im Re-
vier um sieben Prozent nach oben.
Inzwischen hatDortmund die Kon-
zernhauptstadt Essen überholt.
Andreas Schulten glaubt an das

Ruhrgebiet. Der Geschäftsführer
von Bulwiengesa, einem bundes-
weit tätigen Analysehaus rund um
Immobilien, hatte zu Beginn der
Pandemie 2020 eine Niederlassung
in Essen eröffnet. „Die Branche
geht von einemWachstumaus –mit
einem großen Aber“, fasst Schulten
dieStimmungunter denProjektent-
wicklern zusammen und stützt sich
dabei auchauf eineAuswertungvon
rund 2000 Projekten, die im Ruhr-
gebiet gerade in der Pipeline sind.
Sein „Aber“ ist gemünzt auf das An-
steigen der Bauzinsen und -kosten,
die zum Zeitpunkt der Erfassung
der Daten zu Beginn des Jahres
noch nicht in ihrer Deutlichkeit ab-
zusehenwaren.DerExperte ist aber
überzeugt: „Das Ruhrgebiet ist

deutlich besser gestartet als die A-
Städte.“
Die Zahlen überraschen selbst

die Insider.DerStudievonBulwien-
gesa zufolge befinden sich im Ruhr-
gebiet aktuell rund zwölf Millionen
Quadratmeter Büro-, Wohn- und
Gewerbeflächen in der Entwick-
lung. Davon seien 2,5 Millionen m2

inBau und 4,6Millionenm2 in kon-
kreter Planung für die kommenden
vier Jahre. Motor der positiven Ent-
wicklung seien Wohn- und Büro-
projekte, während bei Hotels, Ein-
zelhandel und sogar in der Logistik
Rückgänge zu beobachten seien.
Bei den Entwicklungen belegt das
Wohnen mit 35,5 Prozent Platz
eins, gefolgt von der immer noch
starken Logistik mit 28,5 Prozent.
„Das Ruhrgebiet profitiert gleich-

zeitig von seiner Größe und seiner
wirtschaftlichen Stabilität“, sagt
Schulten. Der Bulwiengesa-Ge-

schäftsführer zeigt sich zuversicht-
lich, dass über den florierenden
Wohnungsbau auch die immer
noch schwächelnde Kaufkraft in
der Region verbessert werden kön-
ne, weil neueMenschen in die Städ-
te ziehen.

„Märkte sind total spannend“
„Sehr überraschend“ findet Schul-
ten, dass Essen die Führungsrolle
mitdenmeistenProjektentwicklun-
gen an den ewigen Rivalen Dort-
mund abgegeben habe. „Im Osten
desRuhrgebiets passiert einiges, vor
allem bei Logistik-Immobilien“,
meint der Experte.
Gleichwohl seien die Hälfte aller

Projekte im Ruhrgebiet „in den vier
Städten mit ICE-Bahnhof“ anzu-
treffen: Duisburg (1,3 Millionen
m2), Essen (1,5 m2), Bochum (1,2
m2) und Dortmund (1,9 m2). Wobei
laut der Studie inzwischen auch

Mülheim auf den vorderen Plätzen
liegt.
Die Investoren fühlen sich imRe-

vier wohl. „DieMärkte hier sind to-
tal spannend, auch weil man kos-
tengünstiger bauen kann“, sagt An-
na Rzymelka, NRW-Niederlas-
sungsleiterin beim Wohnungsent-
wickler Instone Real Estate. „Wir
werdenunserEngagement imRuhr-
gebiet ausbauen“, kündigt sie an.
„Wir sind relativ entspannt. Die

Krise wird mittelfristig vorüberge-
hen“, kommentiert Lorenz Tragat-
schnig vomösterreichischen Immo-
bilienkonzern Soravia, der gerade
das riesige Tengelmann-Areal in
Mülheim entwickelt. Nach seiner
Einschätzung sind die „Einstiegs-
preise“ für Grundstücke und Be-
standsimmobilien im Ruhrgebiet
„sehr interessant“. Vor diesem Hin-
tergrund könne sich Soravia „mehr
Zeit in der Entwicklung lassen“.
ObwohlWohnungsriesenwie Vo-

novia und LEG ihre Neubaupläne
wegen der Kosten-Explosion deut-
lich abgespeckt unddieEigentümer
des Rhein-Ruhr-Zentrums in Mül-
heim die Modernisierung des Ein-
kaufszentrums aufEis gelegt haben,
glaubt in der Branche niemand an
Projektstopps in großem Stil. „Die
Bauunternehmen tun sich schwer,
über Festpreise zu reden“, räumt
Dirk Himmel von Harpen aber ein.
„Die Phase der Unsicherheit wird
noch einige Monate anhalten.“

Heute vor 30 Jahren

Der Nahverkehr an Rhein und
Ruhr soll bis 1995 schneller und be-
quemer werden. Busse und Stra-
ßenbahnen erhalten auf eigenen
Spuren Vorrang, komfortable Fahr-
zeuge sollen mehr Fahrgäste anlo-
cken. Verkehrsminister Franz-Josef
Kniola spricht von einem „Quali-
tätssprung“ undwill dafür gut sechs
Milliarden Mark ausgeben – zwei
Milliarden mehr als bisher geplant.
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Viele Bauarbeiter
sind frustriert

Duisburg. Rund jeder vierte Be-
schäftigte am Bau beabsichtigt, in
näherer Zukunft den Arbeitgeber
oder sogar die Branche zu wech-
seln. Das zeige eine Online-Befra-
gungunter 3.052Beschäftigten, teil-
te das Institut Arbeit undQualifika-
tion (IAQ) der Universität Duis-
burg-Essen amDonnerstagmit. Ein
Hauptgrund sei die Unzufrieden-
heit mit den Arbeitsbedingungen:
SchwereArbeit zu ungünstigenZei-
ten bei teils schlechter Bezahlung.
Nur gut jeder fünfte Arbeiter sei
überzeugt, seinen Beruf bis zum ge-
setzlichen Renten-Einstiegsalter
durchhalten zu können. Zudem
drohe derDruck auf die Löhnewei-
ter zu steigen, nachdem die Arbeit-
geber vom höheren Branchenmin-
destlohn auf den gesetzlichen Min-
destlohn umgestiegen sind. epd

„Dieselgate“ teuer
für Versicherer

Berlin. Rund 407.000 Kunden ha-
ben wegen des Diesel-Skandals
gegen Autohersteller geklagt und
sich die Anwalts- und Gerichtskos-
ten von ihrer Rechtsschutzversiche-
rung erstatten lassen. Der Diesel-
skandal sei mit mittlerweile 1,4Mil-
liarden Euro der teuerste Schaden
in der Geschichte der deutschen
Rechtsschutzversicherung, erklärte
der Gesamtverband der Deutschen
Versicherungswirtschaft (GDV). Im
Schnitt lag der Streitwert pro Fall
bei knapp 26.000 Euro. „Der Ge-
samtstreitwert aller über dieRechts-
schutzversicherer abgewickelten
Diesel-Rechtsschutzfälle ist damit
auf mittlerweile 10,5 Milliarden
Euro gestiegen“, erklärte GDV-
Hauptgeschäftsführer Jörg Asmus-
sen amDonnerstag. afp

Diese Top 10 der Projektentwick-
ler, die signifikant im Ruhrgebiet
tätig sind, hat Bulwiengesa in
einer Studie ermittelt:
1. die familiengeführte Thelen-
Gruppe aus Essen;
2. Prologis, Weltmarktführer für
Logistik-Immobilien;
3. der Gelsenkirchener Woh-

nungskonzern Vivawest;
4. WohnimmobilienWilma;
5. Edeka-Gruppe;
6. Projektentwickler Ten Brinke;
7. Deutsche Reihenhaus
8. Duisburger Stadttochter Gebag;
9. Gewerbeimmobilien Hillwood;
10. Bauprojektentwickler Land-
marken AG

Die Top 10 der Projektentwickler im Ruhrgebiet

Hamburg. Hersteller von Geflügel-
wurst sollen einem Medienbericht
zufolge Separatorenfleisch – also
zerkleinerte Schlachtreste – in Ge-
flügelwurst und anderen Geflügel-
fleischprodukten verwendet haben,
ohne dies wie vorgeschrieben zu
kennzeichnen. Hierfür hätten La-
boruntersuchungen „Indizien gelie-
fert“, berichteten am Donnerstag
NDR und „Spiegel“. Die beschul-
digten Firmen des Schlachtkon-
zerns Tönnies dementierten. Sie er-
klärten, sie lehnten denEinsatz von
Separatorenfleisch aus qualitativen
Gründen ab, und zweifelten die
Untersuchungsmethode an.
NDRund„Spiegel“ hatten30Ge-

flügelwurst- und Geflügelfleisch-
proben verschiedener Hersteller
vom Bremerhavener Hochschul-
professor Stefan Wittke untersu-
chen lassen. Er habe ein neues Ver-
fahren entwickelt, um Separatoren-
fleisch in Wurstprodukten nachzu-
weisen, berichteten die Medien.
Separatorenfleisch wird erzeugt,

indem Maschinen Tierkörper oder
grob zerkleinerte Knochen mit
Fleischresten durch Lochscheiben
hindurchpressen, wie NDR und
„Spiegel“ berichten. Knochensplit-
ter und Knorpelteile bleiben hän-
gen, alleweichenTeilewerdenabge-
presst. Dabei entsteht eine breiarti-
ge Masse, die nur Centbeträge pro
Kilogramm koste.
Sprecher der in dem Bericht ge-

nannten Firmen erklärten gegen-
über NDR und „Spiegel“, die neue
Untersuchungsmethode sei ledig-
lich ein neuer wissenschaftlicher
Ansatz zum möglichen Nachweis,
der „keine solide Basis“ sei. Regel-
mäßige eigene Tests auf Basis an-
erkannter Methoden bewiesen das
Gegenteil. afp

Forscher erhebt
Vorwürfe wegen
Geflügelwurst

Tesla-Werke
„verbrennenGeld“
San Francisco. Teslas neue Elektro-
auto-Fabriken in Grünheide bei
Berlin und Austin im US-Bundes-
staat Texas verlieren nach Angaben
von Konzernchef Elon Musk der-
zeit „Milliarden an Dollar“. Musk
bezeichnete die Standorte in einem
Video-Interview als „gigantische
Geldverbrennungsöfen“. In dem
Gespräch mit dem Fanclub Tesla
Owners of Silicon Valley nannte er
die vergangenen zwei Jahre mit
Blick auf die Lieferkettenprobleme
der Autoindustrie einen „absoluten
Albtraum“. Der sei auch noch nicht
vorbei. dpa
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Bildung für die Arbeitswelt der Zukunft

	 50 Jahre Bildungswerk NRW

	 Unternehmerische Bildungsarbeit am Puls der Zeit

	 Neue Perspektiven für lebenslanges Lernen

Bildungswerk NRW

Bildung ist eine der wichtigsten 
Voraussetzungen dafür, dass die 
aktuellen Transformationsprozesse 
in den Unternehmen gelingen. Das 
Bildungswerk der Nordrhein-West-
fälischen Wirtschaft (BWNRW) be-
greift die massiven Veränderungen 
als Auftrag, innovative Lösungen zu 
entwickeln und damit neue Perspek-
tiven für das lebenslange Lernen zu 
eröffnen.

50 Jahre aktiv für
Bildung: Prominente 
Gratulanten

Im September 2021 feierte das 
BWNRW in Düsseldorf sein 50-jäh-
riges Jubiläum. Zu den prominenten 
Gratulanten zählten die Ministerin für 
Schule und Bildung NRW, Yvonne 
Gebauer (FDP), sowie der Ehrenprä-
sident von unternehmer nrw, Horst-

Werner Maier-Hunke. Die Ministe-
rin hob hervor: „In einer sich stetig 
wandelnden Arbeitswelt leistet das 
Bildungswerk der Nordrhein-West-
fälischen Wirtschaft seit 50 Jahren 
einen bedeutenden Beitrag zur zeit-
gemäßen Aus- und Weiterbildung der 
Fachkräfte von heute und morgen. 
Als liberale Schul- und Bildungsmi-
nisterin freue ich mich besonders 
über die langjährige Kooperation mit 
SCHULEWIRTSCHAFT NRW, mit der 

wir unsere Schülerinnen und Schüler 
praxisorientiert für ökonomische Zu-
sammenhänge begeistern und gezielt 
auf ihre Berufswahl vorbereiten.“

Der Vorsitzende des BWNRW, Hol-
ger Bentler, betonte: „Mit seinen 
aktuellen Initiativen, Kooperationen 
und Netzwerkprojekten unterstützt 
das Bildungswerk Unternehmen und 
Beschäftigte im Transformationspro-
zess.“ Horst-Werner Maier-Hunke 

Auf der Jubiläumsfeier des Bildungswerks der Nordrhein-Westfälischen Wirtschaft, September 2021. Foto: Wilfried Meyer

Im September 2021 feierte das Bildungswerk sein 50-jähriges Bestehen. 
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Wie lautet aus Ihrer Sicht der 
Auftrag des Bildungswerks?

Seit seiner Gründung 1971 ist das 
Bildungswerk ein unverzichtbarer 
Baustein der unternehmerischen 
Bildungsarbeit in NRW. In den zu-
rückliegenden 50 Jahren haben wir 
aktuelle, für Wirtschaft, Gesellschaft 
und Unternehmen relevante gesell-
schafts- und bildungspolitische The-
men aufgegriffen und wichtige Im-
pulse gesetzt. Und auch in Zukunft 
werden wir im engen Austausch mit 
Verbänden und Unternehmen Bil-
dungsangebote „am Puls der Zeit“ 
entwickeln.

Wie spiegeln sich darin die Ziel-
setzungen von unternehmer 
nrw wider?

Unsere Angebote orientieren sich 
in allen Bildungsbereichen an den 

Bedarfen der Wirtschaft, insbe-
sondere rund um das Thema Fach-
kräftesicherung. Die bildungs- und 
arbeitsmarktpolitische Positionierung 
von unternehmer nrw sowie der Mit-
gliedsverbände ist daher gewisser-
maßen der Kompass, an dem wir 
unsere Bildungsangebote und Mo-
dellprojekte ausrichten. 

Und welche Impulse gehen 
vom Bildungswerk auf die 
Arbeit von unternehmer nrw 
aus?

Wichtig ist vor allem das Aufgreifen 
innovativer Themen im Bildungsbe-
reich. Zudem beschäftigen wir uns 
mit den Auswirkungen der Mega-
trends wie Digitalisierung, Dekarboni-
sierung oder demografischer Wandel 
auf die Arbeitswelt. Dies zeigt sich in 
dem breiten Spektrum an aktuellen 
Bildungsangeboten, sei es im Bereich 

der betrieblichen und der geförder-
ten Weiterbildung oder der Initiative 
SCHULEWIRTSCHAFT. Aus unseren 
Praxiserfahrungen lassen sich gleich-
zeitig konkrete bildungs- und arbeits-
marktpolitische Argumente ableiten.  

Dr. Peter Janßen, Geschäftsführer 
Bildungswerk der Nordrhein-
Westfälischen Wirtschaft

3 FRAGEN ZUR SACHE 

lobte die gute Zusammenarbeit des 
Bildungswerks mit den Arbeitgeber-
verbänden: Das Bildungswerk greife 
aktuelle Themen frühzeitig auf und 
unterstütze Verbände und Unterneh-
men mit passgenauen Bildungsan-
geboten.

Corona beeinflusst
betriebliche
Weiterbildung

Im Seminarbereich blickt das 
BWNRW auf ein Jahr voller Heraus-
forderungen, aber auch neuer Mög-
lichkeiten zurück. Neben den bewähr-
ten Präsenzseminaren entstand ein 
breites Portfolio an aktuellen und 
praxisorientierten Online-Semina-
ren. Dieses Geschäftsfeld hat sich 
im Laufe des vergangenen Jahres 
fest etabliert und wird in Kooperation 
mit zahlreichen regionalen Verbänden 
umgesetzt. So ist es auch möglich, 
flexibel auf neue Bedarfe zu reagieren 
und kurzfristige Sonderveranstaltun-
gen zu aktuellen Themen anzubieten.

Betriebliche
Weiterbildung: Neuer 
Standort
in Südwestfalen

Im September 2021 fusionierte das 
BWNRW mit den Arbeitgebern Süd-
westfalen e.V. (agsw). Unter dem 
Motto „Betriebliche Weiterbildung 
aus einer Hand“ führt dieser Zu-
sammenschluss zu einer spürbaren 
Erweiterung des Seminarangebo-
tes und stärkt mit verschiedenen 

Tagungsorten die regionale Präsenz 
in Südwestfalen. Überdies setzt 
das BWNRW die Bildungsscheck-
beratung für Unternehmen aus dem 
Märkischen Kreis, dem Ennepe-Ruhr-
Kreis und dem Stadtgebiet Hagen 
fort.

Smarte Lernfabrik –
Einweihung des
Campus Buschhütten

Im April 2022 weihte das Unterneh-
merehepaar Dr. Gabriele und Axel 

„INNOVATIVE THEMEN IM BILDUNGSBEREICH AUFGREIFEN“
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Campus Buschhütten: Smarte Lernfabrik für die Industrie 4.0 
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E. Barten im Beisein von NRW-
Wirtschaftsminister Prof. Andreas 
Pinkwart den Campus Buschhütten 
ein. Auf dem Firmengelände der 
Achenbach Buschhütten GmbH & 
Co. KG in Kreuztal wurde zuvor eine 
120 Jahre alte Fabrikhalle komplett 
modernisiert. Das Projekt knüpft an 
die große industrielle Tradition der 
Region Südwestfalen an und bildet 
die Basis für die zukunftsweisende 
Zusammenarbeit von Industrie, Uni-
versität und weiteren Bildungsinstitu-
tionen in Sachen Industrie 4.0.

Unter dem Leitbild „Wir produzieren. 
Zukunft.“ verfolgt der Campus Busch-
hütten folgende Ziele:
 

 �Aufzeigen des Nutzens der KI für 
die Nachhaltigkeit von Produktions-
prozessen

 �Abbau von Berührungsängsten mit 
KI auf allen Ebenen

Wesentlicher Bestandteil ist die 
Smarte Lernfabrik Buschhütten gUG 
(SLB), an der das BWNRW als Ge-
sellschafter beteiligt ist und in der die 
berufliche Ausbildung überbetrieblich 
organisiert wird. Größter industrieller 
Partner ist die Achenbach Buschhüt-
ten GmbH & Co. KG, Forschungs-
partner ist die Universität Siegen mit 
dem Lehrstuhl „Technikdidaktik am 
Berufskolleg“.

JUNIOR: Digitaler
Landes- und Bundes-
wettbewerb für
Schüler-Unternehmen

Gleich zwei Schüler-Unternehmen 
gewannen im Mai 2022 den dies-
jährigen JUNIOR Landeswettbewerb: 
„Düsselrein“ vom Max-Planck-Gym-
nasium Düsseldorf überzeugte die 
Jury mit ihrer Seife aus Altbier und 
Fetten wie Kokos- und Olivenöl. 
„Wunsch.Glas“ vom Mädchengym-
nasium Essen-Borbeck sicherte sich 
ebenfalls den ersten Platz. Sie stellen 
aus recycelten Einmachgläsern so-
genannte kleine Leucht-Wunder her. 
In den Gläsern befinden sich ver-
schiedene Dekorationselemente, 

die an individuelle Wünsche ange-
passt werden können. Beide Teams 
vertraten NRW anschließend beim 
Bundeswettbewerb. Dort errang 
„Düsselrein“ den zweiten Platz und 
wurde zudem mit einem Sonderpreis 
der Deloitte-Stiftung für den besten 
Geschäftsbericht ausgezeichnet.

MINT-Tag: Bildung für 
Nachhaltige
Entwicklung (BNE) 

Der traditionelle MINT-Tag NRW fand 
im Dezember 2021 in Form eines di-
gitalen Nachmittags statt. Bildung für 
Nachhaltige Entwicklung (BNE) war 

das Leitthema der virtuellen Konfe-
renz für die Lehrkräfte der nordrhein-
westfälischen MINT-Schulen. Klaus 
Kurtz, Gesamtschullehrer i.R. und 
Fortbilder im Bereich BNE, erläuterte 
die Chancen und Herausforderungen 
von BNE. In zwei Zeitschienen und 
insgesamt zehn „Breakout Rooms“ 
konnten sich die 85 Teilnehmenden 
mit ausgewählten Schwerpunktthe-
men befassen. Die Themen reich-
ten von „Miethühner für die Schule“ 
über „Road to klimaneutrale Schule“ 
bis hin zur „Green Chemistry“. Der 
Nachmittag richtete sich an Schulen 
aus den Netzwerken MINT SCHULE 
NRW und MINT-EC NRW. Das Leit-
thema wird 2022 mit weiteren Ange-
boten zusätzlich über das Netzwerk 
SCHULEWIRTSCHAFT NRW in die 
Fläche getragen.

„AlphaGrund“:
Fachkräfte sichern und
weiterbilden

Die erfolgreiche Arbeit des Projekts 
„AlphaGrund“ wird fortgeführt. In 
einer neuen Projektphase fördert das 
Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) im Rahmen der 
AlphaDekade die Qualifizierung und 
Weiterbildung von an- und ungelern-
ten Beschäftigten. Betriebsabläufe 
optimieren, Qualität sichern, Fach-
kräfte gewinnen: Arbeitsorientierte 
Grundbildung (AoG) lohnt sich, um 
berufliche Potenziale von An- und 
Ungelernten besser zu nutzen. Bei 
der Umsetzung in kleinen Gruppen 

und direkt am Arbeitsplatz werden 
stellen- und betriebsspezifische 
Anforderungen berücksichtigt. Das 
BWNRW setzt das Projekt gemein-
sam mit acht weiteren Bildungswer-
ken der Wirtschaft bundesweit und 
unter Federführung des Instituts der 
deutschen Wirtschaft um. 

Bildungswerke der 
Sozialpartner in NRW 
gemeinsam engagiert

Im Rahmen des vom Arbeitsministe-
rium NRW geförderten Projekts „So-
zialpartner gemeinsam für arbeits-
orientierte Grundbildung in NRW“ 
kooperiert das Bildungswerk der 
Nordrhein-Westfälischen Wirtschaft 
e. V. mit Arbeit und Leben DGB/VHS 
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Stand des Projekts „Düsselrein“ beim JUNIOR-Bundeswettbewerb



NRW e. V. und dem DGB-Bildungs-
werk NRW e. V. Nicht zuletzt die Co-
rona-Pandemie hat aufgezeigt, wie 
wichtig es auch für geringer quali-
fizierte Beschäftigte ist, mit digitalen 
Medien umgehen zu können. Auf 
einer Workshop-Reihe mit Experten 
zum Thema „Grundbildung digital 
und digitale Grundbildung?“ entstand 
ein Kompetenzmodell, auf dessen 
Grundlage digitale Grundbildungs-
angebote entwickelt werden können. 

Q 4.0-Training:
3D-Druck für Azubis

Wie funktioniert eigentlich ein 3D-
Drucker und wie kann ich das Thema 
meinen Azubis näherbringen? Diese 
und andere Fragen wurden im Rah-
men eines Trainings des NETZWERKS 
Q 4.0 für Ausbilder beantwortet. In 
der Praxisphase des Trainings „Ad-
ditive Fertigung: 3D-Druck im MINT-
Ausbildungsalltag“ waren die Teil-
nehmenden zu Gast bei Evonik im 
Chemiepark Marl. Dort erhielten die 
Ausbildungsverantwortlichen nicht 
nur das nötige technische Fachwis-
sen, sondern sahen auch Einsatz-
möglichkeiten des 3D-Drucks inner-
halb der Ausbildung. 

Das NETZWERK Q 4.0, an dem sich 
das BWNRW gemeinsam mit 15 Bil-
dungswerken der Wirtschaft und dem 
Institut der deutschen Wirtschaft be-
teiligt, macht das Berufsbildungsper-
sonal fit für die Herausforderungen 
der Ausbildung im Zeitalter des digita-
len Wandels. Mit dem Projekt sollen 
Ausbilderinnen und Ausbilder darin 
bestärkt werden, die Berufsausbil-
dung gezielt an die Anforderungen 
des digitalen Wandels anzupassen.

Zukunftszentrum
KI NRW: Chancen der
Digitalisierung nutzen

Das Zukunftszentrum KI NRW (ZuZ 
KI NRW) unterstützt Unternehmen 
durch praxisnahe Beratung und Quali-
fizierung dabei, die Chancen und Po-
tenziale der Digitalisierung im betrieb-
lichen Umfeld zu nutzen und damit 
die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. 
Unter der Führung der ZENIT GmbH 
haben sich mit dem BWNRW weitere 
sieben Konsortialpartner zusammen-
geschlossen, um Unternehmen zu 
beraten, zu qualifizieren und durch 
digitale Transformation zu begleiten. 
Das Zukunftszentrum KI NRW wird 
durch das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) und das 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales NRW (MAGS) gefördert. 
Rund 400 Teilnehmende verfolgten 
im Februar 2022 die Online-Konfe-
renz „Digitalen Wandel gemeinsam 
gestalten“, die über die Angebote 
des Zukunftszentrums informierte 
und das Thema KI anhand von Pra-
xisbeispielen aus Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberperspektive beleuchtete. 
Im Praxis-Talk unterstrich der Haupt-
geschäftsführer von unternehmer 
nrw, Johannes Pöttering, die Nut-
zung neuer Technologien als zentrale 
Voraussetzung für die Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit und die 
Sicherung von Arbeitsplätzen.

Übergabe der Teilnahmebescheinigungen im Projekt „AlphaGrund“

Projekt Q 4.0: Praxisphase mit 3D-Drucker
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unternehmer nrw: Gut vernetzt

Deutsche Renten
versicherung Bund

	- Widerspruchsausschuss 
Bonn

	- Widerspruchsausschuss  
Düsseldorf

	- Widerspruchsausschuss 
Essen

AOK NordWest

	- Verwaltungsrat
	- Organisations-, Finanz- und 

Grundsatzausschuss
	- Markt- und Produktions

ausschuss

Berufsgenossenschaft 
Holz und Metall

	- Vorstand
	- Widerspruchsausschuss
	- Finanzausschuss
	- Mitglied im Landesverband 

West der DGUV

Verwaltungs-Berufs
genossenschaft (VBG)

	- Rentenausschuss

Berufsgenossenschaft  
Energie Textil Elektro 
Medienerzeugnisse

	- Widerspruchsausschuss
	- Rentenausschuss

AOK Rheinland/Hamburg

	- Verwaltungsrat
	- Fachausschuss Versorgung
	- Fachausschuss 

Grundsatzfragen
	- Immobilienausschuss

Deutsche Renten
versicherung Rheinland

	- Vorstand

Die Landesbehinderten-  
und Patientenbeauftragte 

	- Fachbeirat Partizipation

Regionaldirektion NRW 
der  Bundesagentur für 
Arbeit

	- Arbeitsmarktpolitischer Beirat
	- Arbeitsmarktpolitischer 

Ausschuss
	- Widerspruchsausschuss
	- Beirat „Integration von 

geflüchteten Menschen in 
Arbeit und Ausbildung

Westdeutscher Rundfunk 
Köln

	- WDR-Rundfunkrat

Deutsche Renten
versicherung Westfalen

	- Vertreterversammlung
	- Widerspruchsausschuss

Landesanstalt für Medien 
NRW

	- Medienkommission

Landessozialgericht 
Nordrhein-Westfalen

	- Tätigkeit als ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter

	- Ausschuss der ehren
amtlichen Richterinnen 
und Richter

Landschaftsverband  
Rheinland Inklusionsamt

	- Widerspruchsausschuss
	- Beratender Ausschuss zur 

Beschäftigung von behinder-
ten Menschen

UNTERNEHMER NRW IST VERTRETEN 
IN DER GERICHTSBARKEIT, 
IN DER SOZIALEN SELBSTVERWALTUNG UND 
IM ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN RUNDFUNK
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Regionale Verbindungsstelle Arnsberg
Unternehmensverband
Westfalen Mitte e. V.
Arnsberg/Hamm
Goethestraße 28
59755 Arnsberg
Tel.: 02932 9718-0 / Fax: 02932 9718-12
E-Mail: info@uvwm.de
www.uvwm.de

Regionale Verbindungsstelle Detmold
Arbeitgeberverband Lippe e. V.
Ernest-Solvay-Weg 2
32760 Detmold
Tel.: 05231 9385-0 / Fax: 05231 9385-20
E-Mail: info@agv-lippe.de 
www.agv-lippe.de

Regionale Verbindungsstelle
Düsseldorf
Unternehmerschaft Düsseldorf und
Umgebung e. V.
Achenbachstraße 28
40237 Düsseldorf
Tel.: 0211 66908-0 / Fax: 0211 66908-30
E-Mail: service@unternehmerschaft.de
www.unternehmerschaft.de

Regionale Verbindungsstelle Köln
kölnmetall
Arbeitgeberverband der
Metall- und Elektroindustrie Köln e. V.
Herwarthstraße 18-20
50672 Köln
Tel.: 0221 57904-0 / Fax: 0221 57904-22
E-Mail: verband@koelnmetall.de
www.koelnmetall.de

Regionale Verbindungsstelle Münster
Verband Münsterländischer
Metallindustrieller e. V.
Haus Sentmaring 7
48151 Münster
Tel.: 0251 237788-0 / Fax: 0251 237788-9
E-Mail: vmm@vmm-muenster.de
www.vmm-muenster.de
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unternehmer nrw
 
Landesvereinigung der
Unternehmensverbände
Nordrhein-Westfalen e. V. 
Uerdinger Straße 58–62
40474 Düsseldorf

Postfach 30 06 43
40406 Düsseldorf

Telefon: 0211 4573 - 0
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E-Mail: info@unternehmer.nrw
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Kontakt

Hauptgeschäftsführung 

Hauptgeschäftsführer
RA Johannes Pöttering
Tel.: 0211 4573-250
E-Mail: poettering@unternehmer.nrw

Sekretariat
Gabriela Brodeßer
Tel.: 0211 4573-289
E-Mail: brodesser@unternehmer.nrw 

Sabine Kogst
Tel.: 0211 4573-287
E-Mail: kogst@unternehmer.nrw

Mitglieder
der Hauptgeschäftsführung

Dipl.-Pol. Tanja Nackmayr
Stellvertretende
Hauptgeschäftsführerin

RA Dr. Axel Borchard
RA Max Breick
Dipl.-Volksw. Hubertus Engemann

Politik

GRUNDSATZFRAGEN

Stellvertretende
Hauptgeschäftsführerin 
Dipl-Pol. Tanja Nackmayr
Tel.: 0211 4573-259
E-Mail: nackmayr@unternehmer.nrw

Niklas Otto (studienbegleitend)
Tel.: 0211 4573-225
E-Mail: otto@unternehmer.nrw

WIRTSCHAFTS- UND
UMWELTPOLITIK, UMWELTRECHT

Geschäftsführer
Dipl.-Ök. Alexander Felsch
Tel.: 0211 4573-241
E-Mail: felsch@unternehmer.nrw

Ass. jur. Alexander Schüller
Tel.: 0211 4573-244
E-Mail: schueller@unternehmer.nrw
 
INTERNATIONALE SOZIALPOLITIK / 
EUROPA / LEITUNG BÜRO BRÜSSEL

RAin Isabelle Oster
Tel.: 0211 4573-238
E-Mail: oster@unternehmer.nrw

Fax: 0211 4573-258

BILDUNGS- UND
ARBEITSMARKTPOLITIK

Abteilungsleiter 
Jörn Klare M.Sc.
Tel.: 0211 4573-251
E-Mail: klare@unternehmer.nrw

Dipl.-Kffr. Claudia Dunschen
Tel.: 0211 4573-220
E-Mail: dunschen@unternehmer.nrw

Sekretariat
Gabriela Brodeßer
Tel.: 0211 4573-289
E-Mail: brodesser@unternehmer.nrw

Birgit Heidrich
Tel.: 0211 4573-234
E-Mail: heidrich@unternehmer.nrw

Sabine Kogst
Tel.: 0211 4573-287
E-Mail: kogst@unternehmer.nrw

Fax: 0211 4573-258 

Tarif

Geschäftsführer
RA Max Breick
Mitglied der Hauptgeschäftsführung
Tel.: 0211 4573-253
E-Mail: breick@unternehmer.nrw

Geschäftsführer
RA Thorsten Armborst 
Stellv. Fachbereichsleiter
Tel.: 0211 4573-207 
E-Mail: armborst@unternehmer.nrw  

Ass. iur. Maja Lau
Tel.: 0221 4573-205
E-Mail: lau@unternehmer.nrw
 
Ass. iur. Anne Wiersberg
Tel.: 0211 4573-208
E-Mail: wiersberg@unternehmer.nrw

Sekretariat
Sylke Kristen
Tel.: 0211 4573-254
E-Mail: kristen@unternehmer.nrw

Britta Schuh
Tel.: 0211 4573-257
E-Mail: schuh@unternehmer.nrw

Fax: 0211 4573-209

VOLKSWIRTSCHAFT / STATISTIK

Jörn Klare M.Sc.
Tel.: 0211 4573-251
E-Mail: klare@unternehmer.nrw

Sekretariat
Katja Schlak
Tel.: 0211 4573-252
E-Mail: schlak@unternehmer.nrw

Fax: 0211 4573-231

ARBEITSWIRTSCHAFT /
ARBEITS- UND GESUNDHEITSSCHUTZ

Dipl.-Wirt-Ing. Dr. Mikko Börkircher
Tel.: 0211 4573-296
E-Mail: boerkircher@unternehmer.nrw

Dipl.-Psych. Axel Hofmann
Tel.: 0211 4573-228 
E-Mail: hofmann@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Ute Heinze-Kriegsmann
Tel.: 0211 4573-227
E-Mail: 
heinze-kriegsmann@unternehmer.nrw

Fax: 0211 4573-209

Recht

Geschäftsführer
RA Dr. Axel Borchard
Mitglied der Hauptgeschäftsführung 
Tel.: 0211 4573-249
E-Mail: borchard@unternehmer.nrw

ARBEITSRECHT

Geschäftsführer
RA Walter Korte
Tel.: 0211 4573-271
E-Mail: korte@unternehmer.nrw

Geschäftsführer
RA Prof. Dr. Bernd Schiefer
Tel.: 0211 4573-267
E-Mail: schiefer@unternehmer.nrw



SOZIALRECHT / BETRIEBLICHE 
ALTERSVORSORGE

Ass. iur. Mara Meyer
Tel.: 0211 4573-235
E-Mail: meyer@unternehmer.nrw

Sekretariat
Helga Albrand
Tel.: 0211 4573-268
E-Mail: albrand@unternehmer.nrw

Susanne Dürhager
Tel.: 0211 4573-204
E-Mail: duerhager@unternehmer.nrw
 
Sonja Niekämper	
Tel.: 0211 4573-270
E-Mail: niekaemper@unternehmer.nrw

Jennifer Schlüpner
Tel.: 0211 4573-261
E-Mail: schluepner@unternehmer.nrw

Fax: 0211 4573-231

Kommunikation

Geschäftsführer
Dipl.-Volksw. Hubertus Engemann 
Mitglied der Hauptgeschäftsführung
Tel.: 0211 4573-233
E-Mail: engemann@unternehmer.nrw

Tim Abendroth M.A.
Tel.: 0211 4573-237
E-Mail: abendroth@unternehmer.nrw

Susanne Dreyer M.A. 
Tel.: 0211 4573-216
E-Mail: dreyer@unternehmer.nrw

Christine Ehrig M.A.
Tel.: 0211 4573-278
E-Mail: ehrig@unternehmer.nrw

Sekretariat
Elisabeth Hück
Tel.: 0211 4573-232
E-Mail: hueck@unternehmer.nrw

Antje Kiwitz
Tel.: 0211 4573-230
E-Mail: kiwitz@unternehmer.nrw

Fax: 0211 451-370

Finanzen / Verwaltung / Personal

Geschäftsführer
Dipl.-Wirtsch.-Ing. Markus Ankel
Tel.: 0211 4573-288 
E-Mail: ankel@unternehmer.nrw

Sandra Dahlmann
Tel.: 0211 4573-273
E-Mail: dahlmann@unternehmer.nrw

Dorothee Seising-Brackmann
Tel.: 0211 4573-272
E-Mail: seising-brackmann@unternehmer.nrw

Fax: 0211 4573-175

BILDUNGSWERK NRW

Geschäftsführer
Dr. rer. oec. Peter Janßen 
Tel.: 0211 4573-245
E-Mail: janssen@unternehmer.nrw

Miriam Becker M.A.
Tel.: 0211 4573-229
E-Mail:
miriam.becker@unternehmer.nrw

Beate Gathen 
Tel.: 0211 4573-240
E-Mail: gathen@unternehmer.nrw

Adam Golik
Tel.: 0211 4573--269
E-Mail: golik@unternehmer.nrw

Ass. d. L. Regina Hoyer
Tel.: 0211 4573-247
E-Mail: hoyer@unternehmer.nrw 

Dr. Heike Hunecke 
Tel.: 0211 4573-239
E-Mail: hunecke@unternehmer.nrw

Roman Kehr
Tel.: 02371 8291-958
E-Mail: kehr@unternehmer.nrw

Elena Keuchel
Tel.: 0211 4573-217
E-Mail: keuchel@unternehmer.nrw

Uta Kressin
Tel.: 02371 8291-957
E-Mail: kressin@unternehmer.nrw

Silvia Maier
Tel.: 0211 4573-262
E-Mail: maier@unternehmer.nrw 

Anne von Moers M.A.
Tel.: 0211 4573-277
E-Mail: vonmoers@unternehmer.nrw 

Dipl.-Kffr. Suzana Rieke
Tel.: 0211 4573-224
E-Mail: rieke@unternehmer.nrw

Dr. Wasilios Rodoniklis
Tel.: 0211 4573-264
E-Mail: rodoniklis@unternehmer.nrw

Anna-Lena Wachholz
Tel.: 0211 4573-265
E-Mail: wachholz@unternehmer.nrw

Isabelle Wanders
Tel.: 0211 4573-263
E-Mail: wanders@unternehmer.nrw

Christine Westerhuis
Tel.: 0211 4573-255
E-Mail: christine.westerhuis@unternehmer.nrw

Lisa Wienstroer B.A.
Tel.: 0211 4573-242
E-Mail: wienstroer@unternehmer.nrw

Sekretariat 
Marie-Claire Aschmann
Tel.: 0211 4573-285
E-Mail: aschmann@unternehmer.nrw

Gabriele Pongratz	
Tel.: 0211 4573-248
E-Mail: pongratz@unternehmer.nrw

Angela Schmidt
Tel.: 0211 4573-246
E-Mail: schmidt@unternehmer.nrw

Fax: 0211 4573-144

IT-ORGANISATION

Viktor Junemann
Tel.: 0211 4573-282
E-Mail: junemann@unternehmer.nrw

Peter Schulte-Zurhausen
Tel.: 0211 4573-283
E-Mail: schulte-zurhausen@unternehmer.nrw

Kevin Wohlgemuth
Tel.: 0211 4573-281 
E-Mail: wohlgemuth@unternehmer.nrw

Fax: 0211 4573-177

EMPFANG
 
Sandra Plennies 
Tel.: 0211 4573-215
E-Mail: empfang@unternehmer.nrw

Fax: 0211 4573-116 
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Vorstandsklausur in Berlin mit Tilman 
Kuban MdB (CDU) und Knut Bergmann 
(Leiter IW-Hauptstadtbüro)

Verkehrsministerin Ina Brandes (CDU) bei der Vorstandssitzung

IW-Direktor Prof. Dr. Michael Hüther auf 
der Mitgliederversammlung

Vorstandsklausur in Berlin
mit Matthias Machnig (SPD)

Mona Neubaur MdL (Bündnis 90 / Die Grünen) und 
Johannes Pöttering im Landtag NRW

Vorstandsklausur in Berlin – Abendveranstaltung 
auf dem Medienschiff Pioneer One

Vorstandsklausur in Brüssel mit Diskussion mit Klaus 
Welle, Generalsekretär des Europäischen Parlaments

2. NRW-Spitzengespräch Wasserstoff

Geschäftsführersitzung mit Jochen Trum (WDR)

Die Stimme der NRW-Wirtschaft 

Isabelle Oster und Dr. Karsten Lemke (GF ZENIT 
GmbH) bei der Kick-off-Veranstaltung Enterprise 
Europe Network / NRW.Europa 2022-2025 

Fotos: unternehmer nrw,  Land NRW / Mark Hermenau, ZENIT / NRW.Europa



Im Januar 2022 wurde es mint: Die neue Website von unternehmer nrw ging frisch 
überarbeitet an den Start. Im übersichtlichen Design finden sich dort alle Themen, 
Infos und Stimmen der NRW-Wirtschaft.

www.unternehmer.nrw


